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Präsident Dr. Rundhammer eröffnet die Sitzung 
um 9 Uhr 2 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Sitzung ist er­
öffnet. 

Stenog1:. Ber. d. Bayer. Landba11s 1952 75.Sitz. (S1ig.) 

Nach Artikel 5 Absatz 2 des Aufwandsentschädi­
gungsgesetzes sind entschuldigt oder beurlaubt die 
Abgeordneten Baumeister, Behringer, von und zu 
Franckenstein, Hofmann Leopold, Körner, Laumer, 
Luft, Mack, Dr. Soenning, Dr. Seitz und Dr. Wüllner. 

Der Ausschuß zur Information über Bundes­
angelegenheiten, der gestern zu seiner konstitu­
ierenden Sitzung zusammengetreten ist, hat als 
Vorsitzenden gewählt den Abgeordneten Jean Stock 
und als stellvertretendeu Vorsitzenden den Abge­
ordneten Dr. vob. Prittwitz und Gaffron. - Das 
Haus nimmt hievon Kenntnis. 

Wir setzen die Behandlung des Punktes 6 a der 
Tagesordnung fort: 

Haushalt des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus für das Rechnungsjahr 1951. 

Bevor ich dem Berichterstatter Meixner das Wort 
gebe, möchte ich vorschlagen, die R e d e z e i t hier 
im Plenum festzusetzen. Wir hatten beim letzten 
Etat, den wir verabschiedet haben, für die Frak­
tionen der CSU, SPD und BP eine Redezeit von 
je 30 Minuten, für BHE und FDP von 20 Minuten 
und für die Deutsche Gemeinschaft von 15 Minuten 
festgelegt. Wir haben in dieser Woche zu verab­
schieden die Haushalte des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus, des Staatsministeriums der 
Finanzen, der Allgemeinen Finanzverwaltung, den 
Außerordentlichen Haushalt, dann die Ergänzung 
zuni Haushalt des Obersten Rechnungshofs und 
schließlich noch das Finanzgesetz. Es ist vorgeschla­
gen worden, die Debatte über die Haushalte des 
Finanzministeriums und der Allgemeinen Finanz­
verwaltung und den Außerordentlichen Haushalt 
miteinander zu verbinden. Darüber wird zweck­
mäßigerweise der Ältestenrat in seiner Sitzung 
heute mittag 2 Uhr beraten. Aber die Zeitdauer 
für die Beratung des Kultusetats muß jetzt fest­
gelegt werden, weil die Aussprache noch am Vor­
mittag beginnen wird. Da, wie ich höre, der Herr 
Staatsminister für Unterricht und Kultus trotz der 
Zeitnot eine längere Etatrede halten will, möchte 
ich vorschlagen, die Redezeit für die großen Frak­
tionen von 30 Minuten auf 45 Minuten zu erhöhen 
- nicht auf eine Stunde, wie es früher war -, 
für die mittleren Fraktionen, BHE und FDP, auf 
30 Minuten und für die Deutsche Gemeinschaft auf 
20 Minuten festzusetzen. Ist das Haus damit ein­
verstanden? - Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Wir werden so verfahren. 

Nunmehr erteile ich das Wort zur weiteren Be­
richterstattung über diesen Etat dem Herrn Ab-. 
geordneten Meixner. 

Meixner (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Der vor­
liegende Haushalt des Staatsministeriums für Un­
terricht und Kultus hat den Haushaltsausschuß in 
9 Sitzungen beschäftigt. Das Ergebnis der Beratun­
gen liegt Ihnen im Einzelplan V und in der Bei­
lage 2387 vor. Mit Rücksicht auf die Zeitnot, in der 
sich der Landtag befindet, kann ich über den Ab­
lauf der Verhandlungen nur in Kürze berichten 
und muß im übrigen auf die beiden genannten 
Unterlagen verweisen. Berichterstatter war ich 
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selbst, für die Abteilung Kunst Herr Abgeordneter 
von Feury, Mitberichterstatter war Herr Abgeord­
neter von Rudolph. 

Es entspann sich zunächst über den Etat eine 
m;nfangreiche allgemeine Aussprache. Der B e -
r ich t er s t a t t e r wies darauf hin, daß der vor­
liegende Etat mit 37,3 Millionen in Einnahmen 
- 300 000 DM weniger --..,.., und · 343,9 Millionen 
D-Mark in Ausgaben - 41,6 Millionen D-Mark 
mehr - mit 47 000 Beamten, Angestellten, Arbei­
tern und Hilfskräften an der Spitze aller Haus­
halte des bayerischen Landes steht. Trotzdem 
müsse man sagen,. daß er nicht nur sehr sparsam 
aufgestellt, sondern im Rahmen der übrigen Etats 
sehr bescheiden ausgestattet sei. · 

Der Mi t b e r i c h t e r s t a t t e r schloß sich die­
ser Auffassung an und erklärte, daß trotz der gro­
ßen Summen, die erscheinen, der Etat an letzter 
Stelle der staatlichen Aufwendungen stehe. Er Wies 
hin auf die Wichtigkeit und Fruchtbarkeit der kul­
turellen Aufwendungen und bedauerte besonders 
die ungenügende Berucksichtigung des Volksbil­
dungswesens und der Erwachsenenbildung. Dem­
gegenüber betonte der Vorsitzende, daß 
Volks- und Erwachsenenbildung nach der bayeri­
schen Verfassung in erster Linie Sache der Ge.:. 
meinden seien und der Staat nur Zuschüsse ge­
währe. 

Der Herr K u 1 t u s m i n i s t e r gab e~nen Über­
blick über den Etat. Er wies besonders darauf hin, 
daß die Erhöhung der Ausgaben von 303,2 Mil­
lionen D-Mark auf 342,9 Millionen D-Mark durch 
die Teuerungszulagen und die allgemeine Ver­
teuerung verur1mcht sei. Er lege größten Wert auf 
äußerste Sparsamkeit. Dies gelte besonders von 
der zentralen Verwaltung des Ministeriums, die bei 
einem Personalstand von 47 000 von 194 Beamten 
bewältigt werde. Abgeordneter Lanzinger bedauerte 
besonder,s die geringen Zuwendungen des Staates 
für die Provinztheater. 

Abgeordneter Dr. Lippe r t wies auf die Not 
der Junglehrer hin und sprach sich für ein lang­
sames WaGhsen der Schulreform aus. Das immer­
währende Experimentieren wirke sich nur zum 
Schaden der Kinder aus. Abgeordneter Dr. Strosche 
betrachtete den Etat vom Standpunkt der Heimat­
-vertriebenen und forderte stärkeren Einbau ihrer 
kulturellen Potenz. 

Abgeordneter Dr. Schubert nannte den Kul­
tusetat in manchen Teilen einen Zwergetat. Er wies 
auf den grundlegenden Strukturwandel unseres 
Volkes hin, eine Tatsache, der man auch in der 
Kulturpolitik Rechnung tragen müsse. Abgeord­
neter Wimmer wies darauf hin, daß der Kultusetat 
mit 18,5 Prozent an erster Stelle aller Einzelpläne 
stehe und daß alles Reden nicht viel Wert habe; 
denn man könne dem Volke keine neuen Steuer­
lasten auferlegen und müsse sich darum '·mit den 
vorhandenen Mitteln bescheiden. 

Frau Abgeordnete Dr. B r ü c h e r verwies auf 
die ernste Lage des Lehrernachwuchses und die 
Notwendigkeit der Neuregelung der Lehrerbildung. 

Zum Schluß sprach Kultusminister Dr. Schwalber 
die Überzeugung aus, daß sich Bayern mit seiner 
kulturellen Leistung trotz aller offenstehenden 
Wünsche sehr wohl sehen lassen könne. 

Nach dieser Generaldebatte trat der Ausschuß 
in die Einzelberatung ein. 

Bei Kapitel 401 A beantragte das Kultusministe­
rium eine Stelle für Oberregierungsräte, die Um­
wandlung von 2 Stellen für Regierungsassessoren 
in zwei Stellen für Regierungsräte, eine Stelle für 
Amtsräte, eine Stelle für Amtmänner, eine Stelle 
für Oberinspektoren,. zwei Stellen für Regierungs­
inspektoren und vier Stellen für nichtbeamtete 
Hilfskräfte. Diese Stellen wurden mit Rücksicht 
auf den außerordentlich bescheidenen Personal­
stand des Ministeriums einstimmig genehmigt. 

Bei Kapitel 401 B, Sammelansätze, wurde be­
dauert, daß die Ausbildungsbeihilfen in Titel 217 
nicht höher sind. Die Minderung bei den Titeln 218, 
219 und 220 ist auf den Rückgang der Einnahmen 
aus dem Fußballtoto zurückzuführen. Es wurde 
die Auffassung vertreten, daß diese Titel nicht 
allein auf die Erträgnisse des Fußballtotos ange­
wiesen sein könnten und ein Antrag Haas ange­
nommen, im nächsten Haushalt hierfür einen 
Staatszuschuß i~ Höhe von einer Million D-Mark 
einzusetzen; 

Eine längere Aussprache entspann sich über die 
Verteilung der Mittel aus dem Fußballtoto durch 
den Landessportverband und den zwischen dem 
Finanzministerium und dem Landessportverband 
abgeschlossenen Vertrag. Der Vertrag ist befristet. 
Bei Neuabschluß sollte das Kultusministerium zu­
gezogen werden. Ein Antrag Ortloph, aus diesem 
Titel 200 000 DM zweckgebunden für die sportliche 
Betreuung der Grenzgebiete bereitzustellen, wurde 
dahin abgeändert, daß bei Neuabschluß des Ver­
trages der Landessportverband zu ersuchen sei, auf 
das Grenzland besondere Rücksicht zu nehmen. 
Eine kurze Debatte entspann sich auch über die 
Durchführung des Jugendplans. Die Mittel laufen 
zum Teil vom Bund direkt an die Jugendverbände, 
zum Teil auch über das Land Bayern. Diese Be­
träge werden nicht im Haushalt, sondern in einem 
Verwahrbuch geführt. Kapitel 401 wurde schließ­
lich einstimmig angenommen. 

Kapitel 402, Landesuniversitäten. Bei der Uni­
versität München fand die Rückführung des Lehr­
stuhls für Missionsgeschichte von Würzburg nach 
München, ferner ein Antrag Dr. Lippert auf Hebung 
des Lehrstuhls für Geburtshilfe und Gynäkologie 
an der Tierärztlichen Fakultät Zustimmung. Der 
Antrag Dr. Brücher auf Errichtung eines Extra­
ordinariats für Endokrinologie wurde bis zum Ab­
schluß der Verhandlungen zwischen Fakultät, Kul­
tusministerium und Finanzministerium zurückge­
stellt. Ein Antrag der Staatsregierung auf Schaf­
fung eines Lehrstuhls für politische Wissenschaften 
wurde abgelehnt. Die Anfrage Dr. Brüchers nach 
der Errichtung von 50 Diätendozenturen wurde da­
hin beantwortet, daß das Finanzministerium seine 
Zustimmung verweigert habe und die Errichtung 
dieser Dozenturen für das Jahr 1952/53 vorgesehen 
sei. Im übrigen seien in München 4, in Würzburg 3 
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und in Erlangen 2 Dozenturen unbesetzt. Den Hin­
weis des Berichterstatters auf den geringen Anteil 
der bayerischen Landeskinder an den Lehrstühlen 
und Dozenturen der Universitäten ~ von 40 Do­
zenturen in München sind 10, von 20 in Würz­
burg 3, von 19 in Erlangen 4 ·mit Bayern besetzt - · 
beantwortete der Kultusminister dahin, daß dies 
nicht Sache des Ministeriums, sondern der Univer­
sitäten und, soweit Assistenten in Frage kommen, 
der Professoren sei. Die ganze Frage hänge mit dem 
Hochschulrecht zusammen. Bei der Beratung des 
Kapitels Universitätskliniken wurde auf die immer 
noch fehlende Klarstellung des Verhältnisses zwi­
schen den städtischen Krankenhäusern und Stif­
tungen einerseits und der Universität beziehungs­
weise dem Staat andererseits hingewiesen und eine 
baldige Losung dieser untragbaren Situation ge­
fordert. Der Etat der drei Landesuniversitäten 
wurde schließlich einstimmig genehmigt. 

Kapitel 403, Technische Hochschule. Der Regie­
rungsvertreter erklärte, daß die Technische Hoch­
schule mit 4000 Studenten an der Spitze aller Tech­
nischen Hochschulen Deutschlands stehe, in" ihrem 
äußeren und inneren Aufbau aber noch weit zu­
rückliege. 

Der Vertreter des F i n an .z m i n i s t e r i u m s 
wies darauf hin, daß der ordentliche Haushalt für 
die Universitäten und· die Technische Hochschule 
27 Millionen, der.außerordentliche Haushalt 7 Mil­
lionen, die Gesamtaufwendungen des Staates also. 
34 Millionen D-Mark 'betragen. Er regte einen Ge­
neralplan für die Investierungen des Staates in den 
nächsten Jahren auf diesem Gebiet an. 

.kbgeordneter W i m m e r wies darauf hin, daß 
der ·bayerische Staat für einen Universitätsstuden­
ten 1100, für einen TH-Studenten 1390 DM auf­
wende. 

Das Kapitel 403 wurde einstimmig angenommen, 
ebenso Kapitel404, Philosophisch-theologische Hoch­
schulen. 

Bei Kapitel 406, Sammelsätze für den Gesamt­
ibereich der Universitäten und sonstigen wissen­
schaftlichen Hochschulen wurde hingewiesen auf 
die unbefriedigende Lage der Volontärärzte. Die 
Staatsregierung wurde ersucht, für 1952/53 entspre­
chende Beihilfen für die unbesoldeten Volontär­
ärzte bereitzustellen. 

Die Kapitel 407 bis 441 wurden unverändert an­
.genommen. 

Bei Kapitel 423, Bayerische Biologische Versuchs-. 
anstalt, wurde einAntrag Meixner, Elsen und Fr·ak­
tion angenommen, die Staatsregierung wolle prü­
fen, ob nicht für das nächste Haushaltsjahr eine 
wissenschaftliche und eine technische Kraft neu 
eingeplant und die S1achaus.gaben von 15 000 ·auf 
25 000 DM erhöht werden können. 

Bei Kapitel 425, Bibliotheken, A. Staatsbibliothek 
in München, wurde ein Antrag von Prittwitz und 
Gaffron •auf Vermehrung der Oberinspektorstellen 
bei den Staatsbibliotheken zurückgestellt. 

Bei Kapitel 427, Zuschüsse für nichtstaatliche 
wissensChaftliche Anstalten, wurde ein Antrag Gött-

ler auf Erhöhung des Zuschusses für das Institut 
für Seenfo11schung in Langenargen ·angenommen 
sowie ein Antrag Haas auf Gewährung eines ein­
maHgen Zuschusses von 100 000 DM an die Hoch-
1schule für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in 
Nürnberg angenommen, für die Hochschule für 
politische Wissenschaften in München wurden 
50 000 DM genehmigt. 

Bei K·apitel 432, Höhere Lehranstalten, gab der 
Herr K u 1 t u s m i n i s t e r die Schülerzahl dieser 
Anstalten bekannt. Sie waren im letzten Jahr be­
sucht von 121 988 Schülern, davon 80 304 Knaben 
und 41 684 Mädchen. Die staatlichen höheren Lehr­
anstalten waren besucht von 71285 Schülern, davon 
63 106 Knaben und 8179 Mädchen. Die Zahl der 
Lehrkräfte an den staatlichen höheren Lehranstal­
ten beträgt 3160 männHche und 379 weibliche. Die 
Unterhaltszuschüsse an die Studienreferendare be­
tragen 1 010 100 DM. Sie sind nach Mitteilung des 
Regierungsvertreters genügend. Für das Jahr 1952 
sind für die höheren Lehranstalten 300 neue Plan­
stellen vorgesehen. 

-Ein Antrag Dr. Wüllner auf Ändernng des Ge­
setzes über Schu1ge1dfreiheit und des Gesetzes über 
Lernmittelfreiheit wurde zurückgestellt. Einern An­
trag Engel auf Erhöhung der Haushaltsmittel bei 
Titel 100 (Besoldungen) wurde zugestimmt. Zurück­
gestellt wurde auch ein Antrag "Bezold, Dr. Brü­
cher und Fraktion auf Erhöhung der Planstellen 
für Lehrer an den höheren Lehranstalten. Ange­
nommen wurde ein Antrag Helmeriich auf Errich­
tung einer staatlichen Realschule in Zwiesel. An­
träge auf Verstaatlichung städtischer höherer Lehr­
anstalten, darunter Anträge der -Städte Bad Rei­
chenhall, Schrobenhausen, Mühldorf, Marktbreit 
und Neustadt, ferner die Frage der Errichtung einer 
staatlichen Oiberschule in Dachau (Antrag Junker) 
und der Verstaatlichung ·der Mitte1schulen in Bad 
Tölz und Murnau {Antrag Lang - Engel) wurden 
dem kulturpolitischen Ausschuß überwiesen. Dieser 
soll die .ganze Frage der Verstaatlichung städtischer 
höherer Schulen mit dem Kultusministerium über­
prüfen und die Anstalten feststellen, welche dem 
Kultusministerium als besonders wichtig erscheinen 
und darum verstaatlicht werden sollen. · 

Bei Kapitel 433, Mittelschulen, wur,de mitgeteilt, 
daß 30 Mittelschulen in Betrieb, 10 weitere im Vor­
griff genehmigt sind und ·errichtet werden. Die 
Mittelschulen werden zur Zeit von 3239 Schülern 
- 1878 Knaben und 1360 Mädchen - besucht. Die 
Mittelschulen sind erst in der Entwicklung und 
führen gegenwärtig nur die beiden ersten Jahr­
gänge. Darum kann über einen Einfluß auf den 
·Abstrom von Schülern aus den höheren Lehr·anstal­
ten. noch nichts gesagt werden. 

Bei Kapitel 434, Staatliche Le'hrerbi:Ldungsanstal­
te_n, schilderte Regierungsdirektor Dr. Bögl den der­
zeitigen Stand der Lehrerbildung. Die früheren __ 
Lehrerbildungsanstalten wurden von den Ameri­
kanern aufgelöst. An ihre Stelle ist e!i.ne neue Schul­
form getreten, die noch keinen rechten Namen hat 
und noch nicht konsolidiert ist. Bi:s jetzt sind acht 
Klassen entwickelt. Im nächsten Jahr soll die neunte 
da:Zukommen. Die Oberklasse wird als.hbiturienten-

2 
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lehrgang mit 18 Monaten geführt. 1950 haben 500 
Abiturient~n diese Abiturientenkurse. verlassen. 
Der Nachwuchsbedarf ,an Volksschullehrern beträgt 
1000 im Jahr. Er ist gesichert, während andere 
Länder schon über Nachwuchsmangel klagen. 

Bei Kapitel 435, A. Regierungs- und Schulräte, 
wurde auf Antrag der Regierung ein'e neue Regie­
rungsschulr·atsstelle genehmigt. Bei Kapitel 435 B 
wu11de ein Antrag Dr. Lippert auf Schaffung einer 
Schulratstelle in Wegscheid angenommen. Eine 
bessere Ausstattung der Schulräte mit Schreibkräf­
ten und Kraftwagen wurde befürwortet. Das Fi­
nanzministerium wird die hierfür notwendigen Un­
terlagen zusammenstellen. 

Bei Kapitel 436, Volksschulen, gab Regierungs­
direktor Braun die Zahl der Volksschüler mit 
1120 000 an, Mo 000 Knaben 553 000 Mädchen, die 
Zahl der Lehrer mit 27 000. Die Zahl der Schüler 
ist zur Zeit rückläufig; S•ie hat im letzten Jahr um 
80 000 aibgenommen. Wenn weitere 240 neue Lehrer­
stellen, die eingeplant sind, genehmigt werden, dann 
wird der Durchschnitt der Schülerzahl in den ein­
z·elnen Kfassen ungefähr 42 betragen und jede 
Schulklasse ihren 'Lehrer haben. Von 6900 Schulen 
in Bayern sind 1600 ein).dassig, 1900 zweiklassig, 
1000 dreiklassig, 700 vierklassig, 330 fünfklassig, 
260 sechsklassig, 200 siebenkJ:assig und 850 acht­
klassig. In Auswirkung des Schulorganisationsge­
setzes sind 37 Schulen, die sonst nicht emichtet wor­
den wären, mit 22, Lehrern ·errichtet worden. 

Der Etat für die Volksschulen wurde mit 153,4Mil­
lionen in Ausgaben und 153;297 MiUionen D-Mark 
im Zuschuß genehmigt. 

Die Verhältnilsse der Handarbeitslehrerinnen 
wu11den im Jahr 1951 wesentlich verbessert. Dtie 
Zahl der Planstellen beträgt nunmehr 700, die der 
außerplanmäßigen Stellen 164 und die der auf 
Dienstvertrag Angestellten 515. 

Eine eingehende Aussprache fand statt über die 
Lehrer im Vorbereitungs- ·und Ausbildungsdienst 
Hierfür kommen 2700 Lehramtsanwärter in Frage. 
Davon haben 1300 einen regelmäßigen Beschäf­
tigungsauftrag und 1400 erhalten Unterhalts­
zuschüsse. Der gesamte hierfür ·aufgewendete Be­
trag beläuft sich auf 2,4 Millionen D-Mark. Bei der 
Gewährung und Bemessung der Zuschüsse wird die 
soziale Lage, aber auch die Führung und der Fleiß 
berücksichtigt. Der Monatsdurchschnitt der Zu­
schüsse beträgt 100 DM pro Lehramtsanwärter. Ihre 
Verte:i.lung ist sehr schwierig, insbesondere deshalb, 
weil die Grenze zwischen den Lehramtsanwärtern 
mit Beschäftigungsauftrag und denen, die einen 
Unterhaltszuschuß erhalten, fließend ist. 

Ein Antrag Dr. Korff betreffend die Beschäf­
tigungsvergütung für Lehramtsanwärter wurde in 
der Form angenommen, daß die Lehramtsanwärter, 
die vor den Ferien drei Monate einen Beschäf­
tigungsauftrag hatten, während der Ferien weiter­
bezahlt werden, wenn sie nach den Ferien weiter­
beschäftigt werden. Abgelehnt wurde ein Antrag 
von Knoeringen auf Einschaltung der Kreisorgani­
sationen des Lehrerverbands bei Schulhausneubau­
ten und Schulhauserweiterungen. 

Eine Debatte rief der Titel 114, Gewährung von 
Vergütungen an die Religionsgemeinschaften für 
die Erteilung des \Religionsunterrichts, hervor. Er 
begegnete Bedenken des Mitberichterstatters, Herrn 
von Rudolph, wurde aiber als notwendige Folge aus 
dem § 14 des Schulorganisationsgesetzes anerkannt 
und gegen einige Stimmen der SPD, gegen die 
'Stimmen der FDP und des BHE genehmigt. 

Bei Kapitel 437, A. Landwirtschaftliche Berufs­
schulen, entspann sich eine D~batte über einen An­
trag Ortloph betreffend Vermehrung der Planstel­
len für Lehrer an Landwirtschaftsschulen. Die Ober­
pfalz fühlt sich benachteiligt und fordert aus den 
neuen Stellen bevorzugte Zuteilung. Schließlich 
wurde folgender Antrag einstimmig angenommen: 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1952/53 
sind die 'hauptamtlichen Lehrkräfte angemessen 
zu· vt::rmehren und nach Maßgabe der Schüler­
zahl zu verteilen. 

Bei Kapitel 437 B, Gewerbliche Berufsschulen, 
wu11den 2,6 Millionen D-Mark Zuschüsse gewährt. 
Für die Fortbildung der Berufsschullehrer wurden 
10 000 DM abgezweigt. Im übrigen wurde die Frage 
der gewerblichen Berufsschulen wie das gesamte 
Berufsschulwesen durch ·das in Beratung befind­
liche und im kulturpolitischen Ausschuß in erster 
Lesung bereits abgeschil.ossene Berufsschulgesetz 
neu geregelt. 

Bereits im voraus genehmigt waren' die Kapi­
tel 438 bis 446. Kapitel 447 wurde unverändert 
angenommen. 

Zu Kapitel 448, Kindergärten, teilte die Regie­
rungsvertreterin mit; daß Bayern 2400 Kindergär­
ten hat, die von 100 000 Kindern besucht werden. 
Der Zuschuß von 80 000 DM wurde von allen Seiten 
•als völlig ungenügend, ja angesichts der Größe der 
Aurgabe als geradezu lächedich bezeichnet. Es J..ag 
ein Antrag Pittroff vor, den Zuschuß auf 100 000 DM 
zu erhöhen. Der Berichterstatter hielt auch diese 
Summe für ungenügend und beantragte eine Er.: 
höhung 'auf 250 000 DM für das Jahr 1952/53. Dieser 
Antrag wurde trotz der Bedenken des Vertreters 
des Finanzministeriums einstimmig genehmigt. 

Bei Kapitel 438, •Staatliches Berufspädagogisches 
Institut, wurde ein Antrag Dr. Korff betreffend Be­
reitstellung von Mitteln zur Errichtung eines berufs­
pädagogischen Instituts in Nürnberg bis nach der 
Beratung im kulturpolitischen Ausschuß zurückge­
stellt. 

Bei Kapitel 441 A, Staatsbauschulen, wurde ein 
Antrag Junker auf Zuweisung eines Bauplatzes für 
den Neubau der Staatsbauschule München ange­
nommen. Ein Antrag Euerl auf Bereitstellung, von 
Mitteln für den Wiederaufbau des Ohm-Polytech­
nikums in Nürnberg wurde bis zur Beratung des 
außerordentlichen Haushalts zurückgestellt. Ein 
weiterer Antrag Euerl auf Änderung des Stellen­
plans für das Ohm-Polytechnikum wurde abge­
lehnt. Ein Antrag Dr. Baumgartner und Fraktion, 
Dr. Rundhammer, Sebald und Weishäupl auf Be­
reitstellung von Haushaltsmitteln für den Ausbau 
des staatlichen Holztechnikums in Rosenheim wurde 
angenommen. Ein Antrag von Knoeringen in dieser 
Sache wurde zurückgezogen. Ein Antrag Dr. Becher 
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in der gleichen Angelegenheit wurde zurückgestellt, 
um dem Antragsteller Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. 

_Bei Kapitel 450, Zuschüsse an nichtstaatliche 
Schulen und Schülerheime, entspann sich eine ein­
gehende Debatte über den Titel 218, Zuschüsse an 
sonstige nichtstaatliche höhere und mittlere Schu­
len. Der Berichters tat t e r betonte, es sei un­
verständlich, daß bei diesem Titel fast keine Er­
höhung vorgenommen wurde, obwohl im Lauf des 
Jahres das letzte Viertel des Schulgelds weggefal­
len sei und die Anstalten von der 20-prozentigen 
Teuerungszulage betroffen worden seien. 

(Abg. Dr. Korff: Sehr richtig!) 

Die. vom Staat verfügte Schulgeldfreiheit habe diese 
Anstalten, vor allem die privaten und klösterlichen 
Anstalten, in höchste Bedrängnis gebracht. Wenn 
die Zuschüsse nicht erhöht würden, seien d!ese An­
stalten zum Untergang verurteilt. Der St~at habe 
die Pflicht, wenn er schon das Schulgeld abge­
schafft habe, auch für die daraus entstehenden Fol­
gen einzutreten. Der Berichterstatter beantragte, 
den Zuschuß mindestens um 3,4 Millionen auf 
14,6 Millionen D-Mark zu erhöhen. Er wies auch 
darauf hin, daß die städtischen Schulen immer noch 
besser gehalten seien als die klösterlichen und pri­
vaten Schulen. Erstere erhalten pro Schüler 196 DM, 
die klösterlichen Schulen 125 DM und die privaten 
Schulen 100 DM. Der Antrag auf Erhöhung des An­
satzes in Titel 218 auf 14,6 Millionen D-Mark im 
kommenden. Haushaltsjahr wurde einstimmig an­
genommen. - Eben.so wurde bei Titel 219 der Zu­
schuß an nichtstaatliche Lehrerinnenbildungsanstal­
ten für das Rechnungsjahr 1952/53 in der Weise er­
höht, daß pro Schülerin 150 DM gegeben werden 
sollen. 

Bei Kapitel 475 bezeichneten Berichterstatter und 
Mitberichterstatter die Ansätze von 80 000 DM für 
die Erwachsenenbildung und von 40 000 . DM für 
die allgemeine Volksbildung als völlig ungenügend. 
Abgeordneter von Rudolph wies, wie schon in sei­
nen einleitenden Worten zum Etat, nochmals nach­
drücklich auf die Bedeutung der Volksbildung hin. 
Sein Antrag auf Erhöhung des Zuschusses für die 
Erwachsenenbildung (Volkshochschulen) auf 500 000 
oder zumindest auf 200 000 DM wurde angesichts 
der derzeitigen Finanzlage als undurchführbar er­
klärt. Schließlich wurde einstimmig angenommen 
der Antrag auf Erhöhung des Zuschusses in Ti­
tel 217 auf 120 000 DM mit einem Zusatzantrag 
Raas, daß der Titel im nächsten Jahr auf 150 000 
D-Mark erhöht werden soll. Ein Antrag von Ru­
dolph auf Ankauf der Dokumentarfilme „München 
1945" und „Fronleichnam 1945" wurde an den 
kulturpolitischen Ausschuß verwiesen. 

Kapitel 476 wurde ohne Änderung genehmigt. 
Ein Antrag Behringer auf Bereitstellung von Mit­
teln für kulturelle Zwecke und für Wiederaufbau­
zwecke in den Städten Coburg und Nürnberg wurde 
zurückgezogen. 

Kapitel 481, Kirchliche ·zwecke - Katholische 
Kirche, wurde unverändert angenommen. Eine Aus-

sprache entspann sich über Titel 129, Zuschuß zur 
Besoldung der Seelsorgegeistlichen. Der Kopfbe­
trag, der sich im Vorjahr auf 1 DM belief, ist auf 
1.50 DM erhöht worden. Dagegen erhob ,der Mit­
berichterstatter von Rudolph Bedenken. Der Be­
richterstatter gab Auskunft über die Herkunft und 
die Natur dieser Zuschüsse, die seit der Inflation, 
welche die Zerstörung der kirchlichen Stiftungs­
und Pfründevermögen mit sich brachten, gewährt 
werden. Sie haben von 1933 2.80 Mark pro Kopf 
betragen und sind 1936 von den Nazis herabgesetzt 
und schließlich gestrichen worden. Es handle sich 
hierbei also um eine Wiedergutmachung national­
sozialistischen Unrechts, die im Vorjahr ohne jede 
Beanstandung . geblieben und von allen Parteien 
gutgeheißen worden sei. Schließlich wurde der Titel 
gegen die Stimmen der FDP und Einzelstimmen 
der SPD und des BHE angenommen. Ebenso wie 
Kapitel 481 fanden ohne Debatte Annahme Kapi­
tel 482, Evangelische Kirche, und 483, Altkatholi­
sche Kirche. Auf Antrag Haas wurde ein neues 
Kapitel 483 B eingesetzt; hier wurden 6000 DM 
als Zuschuß an die freireligiöse Gemeinde ausge­
bracht, die pro Kopf wie die Kirchen ebenfalls 
einen Betrag von 1.50 DM erhalten soll. - Unver­
änderte Annahme fand auch Kapitel 484, Baupflicht 
des Staates für kirchliche Gebäude. · 

Ich empfehle dem Hohen Hause, den Beschlüs­
se11 des Ausschusses, wie sie auf Beilage 2387 vor­
liegen, beizutreten urid dem Einzelplan V in dieser 
Form die Zustimmung zu geben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort nimmt 
nunmehr der Herr Staatsminister für Unterricht 
und Kultus zu seiner Etatrede. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Haushaltsrede eines 
Ministers hat ihrer Natur nach den Zweck, dem 
Parlament die Anträge auf Bewilligung der Mittel 
zur Führung seines Amtsbereichs zu unterbreiten 
und dabei die Ziele aufzuzeigen, deren Verwirk­
lichung durch die Verwendung der Gelder ange­
strebt wird. Die Beratung des Haushalts setzt auf 
seiten des Parlaments die Möglichkeit der Entschei­
dung, der Zustimmung, Änderung oder Ablehnung 
der Vorlage voraus. In diesem Haushaltsjahr ist 

· eine solche Entscheidung kaum mehr möglich, weil 
die Gelder, um deren Bewilligung Sie gebeten wer­
den, auf Grund gesetzlicher Ermächtigung od;er 
durch vorgriffsweise Bereitstellung nahezu restlos 
verausgabt sind. Ich bedaure diesen Zustand auch 
als Minister auf das tiefste, weil die ständige Vor­
griffswirtschaft die Initiative lähmt und klare Dis­
positionen verhindert. Es wäre eine schöne Hoff­
nung, wenn diesmal das Ihnen allen geläufige 
.Klagelied zum letzten Mal angestimmt werden 
müßte. 

(Abg. Dr. Korff: Sehr richtig!) 

Für das Rechnungsjahr 1951 kann mir darum 
an Stelle programmatischer Ausführungen lediglich 
die Aufgabe verbleiben, einen Rechenschaftsbericht 
über die Verwaltung der verausgabten Gelder ab­
zulegen und einen gedrängten Überblick über den 
derzeitigen Stand meines Amtsbereichs und über 



1644 Bayerischer Landtag - 75. Sitzung. Mittwoch, den 12. März 1952 

(Dr. Schwalber, Staatsminister) 

die Grundsätze zu geben, nach denen ich die Ver­
waltung geführt habe. 

Die Bedeutung des Kultusetats braucht nicht wei­
ter unterstrichen zu werden. Sie wird eindringlich 
genug dargetan du.rch den gewaltigen Zuschußbe­
darf von 307 141 800 DM. Seit dem Bestehen der 
Bundesrepublik erhält dieser Amtsbereich aber 
noch ein ganz besonderes Gewicht deshalb, weil 
allein auf dem Gebiet der B:ulturpolitik den Län­
derregierungen und Länaerparlamenten noch ihre 
Hoheitsrechte in weitestem Umfang verblieben sind. 
Ich wäre aber ein schlechter Verwalter der mir 
anvertrauten Rechte und Güter des bayerischen 
Staates, wenn ich an dieser Stelle nicht mit ernster 
Sorge auf Erscheinungen und Entwicklungen hin­
wiese, die diese Rechte einzuengen, ja zu unter­
graben drohen. 

Die Geldnöte des Bundes und seine Gelüste nach 
immer größeren Anteilen am Ländereinkommen 
sind bekannt. Weniger bekannt ist wohl, daß sich 
in nahezu allen Einzelplänen des Bundeshaus­
halts sehr großzügig formulierte ·und dotierte Aus­
gabetitel mit Millionenbeträgen für kulturelle 
Zwecke finden. 

(Abg. Dr. Korff: Das ist aber doch schön!) 

- Ich wollte, ich hätte selbst diese Beträge zur 
Verteilung. 

(Abg. Dr. Lippert: Die zahlen wir mit! -
Abg. Bezold: Weil wir so viel zahlen! -
Abg. Dr. Korff: Max-Planck-Gesellschaft!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zwischenrufe kann 
man machen; ich bitte aber den Redner nicht zu 
unterbrechen. 

(Abg. Donsberger: Es sind auch Gelder für 
andere Zwecke!) 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Ich wiederhole: 
Es finden sich Millionenbeträge für kulturelle 
Zwecke, für die eine Zuständigkeit des Bundes 
überhaupt nicht oder nur sehr eingeschränkt ge­
geben ist. Man versucht so im Wege der Dotation 
in die Zuständigkeit der Länder immer mehr ein­
zubrechen. Vor den Folgen eines Do'tationssystems 
habe ich bereits im Parlamentarischen Rat ein­
dringlich gewarnt und darauf hingewiesen, daß 
solche Leistungen des Bundes erfahrungsgemäß 
mit Auflagen bepackt werden. Meine Befürchtun­
gen haben sich leider in einem nicht erwarteten 
Ausmaße erfüllt. 

(Abg. Donsberger: Hört, hört!) 

Soweit eine verfassungsmäßige Grundlage für 
Bundeszuschüsse besteht, muß zumindest verlangt 
werden, daß diese Gelder nicht unmittelbar an die 
Gesuchstelier ausgezahlt, ·sondern daß die verwal­
tungsnäheren Länderinstanzen maßgeblich einge-
schaltet werden. ' 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Ganz untragbar ist die bisher geübte Gepflogen­
heit, einzelnen Gesuchstellern Zuschüsse in Aus­
sicht' zu stellen unter der Voraussetzung, daß das 

Land den gleichen Betrag gibt. Auf diese Weise 
wird ei'n unzulässiger Druck ausgeübt, der die Frei­
heit der Entscheidung und Disposition des Landes­
ministers wesentlich einengt. 

(Sehr richtig! rechts) 

Es müssen dabei andere, vielleicht wichtigere und 
förderungswürdigere Anstalten zurücktreten, nur 
deshalb, weil sie in Bonn nicht antichambrieren. 
Die Folge ist eine erhebliche Erschwerung für eine 
gerechte Verteilung. der staatlichen Mittel. 

Die Bestrebungen des Bundes, im Schöße des' 
Bundesinnenministeriums die Schaffung eines Bun­
deskultusministeriums vorzubereiten, werden im­
mer offenkundiger. 

(Hört, hört! bei der CSU) 

Auf dem Gebiet der Jugendarbeit wurde der Be­
griff der Jugendfürsorge und die Frage der Be­
hebung der Berufsnot der Jugend - zwei Gebiete, 
für die die Zuständigkeit des Bundes nicht bestrit­
ten werden soll - mit der' Jugendpflege vermengt 
und auf diese Weise der freie Erziehungsraum der 
Jugend in Anspruch genommen, für den eine Bun­
deszuständigkeit ebenso wenig besteht, wie für die 
Volks- oder höheren Schulen. 

Am 28. Januar 1952 hat der Bundesminister des 
Innern den Deutschen Jugendpreis 1952 gestiftet, 
der für das beste Jugendbuch, für den besten Ju­
gendfilm, für den besten Erlebnisbericht aus der 
praktischen Jugendarbeit, für den besten Bauplan 
für ein Jugendwohnheim oder eine Jugendherberge, 
für das beste Hörspielmanuskript für den Funk, 
das beste Laienspielmanuskript oder. das beste 
Manuskript auf dem Gebiete der staatspolitischen 
Erziehung verliehen werden soll. In dem Erlaß 
heißt es: „Über weitere Bestimmungen, die im Ein­
vernehmen mit den Landesregierungen und den 
Organisationen der Jugend vorbereitet werden, er­
geht gesonderter Durchführungserlaß." Die Landes­
regierungen müssen also noch froh sein, wenn sie 
in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich vom Bun­
desinnenministerium zur Mitarbeit herangezogen 
werden. · 

Dasselbe scheint auch für die Durchführung der 
sogenannten Bundesjugendspiele 1952 zu gelten. 
In einer Entschließung des Bundesinnenministe­
riums vom 11. Februar 1952, die dem Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus in einem hekto­
graphierten Abzug zugestellt wurde, heißt es wört-
lich: ., 

Anläßlich der Sitzung des Kuratoriums der 
Bundesjugendspiele wurde beschlossen, daß die 
Siegerurkunde bei den Spielen im Jahre 1952 
vom jeweils zuständigen Herrn Ministerpräsi­
denten oder Kultusminister des veranstalten­
den Landes und vom Herrn Präsidenten des 
Deutschen Sportbundes unterschrieben werden 
soll. Es wird gebeten, dem Bundesministerium 
des Innern freundlich mitzuteilen, ob die Ur­
kunden für Ihr Land vom Herrn Ministerprä­
sidenten oder Herrn Kultusminister unter­
schrieben werden, und uns zwecks Anfertigung 
die genaue Bezeichnung der Dienststelle, 
Dienststellung und Namen sowie schätzungs-
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weise Anzahl der benötigten Urkunden anzu­
geben. 

(Abg. Donsberger: Dem ist das Grundgesetz 
nicht bekannt!) 

Ferner wird um die Herreichung einer deut­
lichen Blankounterschrift des Unterschreiben.­
den zur Erstellung eines Faksimiles zum Druck 
der Urkunden ebenfalls bis zum 1. 3. 1952 ge­
beten. Im Auftrag gez. Dr. Diem. 

Wir sind also so weit, daß das Kuratorium der 
Bundesjugendspiele beschließt, welche Urkunden 
der bayerische Ministerpräsident oder der Kultus­
minister zu unterschreiben haben, und daß ein Be­
amter des Bundesinnenministeriums den Chef der 
bayerischen Staatsregierung auf diese Weise zur 
Ablieferung einer Blankounterschrift auffordert. 

(Hört, hört! rechts - Abg. Dr. Lippert: Sehr 
interessant, daß das so offen ausgesprochen 

wird!) 

Das alles auf einem Gebiet, für das dem Bund nach 
der Verfassung weder eine legislative noch eine 
exekutive Zuständigkeit zukommt! 

Die Aushöhlung der Verfassung greift aber auch 
auf das schulische Gebiet über. 

(Abg. Donsberger: Die haben ja die Ver­
fassung noch nicht gelesen!) 

·Dem Bundestag liegt zur Zeit folgender Antrag 
vor, über den ja auch eine Interpellation auf der 
Tagesordnung dieser Landtagssitzung steht: 

Zur Wahrung der Einheit des deutschen Gei- · 
steslebens wird die Schaffung eines „Bundes­
beirats für das Erziehungs- und Bildungswesen 
beim Bundesinnenministerium" beantragt. 

(Hört, hört!) 

Für einen solchen Beirat fehlt der Bundesexekutive 
jede verfassungsmäßige Legitimation. 

(Abg. Donsberger: Sehr richtig!) 

Auch ein Satz aus der Haushaltsrede des Bundes-
ministers des Innern gibt zu denken. Er lautet: 

Alles, was den Einsatz von Bundesmitteln an­
geht, wird nicht nur in Anforderungen des 
Bundesinnenministeriums an das Bundesfinanz­
ministerium sichtbar, sondern auch die anderen 
Ministerien - wie zum Beispiel das Bundes­
wirtschaftsministerium im Hinblick auf das Be-· 
rufsschulwesen - müssen ihre Anforderungen 
an den Bundesfinanzminister stellen. 

Es wird hier al8o zugegeben, daß Mittel für die 
Berufsschulen offen oder getarnt im Etat des Bun­
deswirtschaftsministeriums eingestellt sind oder in 
ihn eingestellt werden sollen. 

Meine Damen und Herren! Dies sind nur einige 
Beispiele, die sich beliebig vermehren ließen. Auch 
auf dem Gebiet der Wissenschaftspflege, auf dem 
dem Bund nach der Verfassung lediglich die Aufgabe 
der Förderung zukommt, scheint er über diesen 
Rahmen hinaus in Lehre und Forschung selbst 
tätig zu werden und sogar eigene Anstalten ein­
zurichten. 

Meine ernsten Besorgnisse über diese sich an­
bahnende Entwicklung glaubte ich nunmehr vor 
der höchsten Instanz, der die Wahrung der Rechte 
des bayerischen Staates anvertraut ist, nicht län­
ger verschweigen zu dürfen, 

(Sehr gut! bei der BP - Abg. Dr. Franke: 
Sehr richtig!) · 

gerade in der heutigen Zeit, wo um die Frage der 
Steuerquellen, die dem bayerischen Staate noch 
verbleiben, mit so großer Hartnäckigkeit gerungen 
wird. Denn letzten Endes ist auch in der Staats­
verwaltung das Geld der nervus rerum. 

Die Rechtslage ist klar und einfach. Das Grund­
gesetz spricht immer wieder von dem Bund, der 
Bundesrepublik, dem Bundesstaat. Damit bringt es 
immer wieder zum Ausdruck, daß die Zusammen­
fassung der westdeutschen Staaten auf föderativer 
Grundlage erfolgt ist, daß sich also die einzelnen 

. Staaten zu einem Bund zusammengeschlossen 
haben. Dieser Bund gab dem Ganzen das, was zur 
Wahrung der nationalen und staatlichen Einheit 
unentbehrlich war. Im übrigen aber behielten die 
einzelnen Staaten ihre staatlichen Hoheitsrechte 
bei. Dies ist unzweideutig in Artikel 30 des Grund­
gesetzes zum Ausdruck gekommen, welcher lautet: 

Die Ausübung der staatlichen Befugnisse 
und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist 
Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz 
keine andere Regelung trifft oder zuläßt. 

Dieser Artikel ist die Grundnorm für die Zustän­
digkeitsverteilung zwischen Bund und Einzel­
staaten. Sie wird für die Gebiete der Gesetzgebung, 
der Verwaltung und der Rechtsprechung in den 
Artikeln 70, 83 und 92 durch ähnliche generelle 
Regeln über die Zuständigkeitsverteilung ergänzt. 
Der Artikel 30 enthält eine Gene.ralklausel zugun­
sten der Länder. Die Zuständigkeitsvermutung 
spricht daher in allen Zweifelsfällen zugunsten der 

·Länder. Wer diesem Grundgedanken entgegen­
arbeitet, verstößt gegen den Geist der Verfassung. 
Nur der handelt im Geist der Verfassung, der die 
Zuständigkeit der einzelnen Bundesstaaten aner­
kennt, soweit' sie im Grundgesetz nicht einge-
schränkt wurde. · 

Gelten die hier vorgetragenen Grundgedanken 
schon für den gesamten Bereich der staatlichen 
Betätigung, so gelten sie noch viel mehr für das 
Gebiet der Kultur im weitesten Sinne. Hier ist im 
Grundgesetz für den Bund nur in Randgel::>ieten 
die Möglichkeit einer Betätigung gegeben. Der Herr 
Bundesminister für Angelegenheiten des Bundes­
rats hat in einem Schreiben vom 1. März 1950 an 
den Herrn Bundeskanzler von den begrenzten Zu­
·ständigkeiten auf dem Gebiet der Kulturpolitik ge­
sprochen, die das Grundgesetz dem Bund zuweist, 
nämlich eine konkurrierende Zuständigkeit für den 
Schutz deutschen Kulturguts gegen Abwanderung 
in das Ausland, eine konkurrierende Zuständig­
keit für die Förderung der wissenschaftlichen For­
schung, ferner die Zuständigkeit für eine Rahmen­
gesetzgebung über die Ablösung von Staatsleistun­
gen an die Religionsgesellschaften über Artikel 140 
des Grundgesetzes mit Artikel 136 ff. der Weimarer 
Verfassung. So umschreibt ein zuständiger Bundes-

3 
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minister die Zuständigkeit des Bundes auf kultu­
rellem Gebiet. 

Auf dem Gebiet der Erziehung, der Schule, der 
Wissenschaft, der Kunst, der Jugendpflege und der 
Jugendertüchtigung ist keine sonst irgendwie ge­
artete Zuständigkeit des Bundes gegeben. Der 
Bund hat sich also jeder Gesetzgebung im Kultur­
bereich zu enthalten. Er hat auch keinerlei irgend­
wie geartete Rechte auf dem Gebiet der Verwal­
tung, der Exekutive', ja er hat nicht einmal das 
Recht, für diese Gebiete Fonds zu schaffen, um 
auf diesem Um~eg doch noch in die Kulturhoheit 
der einzelnen Staaten einzubrechen. Gerade auf 
die Unzulässigkeit ·der Fondswi:dschaft hat der 
Abgeordnete Dr. Carlo Schmid bei der Schaffung 
des Grundgesetzes hingewiesen; er hielt Bundes­
zuschüsse nur dort für möglich, wo eine Zuständig­
keit für das betreffende Gebiet gegeben sei. Um 
solche Zuschüsse für ein ganz beschränktes Gebiet · 
möglich zu machen, wurde im Artikel 74 die kon­
kurrierende Gesetzgebung für die Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung geschaffen, wobei 
ausdrücklich die Organisation der wissenschaft­
lichen Forschung ausgenommen wurde. 

Auch das Petitionsrecht schafft auf kulturellem 
Gebiet keine Zuständigkeit des Bundes, Der Bun­
destag kann nach meiner Auffassung Petitionen 
nur soweit sachlich behandeln, als sich nach dem 
Grundgesetz eine sachliche Zuständigkeit des Bun­
des ergibt. ' 

Was tut nun die Staatsregierung, unv diesen 
Einbruch in die Kulturhoheit zu verhindern? Ich 
darf Ihnen zuerst das Telegramm verlesen, das ich 
am )3. Februar an den bayerischen Bevollmäch­
tigten absandte, als der Antrag der Bundestags­
fraktion der FDP bekannt wurde: 

Der Bund hat auf dem Gebiet der Erziehung 
keinerlei l):ompetenz. Infolgedessen kann sich 
auch die Bundesexekutive nicht auf diesem 
Gebiet betätigen. Artikel 30 stellt eindeutig 
die ausschließliche Zuständigkeit der Länder 
fest. Ein Erziehungsbeirat beim Bundesinnen­
ministerium müßte deshalb von den Ländern 
als verfassungswidrig betrachtet werden. Die 
Einheit des deutschen Geisteslebens erscheint 
hinreichend gewahrt durch die Kultusminister­
konferenz. 

Die bayerische Staatsregierung hat schon immer 
das wirksamste Mittel nicht in Protesten, sondern 
im eigenen Handeln gesehen. Sie hat daher vor 
allem erstens die Gründung der Kultusminister­
konferenz begrüßt. In dieser Konferenz und in".'.' 
ihren Ausschüssen arbeitet das Kultusministerium 
mit an der Vereinheitlichung und Angleichung 
aller Gebiete, bei denen dies zum Wohl des Gan­
zen geboten ist. 

Zweitens hat es mit den übrigen beteiligten Län­
dern das sogenannte Königstein.er Abkommen ge­
troffen, durch das die großen Institute überregional 
gesichert werden. Bäyern leistet Millionenbeträge 
über das hinaus, was erforderlich wäre, wenn es 
die in seinem Land gelegenen Institute allein er-

halten würde. Auch die Forschungsgemeinschaft, 
das führende Organ auf dem Gebiet der wiss~n­
schaftlichen Forschung, erhält den größten Teil der 
Zuschüsse durch die Länder und nicht durch den 
Bund, so daß auch hier .der Kulturhoheit der Län­
der Rechnung getragen ist. 

Drittens wurde auf dem Gebiet der Filmbewer• · 
tung eine Länderbewertungsstelle geschaffen, die 
am 30. August 1951 in Wiesbaden ihre Tätigkeit 
aufgenommen hat. Durch nachdrückliches Aufrecht­
erhalten der Länderzuständigkeit konnte bis jetzt 
ein Bundesrundfunkgesetz mit zentralistischen Ten- . 

· <lenzen vermieden werden. · 

Viertens hat Bayern, um seine Kulturhoheit zu 
betonen, die Gebiete geregelt, die einer Regelung 
bedurften, und hat dabei' die volle Mitwirkung des 
Landtags gefunden, soweit gesetzgeberische Hand­
lungen nötig waren. Ich .erinnere nur an das Be­
rufsschulgesetz, das zur Zeit unter lebhafter und 
einmütiger Mitwirkung aller Parteien im kultur­
politischen Ausschuß seine endgültige Fassung er­
hält. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Autorität eines Staates und einer Verfassung ist 
unteilbar. Wer eine Säule einreißt, muß gewärtig 
sein, daß die anderen von selbst zusammenbrechen. 
Die deutsche Kultur ist nicht eine eintönige Leier, 
ihr Reichtum und Stolz war stets die Harmonie in 
der Vielfalt, und der bayerische Akkord in dieser 
Melodie hatte zwar einen eigenen, aber sich durch­
aus in das Ganze einfügenden guten Klang. Ihn vor 
Gleichschaltung zu bewahren, scheint mir eine der 
vornehmsten Aufgaben eines bayerischen Kultus­
ministers zu sein. 

(Sehr richtig! bei der BP) 

Ich glaube, wir haben durch unsere loyale Mit­
arbeit in der Kultusministerkonferenz bewiesen, 
daß wir zur Zusammenarbeit und zu großen Opfern 
auf freiwilliger Basis jederzeit bereit sind. Es ist 
mir eine Freude, feststellen zu konnen, daß sich in 
dieser Frage die Kultusminister aller deutschen 
Länder über alle Parteigrenzen hinweg vollkom­
men einig sind. Die Zeche wird auf fange Sicht 
weder die bayerische Kultur noch der bayerische 
Staat bezahlen; das ist meine feste Überzeugung. 

Doch nun zurück zu Bayern, zum '.Haushalt und 
zu seinen Problemen! Wenn im Staatshaushalt für 
Unterricht und Kultus der größte Teil der Mittel 
für Bildungswesen verwendet wird, so erhellt dar~ 
aus schon die Bedeutung, die die Unterrichtsver­
waltung diesem Aufgabenbereich beimißt. Ein Blick 
auf die Verwendung dieser Mittel möge der An­
laß sein zu einer kurzen Darstellung der Grund­
züge unseres bayerischen Bildungswesens, der Auf­
gaben, die uns gestellt sind, der Fortschritte, die 
wir verzeichnen können, und der Ziele, die wir · 
verfolgen. Der Wiederaufbau wurde auch auf die­
sem Gebiet mit Energie und sichtlichem Erfolg 
weitergeführt. Wir verdanken das nicht zuletzt 
auch der hingebenden Arbeit aller im Bildungs­
wesen Tätigen, den Regierungen, den Land- und 
Stadtkreisen, den Gemeinden, allen Lehrern und 
Erziehern, den Kirchen und der Elternschaft. 



Bayerischer Landtag - 75. Sitzung. Mittwoch, den 12. März 1952 1647 

(Dr. Schwalber, Staatsminister) 

Ein Rückblick auf die geleistete Arbeit zeigt uns, 
daß nach langem, ernsthaftem Mühen nun die Or­
ganisation unseres Bildungswesens in den Grund­
zügen Gestalt gewonnen hat, und zwar so, daß wir 
einen organisatorischen Schulaufbau vor uns haben, 
der, wie es die Verfassung fordert, der Mannig­
faltigkeit der Lebensberufe und der Verschieden­
heit der Begabung Rechnung trägt. Wir haben die 
Volksschule mit der auf ihr aufbauenden Berufs­
schule, jenen Zweig unseres Schulwesens, der in 
den ersten vier Jahrgängen von allen bayerischen 
Kindern, in den übrigen Jahrgängen von 90 Pro­
zent unserer Kinder besucht wird. Wir haben die 
höheren Schulen in der dreifachen" Ausprägung des 
humanistischen Gymnasiums, des realistischen 
Gymnasiums und der Oberrealschule, jene Schulen, 
die eine Auslese unserer jungen Menschen zur 
Hoc...11schulreife fühl'en. Und wir haben das Mittel­
stück unseres Bildungssystems, die mittlere Schule, 
ebenfalls in einer dreifachen Ausprägung als Mit­
telschule, Handelsschule und Wirtschaftsaufbau­
schule und die weiterführenden Fachschulen für 
weibliche und männliche Studierende. Wir be­
sitzen weitverbreitete Einrichtungen für die Er­
wachsenenbildung. So können wir feststellen, daß 
heute jedem jungen Menschen die Bildungseinrich­
tungen offen stehen, mit deren Hilfe er sich jene 
Ausbildung aneignen kann, die seiner Begabung 

'entspricht. · 

Wenn wir bedenken, wie groß die äußeren Zer­
störungen und inneren Wirrnisse waren, vor denen 
wir nach dem Zusammenbruch standen, muß es uns 
mit Befriedigung erfüllen, wenn wir heute wieder 
ein organisch gegliedertes Bildungswesen für alle 
Kinder unseres bayerischen Volkes besitzen. Die 
geleistete Arbeit ist nicht nur eine äußere, die sich 
im Organisatorischen und in der Schaffung der 
sachlichen Voraussetzungen aller Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit erschöpft, die Arbeit hat vielmehr 
mit Bedacht und Sorge auch der inneren Entwick­
lung unseres Bildungswesen gegolten. Es ist das 
gemeinsame Anliegen aller Schularten, die Ziele 
wahrer Menschenbildung zu verwirklichen. Auf­
bauend auf dem unverrückbaren Fundament christ­
lich-relig:iöser Welt- und Lebensauffassung, .war 
es das Bestreben des Ministeriums, Einrichtung und 
Methode unseres Bildungswesens, das Schulleben 
und das Verhältnis zwischen Lehrer und Schülern, 
den veränderten Lebensverhältnissen anzupassen 
und fortzusChreiten in der Verlebendigung demo­
kratischen Geistes. Mit Aufmerksamkeit wurde die 
öffentliche Erörterung von Vorschlägen und Ver­
änderungen im Schulwesen verfolgt, wie sie in 
Rundfunk, Fach- und Tagespresse erscheinen. Ge­
genüber der immer noch erdrückenden Fülle des 
überlieferten und neu 'geforderten Lehrstoffes ver­
suchen wir, eine vertiefte Persönlichkeitsbildung 
zu erreichen. Maßvoller Gruppenunterricht, größere 
Beweglichkeit im Lehrplan, Arbeitsschulen mit Be­
tonung des Werkunterrichts sind Wege, die zu 
diesem Ziel hin beschritten werden. Nicht minder 
wichtig aber ist es, auf die aktuellen Probleme des 
Zusammenlebens der Menschen einzugehen und die 
bewußte Eingliederung der Jugend in die Gemein-

schaft anzustreben. Mit der Einführung der Sozial­
kunde als einem durchgängigen Prinzip allen Unter­
richts und in höheren Klassen als einem eigenen 
Fach ist ein wichtiger Schritt getan worden. 

Im Rahmen der inneren Entwicklung unseres 
Bildungswesens ist eine weitere große Aufgabe zu 
bewältigen: die Weiterbildung der Lehrerschaft 
aller Schularten. Gewiß ist der persönliche Bil­
dungswille höchst anerkennenswert. Die Lehrer­
organisationen leisten für alle Schulgattungen Be­
deutendes. Aber auch der Staat ist verpflichtet, 
Mittel für diese Zwecke zur Verfügung zu stellen. 
Der Austausch von jungen Lehrern mit Frankreich . 
zu einem gegenseitigen Aufenthalt·von einem Jahr 
ist seit Beginn dieses Schuljahrs bereits angelaufen 
und soll fortgesetzt und erweitert werden. Mit 
England steht ei_ne ähnliche Regelung bevor. Die 
noch anhaltenden Einladungen deutscher Lehr­
kräfte von seiten der Besatzungsmacht zu Studien­
reisen nach Amerika tragen weiter dazu bei, den 
Gesichtskreis unserer Lehrkräfte und ihre Sprach­
kenntnisse zu erweitern, was ebenfalls in sein_er 
Gesamtauswirkung wieder unseren höheren Schu­
len zugute kommt. 

Der Unterrichtsfilm hat sich in steigendem Maße 
als ein unentbehrliches Hilfsmittel für den Unter­
richt aller Schulgattungen,· von der Hochschule bis 
zur Volksschule, erwiesen. Er wurde bis jetzt finan­
ziert durch einen Beitrag der Schüler. Ab 1. April 
1952 wird dieser auf Grund des Landtagsbeschlus­
ses vom 23. November 1951 nicht mehr erhoben. 

Was die innere Entwicklung unseres höheren 
Schulwesens betrifft, so war die einschneidendste 
Maßnahme des vergangenen Jahres die Wieder­
einführung der 9. Klasse, die ja wegen der not­
wendigen Übergangsbe~timmungen auch das Hohe 
Haus beschäftigt hat. Damit hat die höhere Schule 
wieder ihren normalen Abschluß und ihre Voll­
endung erfahren, die ihr seit dem Jahre 1938 ge­
fehlt hat. Wenn heute aus den Kreisen der Hoch­
schule -über die mangelnde Vorbildung der jungen 
Studenten geklagt wird, so darf nicht vergessen 
werden, daß diese Mängel einerseits durch Krieg 
und Gefangenschaft der älteren Schülerschaft be­
dingt und andererseits durch die durch Raumnot,· 
Lehrer- und Büchermangel verursachten Lücken 
in der Ausbildung der zur Hochschule strebenden 
Reifeschüler entstanden, nicht zuletzt aber auch 
durch die fehlende Abschlußklasse verursacht sind. 
Ziel der nunmehrigen neunjährigen höheren Schule 
soll daher auch nicht eine Erweiterung, sondern 
eine Vertiefung des Lehrstoffes sein. -

Durch die Einrichtung der 9. Klasse soff aber 
auch Raum gewonnen werden, um einer anderen 
Forderung der Schulreform gerecht zu werden: die 
Auflockerung der Oberstufe. Es ist Gemeingut der 
pädagogischen Fachleute geworden, daß man nicht 
wie bisher 11 bis 13 Fächer an der höheren Schule 
unverändert bis zur Oberklasse weiterführen kann, 
ohne entweder die Tiefe der Behandlung zu 'gefähr­
den ode.r 'die Schüler zu überlasten. Man will daher 
in der Oberstufe, wenigstens in den beiden oberen 
Klassen, den Schülern die Möglichkeit lassen, ihre 
Beteiligung an einigen Fächern einzuschränken, da- . 
für aber in anderen ihnen mehr liegenden Fächern 
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größere Vertiefung zu gewinnen. In anderen Län­
dern ist dieser Versuch teilweise in sehr radikalen 
Formen durchgeführt worden. Wir wollen nicht .so 
weit gehen, sondern haben zunächst Versuche an 
zwei höheren Schulen angestellt; im laufenden 
Schuljahr haben wir diese Versuche auf weitere 
Schulen ausgedehnt. Von dem Ergebnis dieser Ver­
suche wird es abhängen, ob und in welchem Aus­
maß wir die Auflockerung der Oberstufe auf alle 
Schulen des Landes ausdehnen. 

Im gleichen Sinne sollen auch die Änderungen 
c wir.ken, die vom laufenden Schuljahr ab bei der 
Reifeprüfung durchgeführt werden sollen. In An­
gleichung an die Übung 'der anderen Länder und 
in Übereinstimmung mit der Vereinbarung der 
Länder über die Anerkennung der Reifezeugnisse 
in der Bundesrepublik ist die Zahl der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten von 7 auf 5 herabgesetzt worden. 
Dabei wurden für die einzelnen Schultypen die für 
sie charakteristischen Fächer beibehalten. Selbst­
verständlich Meföen die nunmehr in der ·schrift„ 
liehen Prüfung wegfall:enden Fächer zunächst nach 
wie vor Vorrückungsfächer für die 9. Klasse. Anders 
ist die Regelung gedacht„, die vom J·ahre 1954 an 
Platz greifen soll. Von füesem Jahre ab sollen zwei 
Fächer, nämlich Religion und ein wissenschaffüche:s 
Fach, bereits in der 8. Klasse, die Ü!bri:gen drei 
Fächer erst in der 9. Klasse geprüft werden. Reli­
gion soll auch in der 9. Klasse noch ordentliches 
Unterrichtsfach sein, da:s wissenschaftliche Fach 
'Biber, das in der 8. Klasse geprüft wird, soll in der 
9. Kilasse als Pflichtfach wegfallen und nur als 
Wahlfach. für besonders Interessierte weitergeführt 
werden. Diese Teilung mußte auf das Jahr 1954 
verschoben werden, weil in diesem Jahr zum ersten 
Mal eine Klasse von der 8. zur 9. Kl!asse übertreten 
wird, die wirklich •einen neunjährigen Lehrgang 
durchmacht, also in der 8. Klasse das wegfallende 
Fach bereits 8 Jahre betrieben hat. Eine frühere 
F·estset:mng müßte die Prüfung in diesem F·ach der 
8. Klasse auf einen siebenjährigen Unterricht auf­
bauen und daher eine Niveauminderung zur Folge 

·haben. 
J.ede ;Erneuerung rder höiheren 1Schule setzt aber 

eine Erneuerung des Lehrkörpers voraus. Deshalb 
wurde bereits seit Jahren im Unterrichtsministe­
rium eine neue Prüfungsordnung VOI"bereitet, die 
im Januar des verg·angenen Jahres vom Landes­
personalamt herausgegeben worden 1st. Sie ver­
bessert die· Ausbildung der jungen Lehrkräfte 
wesentlich g·egenüber den alten Reichsprüfangs­
bestimmungen, indem sie feste FächerV'erbindungen 
vorschre~bt, wie sie für dd.e Bedürfnisse der höhe­
ren Schulen zweckmäßig und notwendig erscheinen 
und die Kandidaten vor unmöglichen und un­
brauchbaren Fächerverbindungen bewahren, und 
die Anforderungen so .gestaltet, daß die betreffen­
den Lehr.er in ·allen Klassen der höheren Schulen 
verwendbar sind. 

Die Organisation des Schulwesens und föe innere 
Ausformung der Schule bedarf aber auch tragender· 
Rechtsgrundlagen, •die der Schule eine gedeihl<iche 
Entwicklung sichern. Die wichtigste Grundlage für 

den Aufbau der Volksschule ist da:s Schulorganisa­
tionsgesetz mit seinen Ausführungsbestimmungen. 
Vor kurzem hat der Vierfassungsgerichtshof die 
Übereinst1mmung aller angefochtenen Bestimmun­
gen dieses Gesetzes mit der bayerischen Verfas­
sung festgestellt, so daß nunmehr eine völhg ge­
sicherte Rechtsgrundlage gegeben ii.st. Die Erfah­
rungen des abgelaufenen Schuljahrs ha!ben gezeigt, 
daß ·die von manchem befürchtete Atomisierung 
des Volksschulwesens durch dieses Gesetz nicht ein­
•getreten ist. Dem in der Verfassung festgelegten 
Willen der Erziehungsberecht,igten entsprechend, 
wurden neben schon bestehenden Schulen auf 
Grund des die Verfassung ausführenden Schul­
organisationsgesi=t2les noch Schu1len der Bekenntnis­
minderheiten und Gemeinschaftsschulen errichtet. 
Diese Zahl hat sich aber in recht mäßigen Grenzen 
gehalten, wie ich gestern bereits auf Anfrage aus­
:führte. Als solche weitere Schulen wurden errich­
tet 7 katholische Bekenntnisschulen, 18 evangelische 
Bekenntnisschulen und 12 Gemeinschaftsschulen. 
Bei insgesamt 6903 Volksschulen wirkJ.ich nur eine 
so geringe Verschiebung gegenüber bi·sher, daß von 
einer ungünstigen Auswirkung auf das Volksschul­
wesen wirklich nicht gesprochen werden kann. Diese 
Zahl von 6903 Volksschulen muß man sich immer 
vorhalten, wenn 1in Zeitungen hier und da Fälle 
genannt werden, in denen angeblich Härten vor­
gekommen seien. 

Ein weiteres wichtiges Gesetz wurde durch den. 
Landtag Ende vorigen Jahres beschlossen: das 
Schulpflichtgesetz. Es hält an dem bewährten Schul­
j ahrsbe:ginn im Herbst fest, nimmt aber die ge­
botenen Rücksichten auf die Erfordernisse der 
Landwirtschaft und des Gewerbes. Das Jugend­
schutzgesetz, das nach wie vor gilt, wird die Jugend 
vor vorzeitiger und übermäßiger Beanspruchung 
schützen. Das Berufsschulgesetz, das zur Zeit im 
L·andtag beraten wird, sol.l den Auf- und Ausbau 
unseres Berufsschulwesens sichern. Ich werde auf 
dieses Gesetz noch zu sprechen kommen. Für ein 
weiteres Gesetz, nämlich die Neuregelung des 
Schulaufsichtswesens, hat die Kommunalgesetz­
gebung, die den Landtag in den letzten Wochen 
beschäftigte, die Voraussetzungen gescha~fen. 

Eine Neugestaltung des Schulbedarfgeset2les wird 
noch bis zur grundsätzlichen Überprüfung des Fi­
nanzausgleiches zwischen Sta:at und Gemeinden 
zurückgestent werden müssen. Wenn dann die Ge~ 
setzgebung auf dem Gebiet 'des Volks- und Berufs­
schulwesens zu einem gewünschten Abschluß ge­
kommen ist, soll, wie von Anfang an beabsichtigt, 
das gesamte Recht der Volks- und Berufsschule in 
einem einheitlichen Gesetz zusammengefaßt werden. 

Nach ·diesem allgemeinen Überblick ist es not­
wendig, auf die einzelnen Gebiete unseres Bildungs­
wesens näher ·einzugehen. 

Die Volksschule ist nicht nur die umfassendste, 
sondern auch die bedeutendste Bildungseinrichtung 
des Staates; denn von der Leistung der Volksschule 
hängt wesentlich der Bildungsstand des ganzen 
Volkes ab. 

Schülerstand: Wir haben jetzt 1112 000 Schüler, 
das sind gegenüber dem Vorjahr 88 000 weniger, 
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Katholisch sind rund 74 Prozent, ev·angelisch rund 
26 Prozent der Schüler, 1/4 Prozent sind bekenntnis­
los. 60 Schüler sind israelitisch. 252 000 Schüler, 
also 24 Prozent, sind Flüchtlinge .. 

Ausbau der Schulen: In der Schulgliederung ist 
eine Tendenz zur Zunahme der großen Schulkörper 
der voll ausgebauten Schulen festzuste1len. Ihre 
Zahl ist von 396 im Jahre 1938 über 562 !im Jahre 
1947 auf 850 im J·ahr·e 1951 1angewachsen. Heute be­
findet sich nahezu die Hälfte der ibayerischen Schul­
kinder in voll ausg€'bauten oder nahezu voll aus­
gebauten Schulen, in denen jeder Sch:ülerja:hrgang 
eihe Kiasse bildet. Die Zahl der Schulklassen be-· 
trägt 26 336. Sie werden geführt von 25 612 Leh­
rern. 358 Lehrkräfte müssen noch ·zwei Klassen im 
Abteilungsunterricht führen. Die Durchschnitts­
stärke einer Klasse ist auf 42,8 gesunken. 

Schulraumnot: Eine Hauptsorge war mir die all­
mähliche· Behebung der Schulraumnot. Seit 1945 
sind 1883 Schulsäle wieder instand gesetzt worden; 
durch Neubau von Schulhäusern wurden 1168 Un­
terrichtsräume gewonnen. Das sind zus•ammen rund 
3000 Schulsäle. Zur ordnungsmäßigen Durchführung 
des Schulbetriebs fehlen aber immer noch rund 
7000 Schulsäle. 

Ich erkenne gerne an, daß d1e Gemeinden als die 
Träger ·des sächlichen Schulbedarfs hier zu einem 
großen Teil geradezu Außerordentliches getan 
haben; ihre Schulfreundlichkeit und ihr Opferwille 
verdient hohe Anerkennung. Aber es iblefüt noch 
viel zu tun. 

Auch der Staat läßt den Gemeinden und Ge­
meindever.bänden ·in ihrem Bestreben, für jede 
Klasse wieder einen eigenen Schulraum zu beschaf­
fen, namhafte Hilfe angedeihen. Im außerordent­
lichen Staatshaushalt für das Rechnungsjahr 1950 
waren :zur Gewährung von Zuschüssen und Dar­
lehen an Gemeinden und Gemeindever.bände -
außer München, Nürnberg, Wiürzburg und Augs­
burg, die ja gesonderte Zuweisungen erhalten -
für SchuJ:hausbauten erstmals 7,4 Millionen p-Mark 
gesondert ausgewiesen. Diese Mittel wurden nach 
Vorschlägen der Regierungen durch das Staatsmini­
sterium der Finanzen :im Benehmen mit dem Staats­
ministerium des Irinern und mit dem Kultusmini­
steriU!l11 verteilt. Insgesamt konnten 331 Schulbau­
vorhaiben gefördert werden. Ich habe mich bemüht, 
diese von meinem Vorgänger eingeleitete Maß­
nahme trotz der ibekoannt schwierigen Finanzlage 
weiterzuführen. Auf Grund eines Beschlusses des 
Landtages, wonach auch im Haushaltsjahr 1951 
wieder erhebliche Mittel zur Behebung der Schul­
raumnot ausgewiesen werden sollen, hat das Sta·ats­
ministerium der Finanzen für dieses Haushaltsjahr 
einen Betrag von 7,5 Millionen D-1\tiark veran­
schlagt. Ich hoffe, daß wir damit unserem Ziel wie­
der einen Schritt näherkommen. 

Lehrkräfte: Von den Lehrern und Lehrerinnen 
sind 16 616 planmäßige, verbeamtete Lehrer, 2134 
Lehrer im Angestelltenverhältnis, 1174 klösterliche 
Lehrkräfte und 5264 Hilfslehrer ('außerplanmäßige 
Lehrer). 1300 Klassen werden durch 'Lehramts-

anwärter versehen, ihre Ernennung zu Hilfslehrern 
wird zur Zeit durchgeführt. 1148 Klassen werden 
von klösterHch·en Lehrkräften versehen. 24 Pro­
zent der Lehrkräfte sind Flüchtlinge; dabei sind 
nicht eingerechnet jene jünger.en Heimatvertrie­
:benen, die in Bayern ihre Ausbildung genossen oder 
ihre Lehramtsprüfung gemacht haben. 

Von den Lehrkräften, die wegen ihrer Ver1bin­
dung mit dem Nationalsozialismus entfassen waren, 
sind 8200 wieder eingestellt worden, 213 sind bisher 
nicht wieder verwendet. Etwa 500 der entlassenen 
Lehrkräfte sind wegen D.ienstunfähigkeit inzwischen 
in den dauernden Ruhestand versetzt worden. 

Mit dem kürzlich vom Landtag verabschiedeten 
Oberlehrergesetz kehrt das Land Bayern wieder zu 
der •bewährten Regelung zurück, wonach Lehrkräfte, 
die sich in ihrer Berufsarbeit besonders bewährt 
haben, als Klaßlehrer zu Oberlehrern der Besol­
dungsgruppe A 4 b 1 (Endgrundgehalt 5800 DM) be­
fördert werden können. Hierdurch wird ermöglicht, 
vor allem Lehrkräfte an Landschulen in diese Be­
förderungsgruppe aufsteigen zu lassen, ohne daß 
sie den Posten eines Schulleiters an einer größeren 
Schule übernehmen und ihren Dienstort verlassen 
müssen. Damit wurde einem lebhaften Wunsche 
der 1bayerischen Lehrerschaft Rechnung getragen; 
anscheinend findet unser Beispiel in anderen Län­
dern Nachahmung. 

Lehrernachwuchs: Die qualit·ative und quantita­
tive Sicherung des Lehrernachwuchses ist eine der 
wichtigsten Sorgen der Unterrichtsverwaltung. Die 
vorhandene Zahl an Lehramtsanwärtern reicht hin, 
um den Bedarf an Nachwuchs zu decken. Auch die 
weitere Entwicklung gibt uns zur Sorge keinen 
An1'aß. An Ostern 1952 werden wieder über 500 
Anwärter ihre Aus·bildung ibeenden. An Ostern 1953 
werden uns nach den heurigen Aufnahmezahlen 
fa:st 1000 Anwärter weiter zur Verfügung stehen, 
womit also der normale Bedarf für die nächste 
Zeit gedeckt sein dürfte. 

Diese Anwärter leiden allerdings, wie die An­
wärter in anderen Zweigen der Staats•verwaltung, 
besonders unter der heutigen Wirtschaftsnot. Der 
Landtag hat da.rum in verschiedenen Beschlüssen 
die Staatsregierung ersucht, die Haushaltsmittel 
für Unterhaltszuschüsse an Lehramtsanwärter so 
zu erhöhen, daß ihnen in der Regel der Höchstsatz 
gewährt we11den k·ann. Die Haushaltsmittel wurden 
daher um 600 000 DM auf insgesamt 2 400 000 DM 
erhöht. Eine weitere Erhöhung war wegen der 
Schwierig'keit der Haushaltsaibgleichung heuer lei­
der noch nicht möglich. 

Leistungsstand: Der Leistungsstand der Volks­
schule 'ist in der Zeit des Nationalsozialismus und 
in den Kriegs- und ersten Nachkriegsj-ahren erheb­
lich 1abgesunken. Bildung.smängel sind in den oberen 
Klassen leider trotz aller Bemühungen noch immer 
gegeben. Auch der Notstand der fehlenden Unter­
richtsr&ume und der sich daraus er.gebenden un­
günstigen Verteilung der Unterrichtszeit ist der 
Erziehung und dem Unterricht abträglich. 

Die Lehrer.schaft weist eine uneinheitliche Zu­
sammensetzung auf; ne:ben dem seminaristisch ge­
bildeten steht der akademisch gebildete Lehrer, 
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neben dem ehemaligen Schulhelfer ,der Teilnehmer 
an Abiturientenlehrgängen; neben dem Heimatver­
triebenen der einheimische Lehrer. Die Erweite­
rung und fortlaufende Vertiefung der fachlichen 
Ausbildung ist daher ein vordringliches Anliegen 
aller schulaufsichtlichen Stellen. Immerhin sind er­
freuliche Fortschritte zu erkennen. Die Oberstufe 
gewinnt allmählich eine neue Form. An 876 Schu­
len wird engli:scher Sprachunterricht erteilt; es 
nehmen 48 000 Volksschüler daran teil. Dem hin 
und wieder vöfüg darnie1derliegenden Unterricht in 
Gesang und Turnen wurde durch verschiedene 
Maßnahmen ein neuer Impuls gegeben. In der 
Durchführung des Werkunterrichts zeigen sich· 
schöne Anfänge. Der Ausstattung mit modernen 
Unterrichtsmitteln - Film und Funk - und ihrem 
Einbau in den Unterricht wirid ein gutes Augen­
merk zugewendet. Der erziehliche Stand bessert 
sich langsam. Alle.s in allem: Zu einer pessimisti­
schen Beurteilung ist kein Grund. 

In diesem Zusammenhang sei auf den Bildungs­
plan für die Volksschule hingewiesen, der die Lehr·· 
ordnung von 1926 und die Übergangsrichtlinien 
von 1945 'ablöste. Dieser Bildungsplan will, daß die 
Volksschule wieder in vollem Umfang.e ihrer Lehr­
und Lernaufgabe gerecht wird; er will weiter, daß 
Volksschulunterricht und Vofässchu1erziehurrg zu 
echter Bhldungstätigkeit gehoben werden, die unsere 
Kinder, soweit ·es im Volksschulalter möglich ist, 
an die echten sozfalen, sittl'ichen und religiösen 
Werte hinführt. Er will 'Schld.eßlich die Stadt- und [ 
die Landschule ibei aller Berücksichtigung des be­
sonderen Gepräges zu gleichwertigen Schulformen 
heben. Es hat sich gezeigt, daß die ihm IZluigrunde 
lliegenden Gedanken sich fruchtbar in Unterricht 
und E11ziehung 1an unseren Volksschulen auswir­
ken. Um ein abschließendes Urteil über diesen 
Plan zu fällen, ist die Zeit jedoch noch zu kurz .. 
Aus diesem Grunde wurde die Gültigked.t des Bil- · 
dungsplanes auf zwei weitere Schuljahre ver­
längert. 

Der Bildungsplan der V~lkssch:ule bedarf einer 
Wichtd.gen Ergänzung durch eine Landesschulord­
nung für die Volksschulen, die das gesamte Schul­
il.eiben regelt. 

Auf der Volksschule haut die Berufsschule als 
weitere Pflichtschule auf. In jüngster Zeit stand 
das Berufsschulwesen besonders im Mittelpunkt 
des öffentlichen Interesses. Die Bedeutung der Be­
rufsschule ld:egt darin, daß sie die letzte Bildungs­
einrichtung darstellt, die nocl} alle Jugendlichen 
erfaßt, soweit sie nicht andere Schulen besuchen 
und ,zwar in ,der Zeit; in der neben der körperliche~ 
auch die geistige und sittliche Reifung beginnt. 
Lange standen zwei Auffassungen im Widerstreit 
jene, die die Berufsschule als reine Ausbildungs~ 
stätte für den Facharbeiter ibetrachtete, und jene, 
die auch die Berufsschule als Stätte der Menschen­
bd.ldung erkennt. Die Anfänge des Berufsschul­
wesens in unserem Lande liegen mehr als zwei­
hundert Jahre zurück; seit 150 Jahren sind in Bay­
ern alle Jugendlichen verpflichtet, nach dem Ab­
schluß der Volksschule eine weiterführende Schule 

zu ibesuchen. Auch diese Schuiart hat nach Organi­
sation und Bildungsinhalt eine Entwicklung hinter 
sich. Es ist daran zu erinp.ern, daß Bayern als er­
stes Land den Gedanken der Berufsschule durch 
Kerschensteiner, den Vater der Berufsschrule ver-
wd.rklichte. ' 

Zur Zeit befindet sich das Berufsschulwesen in der 
Umbildung. Der Landtag beschäftigt sich in seinen 
Ausschüssen mit dem Entwurf eines. neuen Berufs­
schulgesetzes. Er stellt fest, daß dieBerufsschuleAus­
bildungsstätte und Bildungsstätte zugleich ist. Das 
Ziel der Berufsschule ist wahre Menschenbildung.Je­
des Unterrichtsfach de"rBerufsschule muß diesem Ziel 
untergeoDdnet werden, muß bildend und erziehend 
wd.rken. Dabei gibt es keinen Gegensatz ·zwischen 
.Mlgemeinbildung und Fachbildrung; in ,der Berufs­
schule muß jedes Unterrichtsfach berufsbezogen 
sein und letzten Endes der Berufserziehung dienen, 
jeder Unterricht, auch der Fachrunterricht, muß ge­
meinschaftshildenid wirken und im Dienst der sozia-· 
len Erziehung stehen. Das Gesetz will aber auch 
die organisatorische und finanzielle Grundlage für 
eine gedei:hliche Weiterentwd.cklung des Berufsschul­
wesens schaffen. 

In Bayern besuchen zur Zeit 386 000 Jug,endliche 
die Berufsschulen, sie verteilen sich iauf die einzel­
nen Arten der Berufsschulen folgenderi:rnaßen: 
167 000 in den geweDblichen Berufsschulen, 46 000 
an kaufmännischen, 49 000 an hauswirtschaftlichen, 
2000 an Werk- und 122 000 an landwirtschaftlichen 
Berufsschulen. Leiider ist es in diesem Haushalt 
nicht gelungen, die staatlichen Zuschüsse für die 
Berufsschulen gegenüber dem Vorjahr zu erhöhen. 

An den Ausbildungsstätten für die Berufsschul­
lehrer - Berufspädagogisches Institut und Staats­
institut für den landwirtschaftlichen Unterricht -
we11den die Lehrkräfte noch in der· bisherigen Weise 
ausgebildet. 

In den Darstellungen über die Neugestaltung 
unseres .Schulwesens wird mit Recht darauf hinge­
wiesen, daß alle Bemühungen u:tn die Schulen 
wesentlich von der Lehrerpersönlich.keit beeinflußt 
sind. Darum spielt <bei allen Fragen der Schul­
r·eform immer die Frage nach einer Neugestaltung 
der Lehrerbildung eine besoll!dere Rolle. Wenn wir 
in Bayern auch noch nicht zu einer endgültigen 
neuen Gestaltung ·der Lehrerbildung gekommen 
sind, so stehen doch schon folgende Grundzüge fest. 

Die alte seminaristische Lehrerbildung, die uns 
in der Vergangenheit wohl eine große 2Jahl treff­
licher Lehrer geschenkt hat, entspricht heute nicht 
mehr den Anfo11derungen, die auf Grund der ver­
änderten Zeit- unid Lebensverhältnisse an den 
Lehrer zu stellen sind. Unsere Zeit verlangt sowohl 
eine tiefere wissenschaftliche als auch eine weiter­
gehende pädagogische Bildung des Lehrers. Aus 
diesem Grunde wird· eine Verlängerung der Aus­
bildungszeit und eine Trennung der Allgemein­
bildung von der wissenschaftlichen und praktischen 
Berufsausbildung gefordert. Dieser Notwendigkeit 
wurde in Bayern schon jetzt Rechnung getmgen. 

Die allgemeine Bildung der künftigen Lehr·er er­
folgt jetzt niCht mehr in den fünf Klassen der 
Le'hr·erbildungsanstalten, sondern in den allge-
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meinen höheren Schulen und wird mit dem Abitur 
abgeschlossen. Neben den grundständigen höheren 
Schulen kommen vor allem die A'Ufbauschulen in 
Frage, an denen erstmals 1953 das A!bitur abgelegt 
werden kann. Sie sind in der Regel mit einem 
Heim verbunden und bieten vor allem begabten 
Schülern aus abgelegenen Teilen unseres Landes 
die Möglichkeit, länger im elterlichen Hause zu 
ver1bleiben und- ihr·e allgemeinbildenden Studien in 
kürzester Zeit •ZU bewältigen. Auf diese .Weise hofft 
die Unterrichtsverwaltung, der berechtigten Sorge 
entgegenzuwirken, 1diaß künftig für die Landschulen 
keine Lehrer mehr zur Verfügung stehen, die aus 
den ländlichen Verhältnissen selbst hervorgegangen 
sind. 

Es besteht allgemein Übereinstimmung darüber, 
daß dieser Allgemeinbi1dung eine wissenschaftliche 
Berufsausbildung in hochschulmäßiger Form zu 
folgen hat. Diese muß die wissenschaftliche und be­
rufliche Ausbildung solcher Lehrer ,zum Ziel ha:ben, 
die geeignet und bereit sind, an den Volksschulen, 
wie sie durch die Verfassung festgelegt sind, zu er­
ziehen und zu unterrichten. Daibei müssen die Be­
stimmungen des Kon:kordates und des Kirchenver­
trages mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche be­
achtet werden. 

Bis zur Regelung der neuen Lehrerbildung durch 
ein Gesetz, wird grundsätz1ich an der bisherigen 
Ausbildung festzuhalten sein. Zur Zeit werden an­
schließend an die Aufba:uschulen auf Grund des 
Absolutoriums einer höheren Lehranstalt pädago­
gische Lehrgänge durchgeführt, die die hochschul­
mäßige Lehrerbildung sinnvoll vorbereiten. Diese 
Lehrgänge kommen einem viersemestrigen Studium 
nahe. Sie halten'am bewährten Alten fest, nament­
lich in der praktischen Ausbildung der Teilnehmer, 
die lediglich durch ein vierwöchiges Landschul­
praktik•um ergänzt wurde. Die theoretische Aus­
bildung aber geht vielfach· neue Wege, indem sie 
neue Aufgaibenbereiche einbezogen hat wie Philo­
sophie, Charakterologie, Soziologie a1s Prinzip, 
Heimat- und Volkskunde, Sprecherziehung, Jugend­
schr.ifttum, 'Dafelzeichnen und Werken. In Musik 
allerdings k·ann der frühere Stand noch nicht er• 
reicht werden. Der politischen und sozialkundlichen 
Erziehung wird besondere Beachtung geschenkt. 

Für den Au:fibau des mittleren Schulwesens, der 
auch im abgelaufener.i. Jahr wesentliche Fortschritte 
erz}elt hat, hat der Landtag stets besonderes Ver­
ständnis bewiesen. Die- mittleren Schulen waren 
ohne Zweifel in den letzten J•ahrzehnten verTuach-
lässigt worden. 

Die Förderung des mittleren Schulwesens ist eine 
Notwendigkeit, die in soziologischen, wirtschaft­
lichen und schulorganisatorischen Erwägungen be­
gründet· ist .. Neben den Werktätigen, denen die 
AusfÜhrung von Arbeiten übertragen wird und den 
geistig Führenden, die planend und lenkend im 
Berufs- und Wirtschaftsleben stehen, gibt es eine 
mittlere Schicht von Berufstätigen in den verschie­
densten Gebieten, die praktisch arbeiten, aber auch 
als Unternehmer, Betriebsführer, Vor- und Fach­
arbeiter, selb1?tändige Gewerbetreibende oder Kauf-

leute an leitenden Stellen in größeren Betrieben, 
in der Verwaltung, an führender Stelle der Berufs­
verbände, Gewerkschaften und Gemeinden stehen. 
Es sind jene, die über praktisches Können verfügen, 
darüber hinaus aber auch das geistige Rüstzeug für 
die übrigen Aufgaben besitzen müssen. Soziologisch 
gesehen ist die Bedeutung gerade dieser Schicht in 
der jüngsten Zeit in der Öffentlichkeit mit Nach­
druck hervorgehoben worden. Für sie ist eine 
Schule notwendig, die ihren Bedürfnissen entge­
genkommt. Aus diesen Gedankengängen heraus be­
müht sich das Ministerium um die äußere und in­
nere Gestaltung der Mittelschulen. 

Wir haben in Bayern nunmehr 136 Mittelschulen 
mit rund 20 000 Schülern. Das bedeutet gegenüber 
dem Vorjahr eine Mehrung von 3000 Schülern. Un­
ter diesen Schulen befinden sich 30 staatliche Mit­
telschulen, für die die Gemeinden den Raum- und 
Sachbedarf tragen und für die der Staat die Per­
sonallasten übernommen hat. Die übrigen verteilen 
sich auf städtische und private, insbesondere klö­
sterliche Schulträger. 

Die Errichtung der staatlichen Mittelschulen war 
teilweise mit Schwierigkeiten ·verbunden. Es muß 
dankbar anerkannt· werden, daß die Gemeinden, 
in denen solche Schulen entstanden, erhebliche 
Mittel aufgewendet haben, um Raum- und Arbeits­
möglichkeiten für die neuerrichteten. Schulen zu 
beschaffen. Im vergangenen Jahr wurden von den 
Gemeinden und· Landkreisen zehn neue Schulhäu­
ser für diese staatlichen Schulen errichtet. Die Er­
fahrung zeigt, daß diese Mittelschulen in der Be­
völkerung freudig begrüßt wurden und daß sie vor 
allem für die Knaben von Bedeutung sind, da für 
diese bisher keine mittleren Schulen bestanden. Die 
Zahl der bisher bewilligten staatlichen Schulen ge­
nügt noch lange nicht, um den dringenden Bedürf­
nissen ".Rechnung zu tragen. 

Ein weiteres Problem in der Entwicklung eines 
organischen Schulwesens ist der Ausbau der Fach­
schulen für Mädchen, weil die Mädchen mehr als 
bisher in das Berufsleben eingegliedert werden. 
Auch auf diesem Gebiet wurden im vergangenen 
Jahr Fortschritte erzielt, so daß nunmehr die Schu­
len in der Lage sind, die Mädchen für alle wich­
tigen FraueI11berufe vorzubereiten. In Frage kom­
men: 

die Seminare für Kindergärtnerinnen und 
Hortnerinnen, 

die Frauenfachschulen, die die Fachausbildung 
vermitteln für Lehrerinnen für Hauswirtschaft 
und Handarbeiten, für Berufsschullehrerinnen 
und Wirtschaftsleiterinnen, ferner 

die Landfrauenschulen mit Fachausbili;lung für 
die Lehrerinnen der ländlichen Hauswirtschaft 
und für die landwirtschaftlichen· Berufsschul­
lehrerinnen. 

Diese Fachschulen sind mit Ausnahme der Land­
frauenschulen nichtstaatliche Einrichtungen. Die 
im Haushalt vorgesehenen Staatszuschüsse sind so 
gering, daß sie für den Betrieb di~ser Schulen leider 
nur von geringer Bedeutung sind. Es wäre zu be­
grüßen, wenn künftig auch hiefür staatliche Mittel 
in größerem Umfang bereitgestellt werden könnten. 
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In diesem Zusammenhang ist auf die Haushal­
tungsschulen hinzuweisen. Aµch diese Schulen wer­
den von städtischen und privaten Schulträgern er­
halten. Ihre Bedeutung liegt darin, daß die Mäd­
chen zur Führung des Haushalts vorgebildet und 
für ihre Aufgaben in der Familie erzogen werden. 
Volkswirtschaftlich und soziologisch gesehen ist die 
rechte Führung des Verbraucher-Haushalts beson­
ders wichtig. Zur Zeit bestehen 100 Haushaltungs­
schulen und 20 Frauen-Fachschulen, die. insgesamt 
von 5000 Mädchen besucht werden. 

Ein besonderes Augenmerk verdient auch die 
Förderung der Kindergärten. Die in Bayern be­
stehenden 2400 Kinder-Tagesstätten, die von rund 
100 000 Kindern besucht werden, reichen nitjit aus, 
um die große Zahl· der vorschulpflichtigen Kinder 
aufzunehmen, deren Mütter berufstätig sein müs­
sen oder die in Wohnräumen leben, die eine ge­
sunde körperliche und seelische Entwicklung der 
Kleinkinder gefährden. Gemeinden und caritative 
Verbände machen sich um die Beseitigung dieser 
Notstände verdient, errichten neue Kindergärten 
oder erweitern die bestehenden Einrichtungen. Es 
wäre dringend .erwünscht, daß auch hier der Staat 
in größerem U~fang helfend eingreifen könnte. 

Wenn wir einen Blick auf die äußere Entwick­
lung des höheren Schulwesens werfen, so tritt uns 
hier eine Steigerung der Frequenz entgegen, die 
ihre Erklärung im Wechsel der politischen, wirt­
schaftlichen und sozialen Verhältnisse findet. Wäh­
rend im Jahr 1900 auf 150 Einwohner des rechts­
rheinischen Bayern 1 Schüler einer höheren Lehr­
anstalt kam, trifft im Jahr 1951 auf 79 Eim~ohner 
1 Schüler einer höheren Lehranstalt. Im Durch­
schnitt besucht zur Zeit jedes 10. Kind der G@burts­
jahrgänge 1934-1941 die höhere Schule. 114 staat­
liche höhere Schulen mit 2078 Klassen und 71 285 
Schülern, dazu 150 nichtstaatliche höhere Schulen 
mit 1512 Klassen und 50 703 Schülern, insgesamt 
also 264 höhere Schulen mit 3590 Klassen und 
121 988 Schülern trugen im Schulj,ahr 1950/51 
die Ausbildung. Das Schuljahr 1951/52 brachte 
einen Zuwachs von weiteren 5800 Schülern; und 
noch nicht ist ein 1Stillsfand oder gar ein Rückgang 
der Frequenz abzusehen. 

Die maßgeblichste Ursache für diese Erscheinung . 
ist der Umstand, daß weite Kreise der Bevölke­
r1mg, nicht zuletzt die Heimatvertriebenen sowie 
die Kriegs- und Währungsgeschädigten, ihren Kin­
dern als einzige wertbeständige Mitgabe fürs Le­
ben eine höhere Schulausbildung glauben vermit­
teln zu sollen. Die Einführung der Schulgeld- und 
Lernmittelfreiheit hat ein übriges dazu getan. Eine 
verschärfte Auslese hat die höheren Lehranstalten 
bis jetzt nicht zu entlasten vermocht. Es muß hiefür 
nach neuen Mitteln und Wegen gesucht werden, 
auch unter dem Gesichtspunkt, daß die Volksschu­
len durch falschen Ehrgeiz der Eltern nicht zu Bil­
dungsanstalten 2. Ranges gestempelt werden dür­
fen. 

Entscheidend für die Aufnahme in die höhere 
Schure soll und tl1arf nur die Begabung des Schülers, 

nicht die wirtsch!aftliche oder gesellschaftliche Lage 
der Eltern sein. 

(Sehr gut!) 

Durch eine vernünftige Handhabung des Berech„ 
tigungswesens - besser gesagt des Berechtigungs­
unwesens - muß die Wirtschaft und müssen auch 
die öffentlichen Verwaltungen aller Grade dazu 
mithelfen, daß der ungesunde Drang nach der höhe­
ren Schule eingedämmt wird. 

Es ist verständlich, daß es bei dieser Lage noch 
nicht gelingen konnte, die Raumnot der höheren 
Lehranstalten zu beseitigen. Immer noch haben von 
den 2192 Klassen der staatlichen höheren Lehr­
anstalten 540 Klassen kein eigenes Klaßzimmer; 

·ein pädagogisch abträglicher Wander- und Schicht-
unterricht ist die Folge. Lediglich 11 von den. 114 
staatlichen höheren Lehranstalten können zur Zeit 
auf Schichtunterricht verzichten. Die durch Schul­
geld- und Lernmittelfreiheit verursachten Ausfälle 
können trotz des hohen dafür angesetzten Betrages 
nicht annähernd abgedeckt werden, insbesondere 
die gemeindlichen, klösterlichen und privaten Schu­
len haben unter den Folgen des Wegfalls des Schul­
gelds für öffentliche Schulen zu leiden. 

Die finanziellen Schwierigkeiten haben zahlreiche 
Gemeinden, zur Zeit 27, veranlaßt, Antrag auf Ver­
staatlichung ihrer höheren Schulen zu stellen. Den 
Anträgen kann schon aus finanziellen Gründen zur 
Zeit nicht entsprochen werden, aber auch aus ande­
ren Gründen wäre eine solche Entwicklung zu be­
dauern. Ich habe vor einiger Zeit mit aller Deut­
lichkeit erklärt, daß mir die richtige Lösung dieses 
Problems nicht darin zu liegen scheint, daß man 
auf dem Boden einer Stadt, auf dem Grund ihres 
eigenen kulturellen Gepräges entstandene Bildungs­
einrichtungen dem Staat übergibt. Man sollte nicht 
vom Baum eines städtischen Gemeinwesens die 
schönsten Äste abschneiden, nur weil es schwer 
fällt, ihre Früchte zu pflücken. Die Mehrgleisigkeit 
und Vielfalt des bayerischen Schulwesens halte iGh 
für einen besonderen Vorzug und ich habe erklärt, 
die Unterrichtsverwaltung denke nicht daran, die­
ses bewährte System zu demontieren und die Ein­
bahn für Zentralisten und Diktatoren vorzuberei­
ten. Eine solche grundsätzliche Einstellung setzt 
allerdings voraus, daß die Städte durch Zuschüsse 
oder durch die Erschließung eigener Finanzquellen 
instand gesetzt werden, die Last, die sie freiwillig 
auf sich. genommen haben, zu tragen. Der heutige 

„zustand befriedigt nicht, und ich hoffe, daß es mög-
lich sein wird, ihn noch im Laufe dieses Jahres 
einer grundsätzlichen Revision zu unterziehen. 

Eine rückläufige Bewegung zeigt die Zahl der -
Studierenden an den bayerischen Hochschulen. Sie 
ist im Studienjahr 1951/52 um 4,52 Prozent gegen­
über dem Studienjahr 1950/51 zurückgegangen, be­
trägt aber immer noch f48,2 Prozent vom Studien­
jahr 1938. Auch weiterhin ist die Universität Mün­
chen mit über 11 000 Studenten die meistbesuchte 
Hochschule Deutschlands. 

Die Ausübung der Forschertätigkeit an den Hoch­
schulen, die entgegen mancher Tendenzen der neue­
sten Zeit zur unverzichtbaren Aufgabe unserer 
Hochschulen gehö'rt, ist immer noch stark gehemmt 
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durch den ungenügenden baulichen Zustand wich­
tiger Universitätsinstitute wie des chemischen und 
physikalischen Instituts der Universität München 
sowie durch das durch die Finanzverhältnisse be­
dingte langsame Vorwärtsschreiten des Wiederauf­
baues der Bayerischen Staatsbibliothek. 

Trotzdem können die Fortschritte, die in dem 
Wiederaufbau unserer Hochschulen im letzten Jahr 
erzielt wurden, nicht übersehen werden. An der 
Universität München wurde unter anderem dEis 
Auditorium Maximum, an der Technischen Hoch­
schule neben mehreren Instituten der Verwaltungs­
bau in .Verwendung genommen; an der Universität 
Würzburg konnte das neue Universitätsgebäude i.n 
steigendem Maße bezogen werden, während an der 
Universität Erlangen mit dem Neubau der Kinder­
klinik begonnen wurde. Auch der ·Wiederaufbau 
des Gebäudes der Hochschule für Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften in Nürnberg konnte mit staat­
licher Hilfe gefördert werden. 

Noch bleibt vieles zu tun übrig, bis die vielen 
Wunden, die unseren Hochschulen zugefügt wur­
den, einigermaßen geheilt sind .und die bayerischen 
Hochschulen für Berufungen von Professoren wie­
der die Anziehungskraft ausüben, die ihnen früher 
eigen war; dies gilt insbesondere für die Universi­
tät und die Technische Hochscliule München. Be­
deutende Gelehrte qaben Rufe an kleinere Hoch­
schulen vorgezogen. Welches· Mißverhaltnis zwi­
schen Sollen und Sein hier vorliegt, mögen zwei 
Zahlen beweisen: Für die Besetzung eines einzigen 
Lehrstuhles an der Technischen Hochschule werden 
Instituts- und Ausstattungswünsche geäußert, die 
300 000 DM bis 500 000 DM erfordern würden. An 
der medizinischen Fakultät der Universität Mün­
chen werden Berufungen mit Klinik-Aufbauwün­
schen verbunden, welche Aufwendungen bis zu 
10 Millionen D-Mark erfordern würden. 

Anerkannt und bedankt werden muß die groß-. 
zügige Hilfe, die den Hochschulen seitens der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft, des Zusammen­
schlusses des deutschen Forschungsrates und der 
Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft, dau­
ernd zuteil wird. Auch das sogenannte Königsteiner 
Abkommen, das die Länder der Bundesrepublik 
über die Finanzierung wissenschaftlicher For­
schungseinrichtungen abgeschlossen haben, hat sich 
bewährt. 

Für die soziale Betreuung der Studierenden, von 
denen nach den Erhebungen des Verbandes Deut·­
scher Studentenwerke etwa 40 Prozent noch auf 
Werkstudium angewiesen sind, wurden erhebliche 
Mittel aufgewendet. Mit großzügiger Unterstützung 
des McCloy-Fonds konnten unter anderem die 
Mensa der Universität München und mehrere Stu­
dentenwohnheime von den örtlichen Studenten­
werken fertiggestellt werden. Das im Jahr 1948 
eingeführte Stipendium für besonders Begabte kam 
der Auslese der Besten zugute. Mit Beginn des 
Wintersemesters 1951/52 sind nun die Befähigsten 
von vier Abiturientenjahrgängen bayerischer höhe­
rer Schulen berücksichtigt. Aus Mitteln der Stu­

. dienstiftung des Deutschen Volkes, einer altbe-

währten Einrichtung für die Begabtesten des aka­
demischen Nachwuchses an den Hochschulen des 
Bundesgebietes, werden zur Zeit rund hundert Sti­
pendiaten an bayerischen Hochschulen unterstützt. 

Der Pflege der internationalen kulturellen Be-
. ziehungen unter der akademischen Jugend dienen 
die Ferienkurse für deutsche und ausländische Stu­
dierende an den Universitäten München und Er­
langen. 

Während die Staatliche Hochschule der bildenden 
Künste in München allmählich wieder ihr Heim am 
Siegestor voll beziehen kann, ist die Staatliche 
Hochschule für Musik immer noch völlig ungenü­
gend in zwei weit von einander entfernt liegenden 
Häusern untergebracht. Ihr ein würdiges Heim zu 
verschaffen ist vordringlich. Die Bayerische Alrn­
demie der Wissenschaften muß sich gleichfalls noch 
mit einer unzulänglichen Unterbringung behelfen 
und auch ihr eng bemessener Sachetat hindert sie, 
sich der Erfüllung ihrer Aufgaben ihrer Bedeutung 
und Geschichte gemäß zu widmen. Es ist notwendig, 
sie wenigstens soweit mit Mitteln auszustatten, daß 
sie den Anschluß an die internationale Wissen­
schaft nicht völlig verliert. Ähnliches gilt von den 
Wissenschaftlichen Sammlungen des Staates, die 
abgesehen von ihrer Bedeutung für die Studieren­
den, auch der Öffentlichkeit viel mehr dienen 
könnten, wenn sie so aufgestellt werden könnten, 
daß sie dem allgemeinen Besuch zugänglich wären. 

Besonders muß hier der wissenschaftlichen 
. Bibliotheken und Archive gedacht werden. 

Was dem Mediziner die Klinik, dem Physiker 
und Chemiker sein Laboratorium, das ist dem 
Geisteswissenschaftler die Bibliothek. Wissen­
schaftlicher, aber auch technischer und wirtschaft­
licher Fortschritt sind bei der Kompliziertheit der 
Arbeitsgänge und bei den vielen zu efoer Erfin­
dung notwendigen Vorstufen ohne eine gute Bib­
liothek heute undenkbar. Aus. diesem Grunde gilt 
nach den Kliniken meine Hauptsorge der Besse­
rung der durch den Krieg schwerstens getroffenen 
Bibliotheksverhältnisse. 

Vernichtet wurde die' Universitätsbibliothek 
Würzburg, schwer getroffen die Universitätsbib-

. liothek München und vor allem die Bayerische 
Staatsbibliothek, die als nunmehr größte deutsche 
Bibliothek sechs Siebentel ihres Gebäudes und zirka 
500 000 wertvolle Bände verloren hat. 

Die Bemühungen um den Wiederaufbau be­
wegen sich in zwei Richtungen: Einmal müssen die 
Mittel für die Beschaffung von Büchern so ange­
setzt werden, daß die wichtigsten Lücken geschlos­
sen, die Auslandserscheinungen der Kriegsjahre 
nachbeschafft und die wichtigsten Neuerscheinun­
gen trotz der gestiegenen Bücherpreise gekauft 
werden können. Es ist daher unerläßlich, im kom­
menden Haushalt eine weitere Steigerung der 
Mittel zu beantragen. Zum Zweiten wird mit größ­
tem Nachdruck der. Wiederaufbau des Gebäudes 
vorangetrieben werden müssen. Dabei wird ins 
Auge zu fassen sein, daß dieses der Universitäts-

. bibiiothek und der Staatsbibliothek unter Wahrung 
ihrer Selbständigkeit ein gemeinsames, einfaches, 
zweckmäßiges, aber modernes Heim bietet . 

5 
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Die Klagen, die über das Bibliothekswesen in 
Bayern aus Kreisen der Wissenschaft laut werden, 
sind zum Teil berechtigt. Es ist aber durchaus nicht 
so, als ob gar nichts geschehen wäre. Iri1 letzten 
Jahre wurden im Gebäude der Staatsbibliothek 
ca. 600 000 Bände für die Ausleihe bereitgestellt. 
Für über eine Million Bände wurde in Planegg ein. 
Ausweichmagazin eingerichtet, so daß. dem Publi­
kum in Bälde wieder drei Viertel ·des Buchbestan­
des der Staatsbibliothek zur Verfügung steht. Der 
deutsche und in gewissem Umfange auch der inter­
nationale Leihverkehr wurde wieder aufgenommen. 

Die größte Schwierigkeit bietet zur Zeit noch 
das ·Fehlen von Lesesälen. Aber auch hier soll in 
diesem Jahre durch einen Umzug der Staatsbiblio­
thek in die bereits fertiggestellten Räume an der 
Ludwigstraße abgeholfen werden. Damit aber wird 
ein Zustand geschaffen sein, der zwar eingeschränkt 
und behelfsmäßig, aber doch zufriedenstellend die 
Zeit bis zur Fertigstellung des endgültigen Biblio-
theksbaues überbrücken kann. ' 

Die staatlichen Archive, insbesondere das Baye­
rischeHauptstaatsarchiv, das größte und wertvollste 
Urkundenarchiv .Europas, befinden sich demgegen­
über in einer bedeutend ungünstigeren Lage. Lei-: 
der hat die Öffentlichkeit für die Aufgaben und 
Bedürfnisse der Archive oft nicht das nötige Ver­
ständnis. Ihre Bedeutung ergibt sich aus der Auf­
gabe, Gedächtnis- und Rüstkammer des Staates, der 
Städte, Gemeinden und anderer öffentlicher Kör­
perschaften zu sein. Rechte, Besitztitel, Baulasten, 
Gemeindegrenzen, Nutzungsrechte usw. können, 
um nur einige Fragen zu nennen, meist nur mit 
Hilfe der staatlichen Archive erhärtet werden. 
Wann und wo es möglich sein wird, die großen 
bayerischen Zentralarchive endgültig unterzubrin­

. gen, kann gegenwärtig noch nicht gesagt werden. 
Es werden verschiedene Objekte erwogen, berech­
net und vorbereitet. Der Fortgang und Erfolg 
hängt jedoch zum Teil von Faktoren ab, die nicht 
im Einflußbereich der Unterrichtsverwaltung lie­
gen, so daß es verfrüht wäre, heute auf Einzel­
heiten einzugehen. 

Bibliotheken und Archive eines Landes in ihrer 
Bedeutung für die Wissenschaft und die Staats­
verwaltung könnte man mit dem Magazin eines 
großen Werkes oder mit der Speisekammer eines 
Haushalts vergleichen. Von ihrem Umfang, ihrer 
Or.dnung, ihrem reibungslosen Funktionieren hängt 
nicht zuletzt der Erfolg des Ganzen ab. Dement­
sprechend werden auch in den nächsten ·Jahren 
auf ihre Wiederherstellung starke Akzente im 
Haushalt gesetzt werden müssen. 

Auf dem Gebiet der Jugendpflege finden Sie auch 
in diesem Jahre wieder erhebliche Mittel vorge­
sehen. Im Haushalt 1950 waren für Ausbil­
dungsbeihilfen für minderbemittelte Jugendliche 
1 800 000 DM angesetzt. Im Haushalt 1951 ist die 
gleiche Summe vorgesehen. Wenn diese Mittel auch 
noch unzureichend sind, so wurde damit doch über 
die allgemeine Schulgeldbefreiung· hinaus den be- . 
gabtesten Schülern und Lehrlingen der Weg zu 
einem Beruf ermöglicht, der ihren Fähigkeiten ent-

spricht. Mit den Ausbildungsbeihilfen hat Bayern 
ein System der Begabtenförderung entwickelt, wie 
es in diesem Umfang nur in wenigen deutschen 
Ländern durchgeführt ist. Wohl kaum an einem 
Titel des Kultushaushalts haben so viele „kleine 
Leute" wie an diesem teil. 

Die Jugendherbergen, für deren Instandsetzung 
und Einrichtung 175 000 DM vorgesehen sind, 
stehen allen Jugendgruppen' und Schulklassen 
offen. Sie sollen allen Jugendlichen eine einfache 
und gesunde Unterkunft bei ihren Wanderungen 
und Fahrten bieten. Die sozialpolitische und er­
zieherische Bedeutung dieser Einrichtung wird 
immer 'größer; sie gleicht die Gegensätze zwischen 
arm und reich auf dem Gebiete der Jugenderholung 
.aus und verhindert ein Vagabundentum der Ju­
gendlichen. Für Jugendpflege und Jugendbewe­
gung waren 600 000 DM im Haushalt 1950 ange~ 
setzt, die im laufenden Haushalt wegen der nicht 
glücklichen Koppelung mit den Einnahmen aus dem 
Fußballtoto auf 450 000 DM ge1',ürzt werden muß­
ten. Aus diesem Betrag sollen alle Maßnahmen 
der öffentlichen wie privaten Jugendpflege unter­
stützt werden. Es fallen darunter die Zuschüsse an 
die Jugendverbände, den Bayerischen Jugendring 
und die Kreisjugendringe, die Jugendleiterlehr"' 
gänge und die Jugendleiterschule. Der Jugendring 
nimmt in Bayern viele Aufgaben wahr, für die an 
anderen Bundesländern große Behördenapparate 
aufgebaut sind. · 

Die Jugendpfleger, die nach dem Beschluß des 
Bayerischen Landtags vom 13. Oktober 1949 in 
Stadt- und Landkreisen eingesetzt werden, sind in 
vielen Kreisen bereits tätig; die erste staatliche 
Prüfung für Jugendpfleger ist im Dezember 1951 
an der Jugendleiterschule abgehalten worden. 

Das bayerische Jugendnotprogramm wurde vom 
Herrn Ministerpräsidenten am 15. Oktober 1951 
dem Landtag vorg~legt. Es enthält - außer den 
eben behandelten Titeln des ordentlichen Haus­
halts - einen Betrag von 500 000 :OM im ao. Haus­
halt zur Errichtung von Jugendheimen. Die Her­
aushebung dieser Mittel für die Jugend soll sie 
vor weiteren Kürzungen bewahren. 

Die Bedeutung der Erwachsenenbildung ist in 
der bayerischen Verfassung wiederholt anerkannt. 
Artikel 83 erwähnt sie als · Aufgabe im eigenen 
Wirkungskreise der ·Gemeinden, Artikel 139 be­
stimmt, daß die Erwachsenenbildung durch Volks­
hochschulen und sonstige, mit öffentlichen Mitteln 
unterstützte Einrichtungen zu fördern ist. Den 
164 bayerischen Volkshochschulen und Volksbil­
dungswerken kommt darum besondere Bedeutung 
zu. Ihre Tätigkeit ist erfahrungsgemäß um so 
fruchtbarer, je enger sie mit den übrigen um die 
Menschenbildung bemühten Gemeinschaften und. 
Einrichtungen u,nbeschadet der gegenseitigen 
Selbständigkeit und Vielfalt zusammenarbeiten 
und je mehr sie darauf bedacht sind, dem Leben zu 
dienen und das über alle Unterschiede hinweg Ge­
meinsame zu pflegen. Viele a:rbeiten in Stadt und 
Land unermüdlich und selbstlos an diesem guten 
Werke. Gelehrte und Praktiker aus den verschie­
denen Berufen stellen oft unter großen Opfern 
hilfsbereit ihre Zeit in den Dienst der Sache. Mit 
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besonderer Genugtuung erfüllt es uns, daß überall 
die Heimatvertriebenen starken Anteil nehmen. 
Allen gebührt der öffentliche Dank, es gebührt 
ihnen aber vor allem auch die verständnisvolle 
Unterstützung des Staates, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. 

Zur Sorge für die Volksbildung gehören Aufbau 
und Ausbau von Volksbüchereien. Der Kampf 
gegen Schmutz und Schund kann nur dann E.:­
folg haben, wenn wir alle Voraussetzungen dafur 
schaffen, daß der Lesehunger durch das gute Buch 
befriedigt werden kann. Breiten Schichten fehlen 
die Mittel zum Kauf von Büchern. Um diese wich­
tige Aufgabe sind die großen Gemeinschaften. be­
müht. Ein wesentlicher Teil obliegt aber den Ge­
meinden im Rahmen der örtlichen Kulturpflege 
und Volksbildung. 

Der Staat leistet den Gemeinden Hilfe: In Augs­
burg, Bayreuth, München, Nürnberg und Regens­
burg bestehen staatliche Volksbüchereistellen zur 
kostenlosen Beratung der Gemeinden. Der Staat 
gewährt ferner Beihilfen zur Gründung von Volks­
büchereien. Die bereits vor 1933 bewährte Übung 
der Bezirksverbände und Landkreise, gleichfalls 
Zuwendungen für das Volksbüchereiwesen zu ge­
währen sollte den Gemeinden auch künftig An­
regung ~nd Hilfe sein. Ich weiß, daß die staatlichen 
Mittel unzulänglich sind, und ich bin der letzte, 
der· eine Erhöhung nicht freudig und dankbar be­
grüßte. Ich muß. aber trotzdem hier die diffamie­
rende Tendenz eines Artikels in der Zeitschrift 
Kulturarbeit" zurückweisen, in dem von einem 

Vorstandsmitglied des Bayerischen Landesverban­
des für Volksbildung die Leistungen des bayeri­
schen Staates, noch dazu unvollständig und ver­
zerrt, denen der Ostzonenregierung gegenüber­
gestellt werden. 

(Hört, hört! bei der CSU) 

Der Artikelschreiber hätte über die in der Bayer. 
Verfassung verankerte Zuständigkeitsverteilung 
auf dem Gebiet der Volksbildung unterrichtet sein 
können. Er hätte wissen müssen, daß die gemeind­
lichen Zuständigkeiten Rechte, aber auch Pflichten 
für die Selbstverwaltungskörper mit sich bringen. 
Er hätte auch wissen können, daß die Volksbildung 
in einem totalitären Staat nicht Bildungsarbeit, 
sondern politische Propaganda für die Machthaber 
des Staates zum Inhalt hat und daß der Staat, die 
Gemeinden und auch der Volksbildungsverband 
nur wünschen können, daß uns ein Aufschwung 
der Volksbildungsarbeit auf diesem Weg und mit 
diesem Ziel erspart bleibe. Ich halte solche Ver­
öffentlichungen nicht für das geeignete Mittel, um 
die ernsten und dringenden Anliegen der Volks­
bildung zu fördern. 

Neben der Pflege der Wissenschaften und der 
Ausgestaltung unseres Schulwesens sehe ich nach 
alter bayerischer Tradition auch in der Förderung 
der Künste im umfassendsten Sinne eine vornehme 
Aufgabe der staatlichen Kulturpflege. Noch ist es 
so, daß Bayern dank seiner hohen Leistungen in 
der Vergangenheit und einer besonderen Aufge-

schlossenheit seiner Bevölkerung für künstlerische 
Fragen einen Vorrang unter den Ländern auf­
weisen kann. Diese Vorrangstellung bedarf aber 
einer ~achhaltigen und sorgsamen Pflege, um kei­
nen Stillstand oder Rückgang eintreten zu lassen. 

Die Not der Kunst ist nicht in erster Linie eine 
Not der Künstler; sie ist eine Zeiterscheinung, her­
vorgerufen durch Jahre einer geistwidrigen Epoche, 
die Jahre einer furchtbaren Zerstörung kostbaren 
Lebens, großer Werte und Werke. Wir· leben in 
einer Kulturkrise. Weite Kreise des Volkes sind der 
Kunst entfremdet, und die Kunst selbst hat ihre_ 
Selbstsicherheit verloren und befindet sich augen­
scheinlich in einem bis in metaphysische Tiefen 
reichenden Gärungsprozeß. Hat es da einen Sinn, 
wenn der Staat unzureichende Mittel aufwendet, 
um Werke lebender Künstler anzukaufen und einer 
geringen Zahl von Künstlern zu helfen? Es hat 
dann einen Sinn, wenn der Staat sich nicht die 
unlösbare Aufgabe setzt, eine in tiefen Ursachen 
begründete Not durch seine Mittel beseitigen zu 
wollen, sondern wenn er die Kunstpflege als stetige 
Verpflichtung eines Kulturstaates betrachtet. In 
Verfolg dieses Zieles werden wieder beträchtliche 
Mittel aufgewendet, um überall im Lande Werke 
der Malerei und Bildhauerei an öffentlichen Ge­
bäuden, Kirchei.+ und auf öffentlichen Plätzen zu 

. fördern. In der Gewährung von Pensionen an 
Künstler, Schriftsteller und Musiker ist Bayern. 
führend in der Bundesrepublik. Meine Einstellung 
zu den verschiedenen Kunstauffassungen habe ich 
erst kü,rzlich gelegentlich einer kurzen Anfrage in 
diesem Hause anläßlich des Streites um staatliche 
Ausstellungsräume dargelegt. Der Streit der 

'Künste und der Richtungen mag weiterhin toben 
zwischen den Extremen „abstrakt" und „konser­
vativ"; der Staat darf keine der Richtungen als 
falsch oder richtig abstempeln. Wir werden aber 
weiter fortfahren, das Ausstellungswesen allge­
mein und nachhaltig zu fördern. 

Hinsichtlich der beiden Kunstakademien Mün­
chen und Ellingen möchte ich bemerken, daß sich 
die Vereinigung der Lehrgebiete freie und ange­
wandte Kunst in einer Anstalt gut bewährt hat. 
Man könnte es heute nicht mehr verantworten, 
künstlerischen Nachwuchs lediglich in der freien 
Kunst - Malerei, Bildhauerei, Graphik - auszu­
bilden und ihn vom Handwerklichen fernzuhalten. 
Daß die Stadt Nürnberg in Bälde wieder zh ihrer 
Akademie kommt, soll eine besondere Aufgabe der 
nächsten Jahre sein. 

Eine große Sorge ist mir ~lie Pflege und Unter­
haltung der staatlichen Museen. Die beiden Pina­
kotheken sind zerstört, die Staatsgemäldesamm­
lungen haben eine sehr beschränkte, nicht befrie­
digende Aufstellungsmöglichkeit im westlichen Teil 
des Hauses der Kunst und in der Schackgalerie. In 
diesem Sommer soll auch die Galerie in Schleiß­
heim wieder zugänglich gemacht werden. Die vor 
wenigen Monaten eröffnete Galerie in Augsburg 
erhielt wertvolle Bilder aus Staatsbesitz; das 
gleiche ist in Bamberg der Fall. Die Pflege der 
Filialgalerien hat vor Jahrzehnten begonnen und 
wird fortgesetzt. 
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Unerfreulich ist 1auch die Lage bei der Graphi­
schen Sammlung uDJd beim Museum für Völker­
kunde. Erstere verlor im Kriege den größten Teil 
ihres Bestandes (über 60 000 Werke), dazu eine 
wertvolle Kunstbibliothek. Das Völkerkull!demuseum 
ist aus Raummangel' gezwungen, seine wertvollen 
Sammlungen in Kisten zu verwahren. Das Museum 
wäre im Hinblick auf die unersetzlichen Verluste 
an Kunstgut in deutschen Landen heute wenigstens 
im Westen das bedeutendste Museum dieser Art. 
Um so mehr ist es zu bedauern, daß das Museums­
gut vor allem der studierenden Jugend und den 
Forschern noch nicht zugänglich gemacht werden 
konnte. 

In der letzten Zeit ist\auch die Alte Pinakothek 
wieder fü den Vordergr·imd der Erörterungen ge­
rückt. Ich begrüße es, daß sich ·füe öffentliche Mei­
nung mit der .Frage der Erhaltung dieses einzig­
artigen Baues befaßt. Bekanntlich gilt die Alte 
Pinakothek, die bedeutendste Bauschöpfung des 
großen Baumeisters Klenze, als der hervorragendste 
Bau des Spätkl·ass:i!zismus. Die Pinakothek war a:uch 
als Bauwerk, nicht bloß ·als Sammlung, ein euro­
päischer Begriff. 

(Abg. Dr. Lippert: Das ist zu wenig; sie hatte 
Weltgeltung.) 

Man muß in dieser Frage zweierlei unterscheiden: 
Soll die Pinwkothek als hervorragendes Bauwerk 
erhalten werden? Soll sie wieder zu einer Galerie 
ausgebaut werden? Während die erste Frage wohl 
zu bejahen ist, wage ich die zweite noch nicht als 
gelöst zu betrachten, wenigstens nicht für die aller­
nächste Z.eit. Ich bin überzeugt, daß Sie, meine Da­
men und Herren, mit mir die Verpflichtung aner­
kennen, durch Bewilligung der erforderlichen Mittel 
der Kunst in Bayern wieder zu der Geltung zu 
verhelfen, auf die sie Anspruch hat. 

In wachsendem Maße wird d:Le Musik ·als wesent­
licher Erziehungsfaktor von ganz allgemeiner Be­
deutung anerkannt. In den Lehrplänen aller Schul­
gattungen wird der musischen Ausbildung Raum 
gegeben. Die zukünftigen Volksschullehrer erihaUen 
die Möglichkeit zrqsätzlicher musilmlischer Fachaus­
bi1dung. In den höheren Schulen bewährt sich die 
voll hochschulmäßige Ausbildung der Musiklehrer. 
Zunehmend streiben sehr falentierte junge Musiker 
·diesen wirtschaftlich gesicherten Wirkungs:kr·eis an. 
Hier wirkt der Staat'sichtlich als Mäzen. 

Die höhere und hochschulmäßige Aiusbi1dung von 
Berufs- und Laienmusikern gewährleistet in Bay­
ern weitgehend der Staat. Das Staatskonserv·ato­
rium Würziburg ist wieder errichtet. Die Musik­
hochschule in München nimmt 1an Ansehen und 
Bedeutung zu. Der Mangel eines Unterrichtsgebäu­
des beeinträchtigt ihre Wirkung alle11dings aufs 
stärkste. Der Verlust des mit dem bayerischen 
Musikleben traditionsverbundenen Odeonsbaues ist 
tief bedauerlich. Der Neubau eines Hochschulge­
bäudes ist vordringlich. 

Die Pflege der Volksmusik wurde durch . das 
Wiederaufleben früher schon bestandener Chor­
und Orchestervereine im g~nzen Land wesentlich 

gefördert. Staatlicher Unterstützung erfreuten sich 
auch Unternehmen von internatioll!aler Bedeutung. 
Die Regensburger Domspatzen, die Münchner und 
Bamberger Symphoniker u. a. 'haben im Ausland 
begeisterte Anerkennung .gefunden. Die Bayreuther 
urrd Münchner Festspi1ele; die Ansbacher Bachwoche 
haben ebenfalls über die deutschen Grenzen hinaus 
gewirkt. Die Würzburger Mozartwochen sind auf 
dem Wege dazu. 

Als Hemmnis für Durchführung musikalischer 
Veranstaltungen wird allgemein di!e Arbeitsweise 
der GEMA bei der Wahrnehmung der Urheber­
rechte der Komponisten usw. betr.achtet. Ob und in 
welcher Form der Staat unter Berücksichtigung der 
geg•ehenen Rechtsgrundlagen der GEMA ol'dnend 
einzugreifen vermag, wird zur Zeit geprüft. 

Wie in 1den vorangegangenen Jahren war das 
Ministerium bestrebt, die 1bayerischen Staatstheater 
als repräsentative Bühnen des Landes zu fördern 
und durch geeignete Maßnahmen zur Hebung des 
künstlerischen Niv~aus beizutragen, gleichz·eitig 
aber auch den ·dort auftr·etell!den so1zialen Notwen­
digkeiten gerecht zu werden. Bei dieser Gelegen­
heit sei auch dankbar die Hilfe erwähnt, die der 
Bayer. Rundfunk wie den Bühnen in den Regie­
rungsbezirken, so auch den Staatstheatern zur Ver­
fügung stellt. 

Die Entwicklung dn den letzten Jiahren hat es 
als zweckmäßig ·erscheinen lassen, in Zukunft eine 
engerf"°Verbindung von Staatsoper und Staatsope­
rette zu planen. Dies soill vor allem durch eine Per­
sonalunion des Leiters der beiden Spielgattungen 
gewährleistet werden. Für diese Aufgabe ist mit 
Wirkung für idie :Spielzeit 1952/53 der im inter­
nationalen Kunstleben bekannte bayerische Thea­
terf.achmann Professor Rudolf Hartma:r;m gewonnen 
worden. Es wird vor allem seine Aufga!be sein, die 
künstlerische Leistung beider Bühnen weiter zu 
:steigern und dabei gleichzeit-i:g nach den Grund-
1sätzen größtmöglicher Wirtschaftlichkeit auf die 
Dauer echte Ersparnisse zu erzielen. . 

Von nichtstaatlichen Bühnen ·erhalten neben dem 
Landesfäeater Coburg namhafte Zuschüsse die 
•städtischen '.Dheater von Nürnb'erg-Fürth, Augs­
burg, Regensburg, Würzburg, Memmingen und In­
golstadt, ferner einige private Theater, die auch 
von den jeweiligen Städten •gestützt wel'den. Sämt­
liche Städte mußten durch die T.euerung ihren 
Haushaltsansatz für 'J'.heater ·er:Qöhen und erbitten 
höhere StaJatszuschüsse. Die Bayreuther Richard­
Wagner-Festspiele wurden im abgelaufenen Rech­
nungsjahr untel'Stützt und sollen weiterhin Zu­
schüsse erihalten. !Sie haJben im Jahre 1951 ein<?n 
internationa!len künstlerischen Erfolg erzielt. 

Dem Filmwesen mit S'einem weitreichenden Ein­
fluß gilt die besondere Aufmerlrnamkeit des Kul­
tusministeriums. Bei Reorganisation der Freiwilli­
gen Se1'bstkontrolle der Filmwirtschaft mit dem 
Ziele einer stärkeren Berücksichtigung der öffent­
lichen Interessen vor allem im Hinblick auf den 
Jugendschutz und auf die Durchführung der erlas­
senen Entscheidungen sowie insbesondere der Be­
kämpfung der Reklameauswüchse hat das Kultus­
ministerium maßgebend mitgewirkt. Der Erlaß der 



Bayerischer Landtag - 75. Sitzung. Mittwoch, den 12. März 1952 1657 

(Dr. Schwalber, Staatsminister) 

Ausführungsbestimmungen ,zum neuen Bundes­
jugend:;;chutzgesetz wir.d Gelegenheit geben, die 
bisher gewonnenen Erfa:hrungen ·zu verwerten und 
den aus vielen Kreisen vorgebrachten Beschwerden 
abzuhelfen. 

·Um die Erneugung und Verbreitung guter Filme 
zu fördern, wurde im Einvernehmen mit den zu­
ständigen Ressorts eine Länderfilmbewertungsstelle 
gegründet, ·deren Bewertung Grundlage für eine 
steuerlich bevorzugte Behandlung wertrvoUer Filme 
ibilden soll. Wenngleich eine endgültige Linie der 
Arbeit dieses gemeinsamen Länderovgans noch 
nicht gefunden scheint, so wird versucht wevden, 
nicht bJ.oß der Form nach 1künstlerische Filme, son­
dern vor allem in ihrem Inhalt !begrüßenswerte 
Filme auszuzeichnen, um auf diese Weise eine wirt­
schaftlich bevorzugte Beihandlung zu erreichen. Das 
Kultusmini\sterium wird außerdem in Zukunft bei 
der Erteilung von Staatsbürgschaften mitwirken 
und dabei bestrebt sein, die Herstellung qualitäts­
voller Fiilme in Bayern zu ermöglichen. 

Die Bayerische Akademie der Schönen Künste 
hat ihre Tätig~eit im satzungsgemäßen Sinn weiter 
ausgebaut. Die in der Akademie versammelten füh­
renden Persönlichkeiten des künstlerischen Schaf­
fens haben der Bayerischen Staatsregierung ihren 
Rat in Gutachten über wichtige Fragen des kul­
turellen Lebens :Zur Verfügung gestellt. Die Er·wei-

. terung des Mitgliederkreises, die Preisentscheidun­
gen der Akademie, die Vorträge, ibei denen nam­
hafte Persönlichkeiten aus .ganz Europa das Wort 
er.griffen, Ausstellungen und gesellige Veranstal­
tungen im Prinz-Oarl-P1alais haben in den wenigen 
J·ahren seit G!'ünduilg d~r Akademie dazu beige­
trageri, das Ansehen Bayerns und Münchens zu 
verstärken.· Der angefo!'derte Zuschuß ist notwen­
dig, um die Akademie ihren Weg weitergeheri zu 
lassen. 

Das letzte .große Kapitel im Haush1alt des Staats­
ministeriums für Unterricht und Kultus nehmen 
die Ausgaben für kirchliche Zwecke ·ein. Die Be­
ziehungen zwischen dem Staat und den betden 
christlichen Kirchen entsprechen dem Geiste des 
Konkordates und des Evangelischen Kirchen·ver­
vertrags, die beide in der 1bayerischen Verfassung 
verankert sind. Sie sind von gegenseitigem Ver­
trauen getragen. 

Der Bayerische Landtag wird sich demnächst mit 
zwei Gesetzentwürfen befassen, die diesem guten 
Verhältnis Ausdruck geben. Das erste Gesetz ist 
das Kirchensteuergesetz. Das Besteuerungsrecht der 
Kirchen war während der nationalsoziailistischen 
Zeit ganz wesentlich beschränkt worden. Der Geld­
überhang der Nachkriegszeit ließ hier zunächst eine 
Wiedergutmachung nicht vordringlich erscheinen. 
Die Währungsumstellung brachte aber auch die 
Kirchen in finanzielle Bedrängnis. Im engen Be­
nehmen mit den Kirchen wurde ein neues Kirchen­
steuergesetz ausgearbeitet, das eine Reform des 

. Kirchensteuerwesens an sich bringt, dabei aber 
auch nicht unberücksichtigt läßt, daß infolge der 
starken Erhöhung der staatlichen Steuern die 
Steuerkraft des einzelnen stark geschwächt ist. Die 

Kirchen haben Verständnis dafür gezeigt, daß hier 
eine mechanische HersteJlung der früheren Steuern 
nicht möglich, ist. Selbstverständlich soll das Kir­
chensteuergesetz nicht nur für die beiden christ­
lichen Kirchen gelten, sondern nach Maßgabe des 
Artikels 143 der bayerischen Verfassung auch für die 
übrigen Kirchen ·und Religionsgemeinschaften so­
wie für die weltanschaulich•en Gemeinschaften, die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

Ein weiteres Gesetz, das insbesondere von den 
Kirchen schon seit Jahrzehnten erwartet wivd, ist 
das Stiftungsgesetz. Der Referentenentwurf für 
dieses Gesetz ist ferUggestelilt. und den beteiligten 
Kreisen, insbesondere den Kirchen, inzwischen zu­
gegangen. Er will das staatliche Stiftungsrecht 
erstmals gesetzlich zusiammenfassen und dabei ge­
mäß der Verfassung den Religionsgemeinschaften 
und weltanschaulichen Gemeinschaften ein mö.g­
lichst weites Selbstverwaltungsrecht ihrer eigenen 
Stiftungen einräumen. Mit diesen beiden Gesetzen 
wird sich der Landtag im Laufe dieses Jahres zu 
ibefassen ha1ben. 

Im Haushalt seföst finden Sie eine Erhöhung der 
für die Kirchen vorgesehenen Mittel. Vor 1933 hat 
der bayerische Staat bekanntlich das Einkommen 
der Seelsorgegeistlichen so ergänzt, daß sie unge­
fähr die Bezüge der Staatsbeamten hatten. Die 
staatlichen Aufwendungen hiefür betrugen rund 

_22 Millionen Mark. Während der nationalsozialisti­
schen Zeit wurde dazu übergegangen, an Stelle der 
Einkommensergänzungen einen Kopfsatz zu ge­
währen, der im J·aihre 1936 2,80 Mark betrug, bis 
1938 auf 2,50 Mark herunterging und dann schließ­
lich ganz abgesch1afft wurde. Mit der Gewährung 
von Zuschüssen wurde erst im Jahre 1949 wieder 
begonnen. Der Bausehbetrag betrug zunächst 50 
Pfennig, wurde dann iauf 1 Mark erhöht und ist 
im neuen Haushalt auf 1,50 Mark festgesetzt. 

Der Staat 'hat ferner hinsichtlich der Kirchen und 
Pfarrhäuser weitgehende Bauverpflichtungen auf 
Grund 1bes0Il!derer Rechtstitel. Da wäihrend der na­
tio!l!alsozialistischen Zeit diese Bauten völlig ver­
nachlässigt wurden, werden zur Zeit verhältnis­
mäßig hohe Anfovderung1en geltend gemacht. Um 
wenigstens einigermaßen die Verteuerung auf dem 
Baumarkt ausgleichen zu können, wurde der Be­
trag für die Unterhaltung dieser Gebäude um 
193 000 DM erhöht. 

Der freiwillige Zuschuß für die Ruhestands- und 
Hinterbliebenenversorgung der Geistlichen der 
e\llangelischen Kirche ·soll um 300 000 DM erhöht 
und damit einem wiederholt vorgetragenen beson­
deren Anliegen der ev•angelischen Kirche Rechnung 
getragen werden. 

Wie zu den beiden christlichen Kirchen sind auch 
die Beziehungen zu den übrigen Religions- und 
Weltanschauurigsgemeinschaften guj. Das ergibt 
sich schon daraus, daß wir in Bayern 11 Religions­
und We1tanschauungsg·emeinschaften die Stellung 
von Körpersch1aften des öffentlichen Rechts ver-

-liehen 'haben. Es wir.d •auch weiterhin zu meinen 
vornehmsten Aufgaben gehören, mit al:len Kirchen, 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften das 
bestehende Vertrauensverhältnis zu vertiefen. 

6 



1658 Bayerischer Landtag - 75. Sitzung. Mittwoch, den 12. März 1952 

(Dr. Schwalber, Staatsminister) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
war mir bei der gebotenen Beschleunigung leider 
nicht möglich, alle Probleme aucl.1; nur anzuspre­
chen, geschweige denn, sie mit der gebotenen Aus­
führlichkeit zu behandeln. Ich konnte lediglich ver­
suchen, Ihnen in gedrängter Kürze einen Überblick 
über den Stand meines Amtsbereichs zu geben. 

Man liest gelegentlich !i.h der Presse die ·Ansicht, 
das Kultusministerium sei, insbesondere· in einer 
Koalitionsregierung, der wichtigste und zugleich 
schwierigste Bereich der Staatsverwaltung. Diese 
Darstellung mag richtig sein. Es werden hier maß­
geblich die Geleise gelegt, in denen sich der Lebens­
zug unseres Volkes bewegt. Es wäre sinnlos zu 
verdecken, daß es über grundlegende Fragen der 
Kulturpolitik, die letztlich auf weltanschaulichen 
Entscheidungen beruhen, verschiedene Auffassun­
gen gibt. Es ist aber auch an der Zeit, nachdrück­
lich zu ibetonen, daß in den allermeisten Fragen der 
Unterrichtsverwaltung eine sachliche Diskussion 
und eine Verständigung aller Interessierten wohl 
möglich ist auf dem Boden ri.üchterner Verwal~ 
tungsarbeit, auf dem Boden der gemeinsamen Liebe 
zu unserer bayerischen Heimat und zu den allen 
gemeinsamen Werten der abendländischen Kultur, 
in der gemeinsamen Sorge auch um die bestmög­
liche Ausbildung der kommenden Generation un-
seres Volkes. · 

Ich empfinde es als eine bedeutende Erleichte­
rung dieses Amts, daß die Öffentlichkeit, die Presse 
und ganz besonders der Bayerische Landtag für 
die Fragen der Kulturpflege eine besondere Auf­
geschlossenheit und warmes Interesse zeigen. Ich 
möchte dafür heute ganz besonders danken. Auch 
wenn die Ansichten oft beträchtlich auseinander­
gehen, so trägt eine öffentliche Erörterung auf 
breitester Grundlage doch zur Klärung der Ver­
hältnisse bei und ermöglicht schließlich eine sichere 
und richtige Entscheidung. 

Auch für das finanzielle Entgegenkommen des 
Landtags bin ich im Namen der mir unterstellten 
Institute und vor allem im Namen der bayerischen 
Jugend zu großem Dank verpflichtet. Ich weiß sehr 
wohl, wo es noch fehlt und daß es noch an vielem 
fehlt; auch der Landtag weiß dies und ich habe die 
Überzeugung gewonnen, daß er für viele Titel mei­
nes Haushalts gerne höhere Beträge genehmigen 
wollte. Es ist aber nun einmal so: Wenn jemand 
500 Millionen braucht und er hat nur .300 Millionen, · 
dann ergibt sich über die zweckmäßige Verwen­
dung dieses Betrags ein Widerstreit der Gefühle. 
Der eine will die Universitäten zuerst aufbauen, 
der zweite die Bibliotheken, der dritte das Na­
tionaltheater, der vierte die Pinakothek, der fünfte 
möchte den Schwerpunkt auf die Volksschulbauten 
legen, der sechste auf die Berufsschulen, der sie­
bente beklagt sich über die Vernachlässigung der 
Provinz und der achte über ein Absinken des Ni­
veaus der Landeshauptstadt. Und sie alle haben 
recht und sie alle mögen befriedigt werden, wenn 
jemand die fehlenden 200 Millionen zu den vor­
handenen 300 hinzubringt. Solange sie aber nicht 
zur Verfügung 'stehen, bleibt uns allen miteinan-

der nichts übl'lig, als uns nach der Decke zu strecken, 
auch wenn sie an allen Ecken und Enden zu kurz 
ist. Wichtig ist dabei nur, daß alle Beteiligten 
wenigstens das Gefühl haben, daß das Wenige nach 
menschlichem Ermessen gerecht verteilt wird, und 
ich glaube, daß der Landtag und die bayerische 
Öffentlichkeit dieses Gefühl im abgelaufenen Jahr 
haben konnten. 

Zum Schluß fühle ich die Verpflichtung, den über 
45 000 Beamten, Angestellten und Arbeitern mei­
nes Amtsbereichs für ihre Arbeit im Dienste des 
bayerischen Staates, im Dienste unserer Jugend 
und im Dienste von Kunst und Wissenschaft von 
Herzen zu danken. Ich bin überzeugt, daß sich der 
Landtag diesem Dank anschließen wird. Man kann 
die Arbeit des Forschers, des Erziehers und des 
Künstlers nicht mlt Geld allein entlohnen. 

(Abg. von Feury: Sehr richtig!) 

Es bedarf der dankbaren Anerkenr.ning und Wert­
schätzung, damit die Begeisterung und der Idealis­
mus erhalten bleiben, die allein auf diesen Ge­
bieten den Erfolg ausmachen. 

Danken möchte ich aber auch ganz besonders 
allen Angehörigen meines Ministeriums. Es sind im 
verflossenen Jahre manche bitteren Worte über die 
sogenannte Ministerialbürokratie gefallen. Es sei 
mir darum gestattet, heute in aller Öffentlichkeit 
festzustellen, daß die Beamten und Angestellten 
meines Ministeriums ohne nennenswerte Personal­
erhöhung seit Kriegsende das Dreifache an Arbeit 
bewältigen mußten. Ich kann voll Anerkennung 
feststellen, daß die übergroße Mehrzahl meiner 
Beamten die Sache des Staates mit der gleichen 
Gewissenhaftigkeit und Treue behandelt haben 
wie ihre eigene. Eine solche, den besten Traditio­
nen der bayerischen Staatsverwaltung entspre­
chende Berufsauffassung verdient höchste Aner-

. kennung. Eine Staatsführung, die ihrer Beamten­
schaft die Liebe und Treue für diesen Staat mit 
Geringschätzung belohnen würde, zerschlüge selbst 
das einzige Werk, mit dem sie diesen Staat ·regieren 
kann. Das Ziel, das uns alle verbindet, den Mini­
ster, die .. Beamten, Lehrer, Forscher und Künstler 
und Sie, meine Damen und Herren, heißt: Alles für 
die Jugend, der unsere arme Generation nur eines 
mitgeben kann, eine gute Bildungsgrundlage, auf 
der sie selbst weiterbauen kann. Der Stolz über 
die große Kultur- und Kunsttradition unseres Va­
terlandes hat s·eine Berechtigung in Verbindung 

_mit dem festen Willen, die Verpflichtung, die mit 
dieser Tradition verbunden ist, zu bejahen, aufzu­
nehmen und in den 'unserer Zeit gemäßen Formen 
fortzuführen. 

(Lebhafter Belifall bei den Regierungsparteien 
und bei der Bayernpartei) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es ist jetzt 1/212 Uhr. 
Ich glaube, es dürfte zu früh sein, um die Sitzung 
jetzt schon abzubrechen. Ich scl;ilage deswegen vor, 
in die Aussprache einzutreten. - Das Hohe Haus 
ist damit einverstanden. 

Als erster Redner ist gemeldet der Herr Abge­
ordnete Meixner. Ich erteile ihm das Wort. 
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Meixner (CSU): Hohes Haus, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Die Haushaltsrede des 
Herrn Kultusministers und der Bericht .über die 
Verhandlungen über den Kultusetat im Haushalts­
ausschuß haben uns den Stand des bayerischen Bil­
dungs- und Erziehungswesens_ gezeigt. Wir müssen 
sagen: es ist ein stolzer Bau, der hier vor uns steht. 
Die Zahlen, die wir gehört haben, beweisen es. Es 
ist ein stolzer Bau des Wiederaufbaus! 

Unser ganzes Bildungswesen ist im Dritten Reich 
auf falsche Wege geführt, ist besonders während 
der Kriegszeit weitgehend zerrüttet, es ist beim 
Niederbruch des Dritten Reichs und bei der Nieder­
lage weithin zerstört worden. Erinnern wir uns -
wir vergessen ja zu schnell -, wie es 1945 und 
1946 um unser Volksschulwesen aussah! Die Schul­
häuser vielfach zerstört oder von der Besatzungs­
macht belegt, ausgeplündert, die Einrichtung auf 
die Straße geworfen und verbrannt, zwei Drittel 
der Lehrer entlassen, so sah es damals aus. Und 
wie steht es heute? Gewiß haben wir noch mit 
vielen Schwierigkeiten zu kämpfen. Wir leiden 
:hoch sehr unter der Schulraumnot. Wenn wir aber 
hören, daß die Klassenstärke heute im Durchschnitt 
auf 42,8 gekommen, also fast normal ist, wenn wir 
hören, daß im Ablauf dieses Jahres jede Schul­
klasse ihren eigenen Lehrer haben wird, dann 
müssen wir doch sagen, daß unser Schulwesen1 

das Volksschul- wie das höhere Schulwesen, in 
einer guten Ordnung ist. 

Und zu diesem äußeren Aufbau kommt der 
innere Aufbau. Das Ministerium hat an das be­
währte Alte anknüpfend neue Ideen aufgenom­
men. Wir haben heute von dem neuen Bildungs­
plan für die Volksschulen, wir haben von der Re­
fo1·m der Prüfungsordnu~g für die höheren Sclru­
len gehört, wir ·wissen, daß erfahrene Pädagogen 
aus dem ganzen Lande. regelmäßig zusammen­
kommen, um die Reform unseres Schulwesens zu 
überprüfen. Und eins möchte ich hinzufügen: diese · 
Reform und dieser Neuaufbau unseres Schul­
wesens haben sich durchaus nach demokratischen 
Gmndsätzen vollzogen, d~s heißt der Wille des 
weitaus überwiegenden Tedls unseres Volkes, des 
weitaus überwiegenden Teils der Elternschaft ist 
gewahrt wol:'den. 

Beginnen wir, meine verehrten Damen und 
Herren, mit unserem Volksschulwesen. Seine Zer­
rüttung in der Vergangenheit war, wie wir wissen, 
besonders groß. Heute sind viele Schulhäuser -
wir haben es soeben gehört - wieder instandge­
setzt oder neu aufgebaut worden. Dem Lobe, das 
der Herr Kultusminister den Gemeinden und ihrer 
Schul~reudigkeit gezollt hat, schließt sich der Land­
tag gewiß sehr gerne an. Die Klassenstärke ist fast 
auf ein Normalmaß gebracht. Jede Klasse wird, 
wie ich schon sagte, in absehbarer Zeit ihren Leh­
rer haben. 

Das gesamte Volksschulwesen hat im Schulorga­
nisationsgesetz eine gesicherte gesetzliche Grund­
lage erhalten, und alle Prophezeihungen über ·die 
Atomisierung unseres-Volksschulwesens durch die­
ses Gesetz haben sich als unrichtig erwiesen. Die 
Neuerrichtung von Schulklassen auf Grund des 
Schulorganisationsgesetzes ·ist in Anbetracht der 

Gesamtzahl der Schulklassen fast ohne jede Be­
deutung. Sie erinnern sich vielleicht: ich habe da­
mals bei der Beratung des Schulorganisations­
gesetzes gesagt, dieses Gesetz werde dann segens­
reich wirken, wenn es mit Toleranz und Vernunft 
gehandhabt wird. Ich glaube, man kann heute, 
nach eineinhalb Jahren, sagen: Das bayerische Volk 
hat diese Toleranz und diese Vernunft gezeigt, und 
wir hoffen, daß sie von beiden Seiten, sowohl von 
den Anhängern der Bekenntnisschule wie von den 
Anhängern der Gemeinschaftsschule im Interesse 
unseres gesamten Schulwesens und des Friedens 
in unserem Volke auch weiterhin gezeigt wird. 
Dann wird unser ganzes Volksschulwesen auch in 
Zukunft- sicher in einem guten Zustand bleiben. 
Jede·r im Lande muß sich eben, und ein wahrer 
Demokrat wird es gerne tun, mit der Tatsache ab­
finden, daß der überwiegende Teil unseres Volkes, 
man kann wohl sagen, im Durchschlllitt über 90 Pro- · 
zent, die Bekenntnisschule wünscht. Wiederholte 
Volksabstimmungen und die Schulanmeldungen, 
auch in München, haben· das bewiesen. Es ist eine 
Tatsache, daß die beiden großen christlichen Kir­
chen, daß der katholische Episkopat und der evan­
gelische Landesbischof und Landeskirchenrat, sich 
klar und eindeutig für die Konfessionsschule aus­
gesprochen haben.· Diese Tatsache muß man, ob 
man es nun gerne tut oder nicht, zur Kenntnis 
nehmen. 

Sehr befriedigt sind wir, daß die Notlage der 
Handarbeitslehrerinnen im Laufe dieses Jahres 
eine wesentliche Besserung erfahren hat und daß 
di.e Anwärterinnen den Lehramtsanwärterinnen 
für die Volksschulen gleichgestellt wurden. 

Wir stehen vor einer Neugestaltung der Lehrel"­
bildung. Wir kennen die Wünsche der _Lehrer. Wir 
wissen, daß sie aus der, wie sie es häufig nennen, 
Abseitsbildung, · aus der Sackgassenhildung der 
Lehrerseminare heraus wollen, daß sie einem 
Hochschulstudium zustreben. Wir sind .bereit und 
gewillt, diesen Bestrebungen der Lehrer entgegen­
zukommen: Wir werden in kurzem einen Gesetz­
entwurf für die Lehrerbildung vorlegen, welcher 
die Lehrerbildung auf die· Hochschulebene führt, 
und zwar in einer Form, die den theoretischen und 
praktischen Notwendigkeiten der Berufsausbil­
dung Rechnung trägt. Ich habe mich sehr gefreut, 
daß unlängst eine Tagung führender Pädagogen 
aus ganz Deutschland, die in Weinheim an der 
Bergstraße stattgefunden hat, die gleichen Grund­
gedanken vertreten hat, die unserem vorbereiten­
den Gesetzentwurf zugrunde liegen. Wir werden 
in diesem Gesetzentwurf die konfessionelle Lehrer­
bildung für die Lehrer fordern, die an Konfes­
sionsschulen zu wirken gedenken, wir werden aber 
auch in voller demokratischer Freiheit den Leh­
rern, die an Simultanschulen zu wirken gedenken, 
eine s_imultane Lehrerbildung ermöglichen. 

Zwei Bedenken sind freilich bei unserem Gesetz­
entwurf nicht berücksichtigt, die sehr ernst zu 
würdigen sein werden. Das eine ist die Frage, die 
auf Grund von Erfahrungen in anderen Ländern 
in neuerer Zeit mehr und mehr hervortritt: Wird 

. diese Neugestaltung der Lehrerbildung nicht den 
. qualitativen und quantitativen Nachwuchs unserer 
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Lehrer gefährden? Diese Befürchtung wird ja seit 
langem gehegt, und die Erfahrungen, die die Län­
der Niedersachsen und Hessen in den letzten Jah­
ren gemacht haben, lassen diese Befürchtungen als 
nicht gegenstandslos erscheinen. Darüber werden 
wir uns allen Ernstes zu unterhalten haben. Die 
zweite Frage betrifft die Finanzierung. Sie geht in 
erster Linie den Finanzminister an, und mit ihr 
wird sich der Haushaltsausschuß des Landtags be­
fasse_n müssen. Sie werden ein gewichtiges Wort 
in dieser Frage sprechen. 

Die Berufsschulen, bisher das Schmerzenskind 
unter den Schularten, werden in allernächster Zeit 
eine grundlegende Neugestaltung erfahren. Die 
Beratungen im kulturpolitischen Ausschuß sind in 
der ersten Lesung abgeschlossen. Es war außer­
ordentlich erfreulich, daß sie in voller Sachlichkeit 
stattgefunden haben, wobei es mit geringen Aus­
nahmen fast immer zu einstimmigen Beschlüssen 
gekommen ist, ein Beweis und eine Gewähr dafür, 
daß eine moderne, fortschrittliche Regelung er­
reicht sein wird. Ich gestehe offen, daß es mir und 
wohl auch anderen Mitgliedern des Ausschusses 
als eine einfachere und bessere Lösung erschienen 
wäre, wenn wir das Berufsschulwesen auf den 
gleichen Stand wie das Volksschulwesen hätten 
stellen können. Der Artikel 83 unserer Verfassung 
hindert uns daran. Ich glaube aber, daß wir eine 
Lösung gefunden haben, welche die bestehenden 
Nachteile weitgehend ausgleicht. Es werden auch 
weit~rhin die Gemeinden, die Gemeindeverbände, 
die Kreise und nach der von uns vorgeschlagenen 
Regelung vor allem auch die Bezirke Träger der 
gewerblichen Berufsschulen sein. Damit wird den 
Interessen der Berufsschullehrer weitgehend Rech­
nung getragen. Der Staat wird zu den Berufsschu­
len, sowohl zu den landwirtschaftlichen wie den 
gewerblichen, höhere Zuschüsse leisten, welche ein 
leistungsfähiges, gesundes Berufsschulwesen ali­
überall, auch in den leistungsschwächeren Kreisen, 
erhoffen lassen. 

Der Zudrang zu den höheren Schulen ist nach 
wie vor groß. Er hat sich sogar - wir haben die 
Zahlen heute gehört - weiterhin erhöht. Freilich 
wurde auch festgestellt, daß die Mittelschulen noch 
nicht voll zur Auswirkung kommen konnten, so 
daß eine Abziehung von den höheren auf die Mit­
telschulen noch nicht spürbar werden konnte. 

(Abg. Dr. Korff: Weil sie noch nicht genügend 
ausgebaut sind!) 

- Ich sagte ja eben: weil wir erst im Anfang 
stehen, weil wir' erst zwei Klassen haben. 

(Abg. Dr. Korff: Und vier Klassen müßten 
sie haben!) 

Die Mädchenmittelschulen, die privat geführt wur­
den, wurden allgemein als eine der besten Schul­
arten anerkannt. Wir dürfen hoffen, daß sie, auch 
wenn sie jetzt der Staat übernimmt, weiterhin 
diese gute Note verdienen und daß sie für alle die 
Kinder, die eine höhere und akademische Bildung 
nicht erstreben, die gegebene Schulart sein werden. 

Die vom Bayerischen Landtag beschlossene Schul­
geld-und-Lernmittelfreiheit hat sehr unerwünschte 

Folgen gezeigt. Sie hat vor allem die privaten und 
klösterlichen höheren Lehranstalten - in Bayern 
ist ein Großteil der höheren Mädchenbildung in 
den Händen der klösterlichen Lehranstalten - in 
äußerste Bedrängnis gebracht. Im Ausschuß für 
den Staatshaushalt haben wir festgestellt, daß diese 
Schulen zum Erliegen kommen -müssen, wenn nicht 
durch den Staat Abhilfe geschaffen wird. Wir haben 
die Auffassung vertreten, daß der Staat für die 
Folgen eines Gesetzes, das er schafft, auch eintreten 
muß, daß er darum den Schulgeldausfall dieser 
privaten und klösterlichen Lehranstalten zu er­
setzen hat. Es ist der Gedanke aufgetaucht und ver­
treten worden, man müsse mit Rücksicht auf diese 
Folgen die Frage der Schuldgeld- und Lernmittel­
freiheit wohl noch einmal einer ernsten Prüfung 
unterziehen. 

Der Aufwand für die Universitäten ist mit 
27 Millionen plus 7 Millionen gleich 34 Millionen 
außerordentlich hoch. Ich meine: nicht hoch, ge­
messen an den Bedürfnissen, sondern an sich. Es ist 
·ein ansehnlicher Aufwand, und mit dem Fortschritt 
des äußeren und inneren Aufbaus der Universitäten 
sollten allmählich die Klagen verstummen, daß 
Bayern für seine Universitäten nichts tue. In Wirk­
lichkeit tut es viel für seine Universitäten. Wenn 
im Ausschuß für den Staatshaushalt festgestellt 
wurde, daß für einen Studenten an der Universität 
1100 DM und an der Technischen Hochschule 
1400 DM ausgegeben werden, so sind das wirklich 
ansehnliche Leistungen. · 

Unsere Universitäten sind freilich nach unseren 
Begriffen noch zu groß. Wir hörten, daß die Uni­
versität München 11 000 Studenten, die Universität 
Würzburg - wenn ich die Zahl recht behalten 
habe - 6000, die Universität Erlangen 4000, die 
Technische Hochschule München 4000 Studenten 
aufweist. Das sind Zahlen, die man früher nicht 
kannte. Ich darf daran erinnern, daß andere Län­
der kleinere HochsChulen bevorzugen. Besonders 
die freiheitliche Schweiz will und hat keine Uni-

-versitäten, die über 2000 Studierende zählen. Ohne 
Zweifel werden solch kleinere Universitäten eine 
gediegenere und gründlichere Ausbildung der Stu­
denten ermöglichen. Auf ihnen wird eine engere 
Verbindung zwischen den Studenten und Profes­
soren hergestellt. Darum ist es mir eigentlich un­
verständlich, warum ausgerechnet die Rektoren der 
Universitäten immer und immer wieder entrüstet 
schärfsten Protest gegen jede Neuschaffung von 
Universitäten oder auch nur des Ansatzes einer 
Universität erheben. 

(Abg. Dr. Korff: Bringen Sie die 
200 Millionen!) 

- Herr Dr. Korff, zwei Gedanken dazu! Ich halte 
es für selbstverständlich, daß der Finanzminister 
eir~es Landes und auch der Landtag dagegen Be­
denken und Beschwerden erhebt. Man muß aber 
auch ein anderes bedenken: Man kann nicht ein 
großes Bedürfnis auf einmal und sofort befriedigen. 
Einrichtungen, die in einem solchen Ausmaß zer­
stört worden sind, kann man nicht in drei oder 
vier Jahren einfach wieder aufbauen. 

(Abg. Dr. Korff: Sehr richtig!) 
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Nun haben die Universitäten für ihren Wieder­
aufbau wirklich bedeutende Beträge erhalten; sie 
sollen auch in Zukunft gewiß nicht weniger be­
kommen, ob nun da und dort ein neuer Ansatz 
geschaffen wird oder nicht. 

Ich hatte unlängst den Besuch eines Professors -
ich darf Ihnen das erzählen - der Universität Er­
langen. Er sagte mir: „Mir ist es völlig unver­
ständlich, daß ausgerechnet der Rektor der Uni­
versität Erlangen dagegen Einwendungen erheben 
kann, daß weitere Stätten der Universitätsbildung, 
weitere Lehrstühle und weitere Stätten einer ge­
diegenen Ausbildung für Studenten geschaffen 
werden." 

(Abg .. Dr. Korff: Weil sie Geld kostel,1!) 

- Er sagte mir: „Man erkennt, daß der Rektor der 
Universität Erlangen nicht aus der Laufbahn des 
Hochschullehrers kommt, sondern aus der Verwal­
tungslaufbahn des Justizministeriums; denn ein 
Hochschulrektor, der aus dieser Laufbahn hervor­
gegangen sei, müßte eigentlich eine solche Entwick­
lung begrüßen." Die Entscheidung liegt aber letzt­
lich beim Landtag, dem man die Entscheidung über 
diese Frage überlassen kann. 

Ein Wort, meine verehrten Damen und Herren, 
zu den Kindergärten! Angesichts der Zerrüttung . 
unseres Familienlebens, angesiei1.ts der Überfüllung 
unserer Wohnungen, angesichts der Notwendigkeit, 
daß so viele Mütter in die Berufsarbeit gehen, 
angesichts der Gefährdung unserer Kinder auf den 
Straßen, angesichts der Zunahme der Sittlichkeits­
verbrechen an Kindern, sollte der Staat die Not­
wendigkeit der Kindergärten, auch in seinen :fina.n­
ziellen Zuschüssen, weit mehr anerkennen, als das 
bisher geschehen ist. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Das Problem der Kindergärten ist wohl eine der 
am ungenügendsten gelösten Fragen im Kultusetat. 
Wir haben den Ansatz von 80 000 auf 250 000 DM 
erhöht. Ich glaube, es muß in dieser Frage in Zu­
kunft noch mehr geschehen. 

(Zustimmung bei der CSU) 

Wir wollen hier auch aussprechen, daß wir am 
Grundsatz der völligen Freiwilligkeit des Besuchs 

· der Kindergärten festhalten. Wir wollen keine Ein­
gliederung der Kindergärten in das Schulwesen, 
keine Verpflichtung und keinen Zwang. Wir halten 
auch unsere Meinung aufrecht; daß die Kinder­
gärten in den Händen von privaten und gemeind­
lichen Stellen bleiben sollen. An dieser Stelle wol­
len wir die verdienstvolle Tätigkeit gerade unserer 
Klosterfrauen und unserer Diakonissinnen in den 
Kindergärten durchaus einmal anerkennen. 

(Beifall bei der CSU) 

Besonders begrüßen wir die Erklärungen des 
Herrn Staatsministers zum Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat. S:i:e stind uns ja selbstverständ­
lich. Im vergangenen Dritten Reich haben wir ge­
sehen, welch üble Folgen der Zwiespalt und der 
Kampf zwischen Kirche und Staat für das gesamte 
Volk hatte. Wir begrüßen es, daß Bayern, .. zu einer 

alten Tradition zurückkehrend, im Interesse des 
gesamten Volkes ein gutes Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat pflegt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unsere 
bayerische Kultur ist eine christliche Kultur. Sie 
ruht seit vielen Jahrhunderten auf den drei Grund­
lagen: Christentum -Antike - Deutschtum. Diese 
christliche Kultur wollen wir erhalten wissen. Wir. 
wollen, daß insbesondere unsere Kinder im christ­
lichen Geist erzogen werden. Das ist auch im Inter­
esse der Wohlfahrt unseres Volkes notwendig. Denn 
was bedeutet echtes Christentum? Echtes Christen­
tum bedeutet Bewußtsein der Verantwortung des 
Menschen vor Gott für all sein Tun und Lassen, 
bedeutet innere Bindung an ein ewiges Sittengesetz, 
an die zehn Gebote Gottes, bedeutet Anerkennung 
der sittlichen Ordnung, bedeutet Verpflichtung zur 
Wahrhaftigkeit und Redlichkeit, zu Gerechtigkeit 
und Liebe. Diese Grundsätze wollen wir erhalten 
wissen - erhalten wissen, besonders angesichts der 
Bedrohung durch den gottlosen Kommunismus aus 
dem Osten. 

Ein großer Staatsmann des 19. Jahrhunderts, der 
Spanier Donoso Cortes, hat einmal gesagt: Je höher 
in eiinem Land die reHgiöse Gesin,nung steht, desto 
höher steht auch die bürgerliche Freiheit, und je 
mehr in einem Land die religöse Gesinnung er­
lischt, desto näher ist die Tyrannei. Ich glaube, 
Rußland bietet uns hierfür ein sehr anschauliches 
Beispiel. 

(Abg. Dr. Korff: ·Und Spanien!) 

- Wir wollen wahrhaftig Spanien nicht in eine 
Linie mit Rußland stellen. Ich glaube, wer die 
Verhältnisse dort kennt, wird wirklich sagen, daß 
das eine groteske Verzerrung sei. 

(Abg. Stock: Für den, der darunter leidet, 
ist es aber genau so wie in Rußland.) 

- Ich glaube nicht, sehr geehrter Herr Kollege 
Stock, daß man die inneren Verhältnisse und den 
Mangel an Freiheit in Spanien mit denen in Ruß­
land auch nur in Vergleich setzen kann. 

(Abg. Dr. Korff: Es gibt kein Recht, hier .wie 
dort!) 

- Es gibt ein Recht in Spanien, nicht aber in Ruß­
land. 

(Widerspruch bei der S:PD) 

Meine verehrten Damen und Herren! Wir wollen 
klare Grundsätze haben. Mit schillernden Phrasen 
können wir nichts anfangen. Wir fordern für unser 
Schulwesen, daß in ihm christliche Grundsätze 
herrschen, wie es die christliche Mehrheit unserer 
Eltern mit Recht verlangt. Wir wollen haben, daß 
die Schule das Werk des Elternhauses, die Gesin­
nung des Elternhauses in der Erziehung der Kinder 
fortsetzt. 

(Sehr gut! bei der CSU und SPD) 

Diese jahrhundertealte Tradition unseres bayeri­
schen Volkes wollen wir fortführen. Weil wir wis­
sen, daß der derzeitige Kultusminister mit uns in 
dieser Auffassung. übereinstimmt, darum haben 
wir auch Vertrauen zu ihm.-

7 
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Wir schließen uns dem Dank an, den er den 
Beamten des Kultusministeriums für ihre schwere 
und erfolgreiche Arbeit ausgesprochen ,hat. 

(Beifall bei der CSU) 

Er hat im Ausschuß für den Staatshaushalt gesagt, 
daß er sein Ministerium mit äußerster Sparsamkeit 
führt, daß der Riesenapparat des ganzen Bildungs­
und Erziehungswesens im Lande mit seinen 47 000 
Beamten, Angestellten usw. von 149 Beamten des 
Kultusministeriums geleitet wird. In dieser Zahl 
liegt schon eine hohe Anerkennung für die Lei­
stung, die in der zentralen Verwaltung des Kultus­
ministeriums vollbracht wird. Deshalb sprechen wir 
ihm von der CSU aus unser Vertrauen aus und 
werden auch dem Etat des Kultusministeriums 
unsere Zustimmung geben. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Hohes Haus! Für 
14 Uhr ist eine Sitzung des Ältestenrats und für 
14 Uhr 30 eine Sitzung des Ausschusses für den 
Staatshaushalt angesetzt. Unter diesen Umständen 
dürfte es zweckmäßig sein, jetzt die Beratungen zu 
unterbrechen und sie um 15 Uhr wieder aufzu­
nehmen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 11 Uhr 59 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Rundhammer nimmt die Sitzung 
um 15 Uhr 1 Minute wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Sitzung ist wie­
der aufgenommen. 

Wir fahren weiter in der. Aussprache über den 
Haushalt des bayerischen Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus. Als nächster Redner erhält 
das Wort für die Fraktion der SPD der Herr Ab­
geordnete von Rudolph. 

Ritter von Rudolph (SPD): 'Ho'hes Haus, meine 
Damen und Herren! Unter den klassischen Mini­
sterien nimmt das zur Debatte stehende eine be­
sondere Stelle ein, nicht nur deswegen, weil es i:nit 
den rund 50 000 in seinem Bereich tätigen Menschen 
und seinem Zuschußbedarf von fast der Häifte des 
Gesamtetats an der Spitze steht, sondern weil ihm 
darüber hinaus ein Wirkungskreis zukommt, der 
das einfache Wort ,,Verwaltung" weit hinter sich 
zurückläßt. Ich habe v.or zwei Jahren einen Satz 
von Eduard Spranger zitiert und will ihn heute 
abermals zitieren. Dieser Satz lautet: „Kultur muß 
wie in betont christlichen Zeiten wieder als. sitt­
liche Aufgabe erfaßt werden." Hier wird von einer 
sittlichen Aufgabe gesprochen, die ebenso wichtig, 
wenn nicht wichtiger ist als die Aufgaben auf dem 
Gebiet der sozialen, der Wirtschafts-, der Finanz-, 
der Rechtsordnung. Daß das heilige Feuer der sitt-' 
liehen Verantwortung in allen brenne, in denen, 
die die Gesetze schaffen und verwalten, und in 

denen, deren Leben sie regeln, ist für den: Staat ein 
ernstes Anliegen. Um ihm gerecht zu werden, be­
dient er sich einer eigenen Institution, die in Bayern 
den Namen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus führt. Als Bestandteil der Exekutive ist es 
auf die Führung und Mitwirkung der Legislative 
angewiesen. 

Leider kann sich das Parlament zum vorliegen­
den Haushalt erst in einem Zelitpunkt äußern, in 
dem seine Stimme ins Leere verhallt und seine 
Impulse keine Impulse mehr sind. Wir sollten 
ängstlich darüber wachen, daß die der Legislative 
eigenen Kräfte des Dynamischen und die der Exe­
kutive eigenen des Statischen sorgfältig im Gleich­
gewicht gehalten werden. Hier .waren sie es nicht; 
ob in Erinnerung an vergangene autoritäre Zeiten, 
möchte ich nicht annehmen. Jedenfalls ist es be­
dauerlich, daß der neue Landtag dem ersten Kul­
tusetat gegenüber zur Passivität gezwungen war. 

Das Wort, das bei der Beratung eines Kultus­
etats im Mittelpunkt steht, heißt Ifolturpolitik. 
Natürlich wendet sich ein Haushaltsplan mit seinen 
Zahlen und Zahlengruppen zunächst an die rech­
nerische und finanzielle Überlegung, die ihrerseits 
an die verfügbaren Mittel gebunden ist. Aber wie 
die Summen verteilt werden - hier große, hier 
kleine, hfor gänzlich unzureichende - und was 
mlt dieser Dosierung erreicht werden kann und 
nach dem Willen des Parlaments erreicht werden 
soll, das ist es, was uns hier interessiert. Die Zeit, 
in die wir hineingeboren sind, hat eine· völlige 
Revolutionierung unserer Le)Jensbedingungen und 
Wertbegriffe mit sich gebracht. Seit langem sehnt 
sich unser Volk nach einer großen, aussöhnenden 
Zusammenfassung seiner besten Kräfte, nach einem 
einheitlichen Sinn seines Schaffens und nach jener 
politischen Weisheit, die auf seine Mühsal mit so 
viel Trost und Festigkeit antwortet, als unsere 
irdische Unzulänglichkeit zu geben vermag. Politik 
wird gern die Kunst des Möglichen genannt. Sie 
sollte aber eher die Kunst sein, sich in der Ermög­
lichung des Notwendigen zu bewähren. Die Kultur 
ist so gUt eine Funktion des Lebens wie die Wirt­
schaft. Funktionelle Lebensäußerungen vernach­
lässigen oder gar unterdrücken zu wollen, führt 
unweigerlich zur Explosion. Vom Sieg der. Technik 
überwältigt waren wir das Opfer einer akulturel­
len Mechanisie;rung geworden. Kulturkatastrophen 
gleich der letzten werden sich verewigen, wenn 
wir nicht aus allen Kräften das Steuer herum­
werfen. Wir müssen dem Prozeß der Deshumanisie­
rung einen Prozeß der Humanisierung entgegen­
setzen und dazu auch in unserer Situation alle An- , 
strengungen machen, obwohl uns die materiellen 
Sorgen zu Boden drücken. Deshalb ist es notwen­
dig, die Kulturpolitik mit demselben Ernst zu er­
füllen. wie die Gesamtpolitik, und es ist notwendig, 
ihr die unerläßlichen Geldmittel zur Verfügung zu 
stellen. Da es sich nicht um beliebig vermehrbare 
Geldmittel handelt, wird sie haushalten und das 
Geld dort investieren müssen, wo unbestreitbare 
Prioritäten vorhanden sind, das heißt, sie wird 
Schwerpunkte zu bilden haben. Nebenbei gesagt, 
es mag für jeden Ressortchef ein Lob sein, nennt 
man ihn sparsam, für den Kultusminister dagegen 
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ist Sparsamkeit doch wohl nicht die erste Tugend. 
Mit der Erarbeitung von Schwerpunkten, die den 
Ausschuß immer wieder beschäftigt hat, ist gleich­
zeitig eine gewisse Planung in die Zukunft hinein 
gegeben, und um diese sollten sich künftige Etats 
deutlicher kristallisieren, als es noch im vorliegen­
den möglich war. Solche Schwerpunkte sind das ge­
samte Erziehungswesen vom Kindergarten bis zur 
Hochschule einschließlich der Erwachsenenbildung 
Ünd in den musischen Dingen eine kulturelle Brei­
tenarbeit von bisher. nicht gebräuchlichem Ausmaß. 
Schwerpunktsbildung ist ebenfalls der Leitgedanke 
des Landesentwicklungsplans. Es wäre zu wün­
schen, daß die aus Einzelplan V ersichtlich werden­
den. Schwerpunkte geradezu als der kulturelle Bei­
trag in den Landesentwicklungsplan übernommen 
werden. Sichtbarmachung der Schwerpunkte wird 

·uns weiterhin zu dem verhelfen, was uns innerhalb 
des Kulturellen noch fehlt, zu einer umfassenden 
Konzeption. Ich könnte in freier Übertragung der 
Worte Schillers fragen: Was heißt und zu welchem 
Ende treibt man Kulturpolitik? Kulturpolitik trei­
ben heißt nicht, die Kultur in den Strudel der 
Tagespolitik ziehen wollen. Es· kann nur heißen: 
beizutragen, daß alle die Kräfte des Menschlichen 

· freigemacht werden, ohne die weder der Einzel­
mensch noch ein Volk bestehen kann, nicht einer 
schal gewordenen Auffassung von Bildung zuliebe, 
sondern aus ganz nüchternen und realen Erwägun­
gen. 

In seiner Regierungserklärung '.hat der Herr Mi­
nisterpräsident vor einem Jahr ein sehr warmes· 
Wort gesprochen: „Aufs engste verflochten mit den 
Dingen der Gesellsch1aft ist der Bereich d.essen, was 
wir ·als Kultur bezeichnen. Die kulturellen Zu­
stände sind in weitem Umfang der Ausdruck der 
gesellschaftlichen Zustände einer Zeit und eines 
Volkes." Er hat damit den engen Zusammenhang 
angedeutet, in dem Soziales und Kulturelles zuein­
andeI":Stehen, Das Wort sozial meint hiebei nicht die 
uns geläufige Fürsorge für einzelne Menschen und 
einzelne Stände. Um ein Bild zu geb!'auchen: Na­
türlich ist es sozial, wenn wir den von einer S'euche 
Befallenen !helfen, aiber es ist nicht minder sozial, 
wenn wir primär den Ursachen der Seuche nach­
g•ehen und sie zu ibeseitigen versuchen. In unserer 
jüngsten Geschichte haben wir einen beispiellosen 
Einsturz erlebt, der uns jetzt zu unerhörten und 
von vielen nur unwillig ertragenen sozialen An­
strengungen zwingt. Respekt vor diesen Leistun­
gen! Aber ich wage die Behauptung: Wir bräuch­
ten uns :i'hnen wahrscheii.nlich nicht zu unterwerfen, 
wären rechtzeitig die Sicherungen eingebaut wor­
den, die vor Hoffart, vor der blind machenden 
Hybris und ihren schauerlichen Konsequenzen 
schützen. Gibt es solche S!icherungen und wo finden 
wir sie? Ja, es gibt sie - im Kulturellen, im Gei­
stigen, im Sittlichen, und wir handeln unsozial, wir 
handeln.unpolitisch, wir handeln sinnlos, wenn wir 
sie nicht nach dem Beispiel der Technik gebrauchen 
lernen. 

Mancher wird nun fragen: Was hat das alles mit , 
dem Kultusetat zu tun? Ich ib.abe schon zu Anfang 

gesagt, daß ein Kultusetat mehr ist als ein ibloßes 
Instrument der Verwaltung. Der Herr Minister hat 
selibst von seinem Bemühen um die rechte Ordnung 
gesprochen, dii.e sich nur dann cl.er Unsumme von 
Kleinarbeit gegenüber behaupten kann, wenn sie 
zu einer umfassenden Konzeption in Beziehung 
stehen. Die Konzeption eines Ministeriums muß 
aber ihrerseits wieder zu der Gesamtkonzeption 
dessen, was in der Politik notwendii.gerweise zu 
geschehen hat, in Beziehung stehen. Zum richtigen 
Kurs gehören die Worte des Herrn Ministerpräsi­
denten: „Es ist nicht Sache des Staates, Kultur zµ 
sch!affen, aber es obliegt ihm, dafür zu sorgen, daß 
sich kulturelles Leben entwickeln und entfalten 
kann"·- Worte, die der Herr Kultusminister dahin 
ergänzt hat, daß der Staat in der Kultur immer 
wieder helfend, hegend und schützend, nicht aber 
selbstschöpferisch tätig sein kann. Durchaus ein.,. 
verstanden. Dazu braucht aber der Staat geeig­
nete Menschen, und es blei!bt die Frage offen, ob 
nicht gerade diese besondere Eignung auch auf an­
deren Wegen zu erreichen !ist als auf denen der 
Laufbahnordnung. 

Nun zum Etat selbst. Wie allen Haushaltsplänen 
haftet ihm etwas von der Dornenhecke an, die den 
Eintritt in das Zauberschloß verwehrt. Ein Etat ist 
aber kein Zauberschloß, sondern sollte ein für alle 
zugängliches Gebäude und wie ein solches mit Hin­
we:i:sen zur leichteren .Orientierung ausgestattet 
sein. Die Demokratie muß die Möglichkeit haben, 
sich allen verständliich zu machen. Wenn darüber 
geklagt wird, daß zum Beispiel die öffentlich aus-: 

· gelegten Haushaltspläne der Städte und Gemein­
den so wenig beachtet werden, so hängt das mit 
der Hilflosigke~t zusammen, die sie dem Laien ein­
flößen. ·Hilflose Bürger sind aber ungefähr. das 
Gegenteil dessen, was ein Volksstaat sich wünscht. 

Im großen gesehen zerfällt der vorliegende Haus­
halt in vier Abschnitte, W!issenschaft mit 16 Ka­
piteln, Erziehung mit 20 Kapiteln, Kunst und 
Volksbildung mit 19 Kapiteln und Kirchliche 
Zwecke mit 4 Kapitelil.Diese Einteilung deckt sich 
nur ungenau mit der vorhin geforderten Schwer­
punktsbildung, steht ihr aber auch nicht im Wege. 

Im Einleitungs•abschnitt fiel bei den Sammelan­
sätzen für den Gesamtbereich des Einz·elplans V 
auf, daß der wichtige Schwerpunkt der Jugend­
pflege und der Leibesübungen an die labilen Ein­
nahmen des Fußballtotos geknüpft war mit dem 
Erfolg, daß heuer die Jugendpflege. statt der 
850 000 DM des Vorjahrs mit nur 625 000 DM aus­
kommen soll - bei der ernsten Sorge um die 
Jugend eii.rie glatte Unmöglichkeit. Für den näch­
sten Etat liegt ein dementsprechender Antrag der 
Sozialdemokratie zur Besserung vor. 

Beim Abschnitt Wissenschaft stehen die Universi­
täten und Hochschulen voran. Die berechtigten 
Klagen über die Stagnation, in die die wissenschaft­
liche Forschungsarbeit aus Geldmangel geraten ist, 
sind zu bekannt, als daß ich stl.e wiederholen 
mc'ichte. Nicht nur, daß uns die Führung entglitten 
ist; wir sind zudem schon über zehn Jahre gegen­
über dem Weltstatus im Rückstand und in Gefahr, 
daß reichere Staaten unseren jungen Wissensch1aft-



1664 Bayerischer Landtag - 75. Sitzung. Mittwoch, den 12. März 1952 

(Ritter von Rudolph [SPD]) 

lern ffine gehobene Ausbildung verschaffen und sie 
dann wegengagieren. 

{Abg. Donsberig·er: Liegt nicht nur am Ge1d!) 

Wir müssen also der Tatsache des geistigen Satel­
litentums ins Auge sehen, einer Demütigung, die 
wir niicht einfach mit unserer Armut entschuldigen 
dürfen; denn so arm sind wir j•a gar nicht, wenn 
wir alle Quellen z·um Fließen bringen und uns 
nicht nur auf den staatlichen Brunnen verlassen. 
Ich wiederhole den Appell, . den Abgeordneter 
Dr. Dr. Franke im Interesse der T·echnischen Hoch­
schule an den iHaushaltsausschuß gerichtet hat, da 
er sinngemäß · für alle Zentren der wissenschaft­
lichen Forschung gilt. Dr. Franke fordert die Kreise 
der Industrie und der Finanz zu einer freiwilligen 
Kulturanleihe auf, eine glückliche und für den 
Fortbestand der Forschertätigkeit entscheidende 
Anregung! Warum sollen nicht die, die an seinen 
Früchten teilhaben, mithelfen, daß der Baum zu 
neuer Blüte gebracht wird? Und daß sie es können, 
steht doch wohl außer allem Zweifel. Sie sollen 
es sich zur Ehre •anrechnen, den seiner Notdurft 
verhafteten Staat nicht allein zu lassen und ihm 
von dem zu geben, was sie nicht zuletzt auch sei­
nen E1nrichtungen verdanken. Manch ein Lehr­
stuhl, von dem ffinst' Weisheit ausging, könnte wie­
der besetzt werden, manche Langjährige Beobach­
tung, mancher kostspielige Versuch bräuchte nicht 
zu unterbleiben, wenn der Gedanke des Mäzenaten­
tums - in anderen Ländern selbstverständlich -
bereitwillige Herzen fände. 

Der Herr Kultusminister hat mehrfach zu erken­
nen gegeben, daß er sich die Sorgen der Wissen­
schaft zueigen macht und bereit ist, den letzten 
ihm bewilligten Pfennig an sie zu wenden. Das 
„an sie" möchte ich deuten im Sinne von „an die 
bestehenden drei Landesuniversitäten einschließ­
lich der Technischen Hochschule" und nicht im 
Sinne des Wagnisses einer Neugründung. Wenn ich 
recht unterrichtet bin, kostet ein Student dem 
Staat im Durchschnitt jährlich etwa 1200 DM, Gel­
der die aus dem Steueraufkommen eines finan­
zieli geschwächten Volkes stammen. Man hat nicht 
immer den Eindruek, daß sich jeder Student dieser 
Tatsache bewußt ist. 

(Zuruf von der CSU: Da ist die Forschung 
auch dapei!) 

Niemand wird von der Jugend verlangen, daß sie 
in Sack und Asche trauere, und niemand wird es 
ihr verübeln, wenn sie sich zu fröhlicher Kamerad­
schaft zusammenschließt; sind doch genug dar­
unter, die sich die Möglichkeit zum Studium durch 
harte Arbeit verdienen müssen. Niemand wird es 
tragisch nehmen, wenn jugendliches Ungestüm mit 
der Bedächtigkeit des Alters nicht Schritt hält. Un­
sere Jugend ist so gut und so schlecht, wie immer 
eine Jugend gewesen ist und immer sein wird. 
Vielleicht ist sie sogar besser, weil sie aus ihren 
Erlebnissen heraus kühl, sachlich und manchmal hart 
zu denken gelernt hat. Um so erstaunlicher ist der 
Rückfall in eine triebhafte Romantik, der inner­
halb eines Teils der akademischen Jugend vor sich 

geht. Wäre er nicht mit Begleiterscheinungen ver­
bunden, auf die ein demokratischer Staat achten 
muß, könnte man darüber hinwegsehen. Zusam­
menschluß - ja! Zusammenschluß aber im Sinne 
des Sichabschließens, im Sinne der Sonderung, 
unterstrichen durch Farben und Wunden im Ge­
sicht - nein! 

(Beifall) 

Eine Extra-Ehre nein! Es sei denn die einer 
vorbildlichen Verpflichtung zu Volk und Staat. 
Aus gewissen Erscheinungen kann geschlossen 
werden, daß vieles nicht ist, wie es sein sollte. Wir 
Älteren erleben das ja nicht zum erstenmal. Auch 
nach 1918 zeigte sich die akademische Jugend an­
fällig für Gedankengänge, die ich der Kürze halber 
„reaktionär" nennen möchte, damals im Bund mit„ 
vielen ihrer Lehrer. Dieser letztere Umstand dürfte 
'heute wegfallen. Und trotzdem· ist die Jugend 
reaktionärer Ermunterung zugänglich, einer reak­
tionärer Ermunterung, von der aus es dann, wenn 
der aus der Überfüllung der akademischen Berufe 
sich ergebende Wettlauf um die Lebensposition 
anhebt, nicht weit ist zu einer staatsverdrossenen, 
ja selbst staatsfeindlichen Haltung. 

Noch immer haben viele Eltern den falschen 
Ehrgeiz, ihre Kinder studieren zu lassen, und zwar 
aus der die Universitäten herabwürdigenden Vor- . 
stellung heraus, diese seien die besten Vorberei­
tungsstätten für einen ebenso gesicherten wie ge­
sellschaftlich sanktionierten Broterwerb. Alle Be­
strebungen, den Zugang zur Hochschule abzubrem­
sen, sind zu unterstützen. Zwar hat er schon nach­
gelassen; ·er sollte aber durch geeignete Vorkeh­
rungen weiter unterbunden werden. 

Bei den nichtstaatlichen wissenschaftlichen An­
stalten und Unternehmungen möchte ich Ihre Auf­
merksamkeit auf ein Institut richten, das mir der 
Förderung wert erscheint. Es ist das Institut für 
Zeitgeschichte (zur Erforschung der nationalsozia­
listischen Zeit), ein Bundesinstitut mit bes,onderer 
.Beteiligung des bayerischen Staates. Trotz des 
mißglückten Starts mit den „ Tischgesprächen Hit­
lers", den das Institut nicht verschuldet hat, sollte 
man den Kern seiner Aufgabe· erkennen. Er liegt 
in der dokumentarischen Niederschrift unserer 
jüngsten Vergangenheit, die wir - ob sie uns ge­
fällt oder nicht - als einen Teil unserer Geschichte 

- anerkennen una über die wir uns selbst Rechen­
schaft. ablegen müssen. Noch leben Augen- und 
Ohrenzeugen aus jenen Tagen, so daß die Ge­
schichtsschreibung die seltene Chance hat, nicht nur 
auf tote Akten angewiesen zu sein und ein unter 
dem Eindruck des Miterlebten stehendes Bild für 
spätere historische Betrachtungen liefern zu kön­
nen. Je mehr wir dem Institut helfen, desto ein­
deutiger und desto einwandfreier wird es sich sei­
ner Arbeit widmen können. Soll die Nachwelt bloß 
aus den illustrierten Zeitungen und aus der „Ent­
hüllungs-Literatur" erfahren, , 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig!) 

wie wir über unsere eigene Geschichte denken? 
Ob gewollt, ob ungewollt: die mit frommem Augen­
aufschlag als „objektiv" bezeichneten Schilderun­
gen vergangener Pseudogrößen laufen doch nur 
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auf das eine hinaus: die Demokratie madig und 
den eigenen Beutel voll zu machen. 

(Beifall links - Zurufe: Sehr gut! 
Ausgezeichnet!) 

Ich habe von der Notwendigkeit gesprochen, den 
Zugang zur Hochschule zu erschweren. Das führt 
zum Thema der höheren Schulen, denen wohl die 
Hauptlast des Aussiebens zufällt. Das Aussieben 
darf aber nicht durch Mittel erreicht werden, die 
der Jugend schaden. Es wird geklagt über die 
Überzahl der Lehrfächer und die Überfütterung 
mit totem Wissensballast, welche immer häufiger 
zu beobachtende Fehler der Körperhaltung, 
Schwäche der Konzentrationsfähigkeit und hoch­
gradige Nervosität der Jugend zur Folge haben. 
Dazu kommt, daß die körperliche Entwicklung 
heute anders abläuft als noch vor Jahrzehnten, 
wie auch der Umstand zu beachten ist, daß ein 
auffallender Prozentsatz der Schüler, nämlich 44,8 
Prozent, nicht am Schulort wohnt. Verringerung 
der Fächerzahl und Einschränkung des Lehrstof­
fes, selbst Verzicht auf aus alter Tradition Wich­
tiges, erscheinen für einen gesunden Ausgleich 
zwischen schulischer Beanspruchung und hin-

. reichender Freizeit notwendig. Diese scheinbaren 
Erleichterungen stehen der Ausleseforderung nicht 
im Wege, die eher noch verstärkt werden sollte 
durch Maßnahmen, nicht der Abschreckung, son­
dern einer organischen Lenkung. 

Über die Notlage der nichtstaatlichen Schulen 
ist heute früh gesprochen worden. Ich schließe 
mich den Klagen darüber an. Es ist ein zentrales 
Problem, wie es Dr. Schwalber genannt hat, u~1d 
es sollte den kulturpolitischen Ausschuß noch aus­
gie.biger beschäftigen. Die SPD wird allerdings 
nach wie vor an der Schulgeldfreiheit festhalten, 
weil sie allen Kindern unseres Volkes eine ihren 
Anlagen, Neigungen und Leistungen entsprechende 
Ausbildung ermöglichen will, ohne sie von der ge­
sellschaftlichen oder wirtschaftlichen Stellung der 
Eltern abhängig zu machen. · 

Über die Lehrerbildungsanstalten, deren provi­
sorische Struktur desto weniger Anziehungskraft 
auf junge Leute ausübt, je länger sie dauert, will 
ich heute nicht sprechen; dazu wird sich in einem 
anderen Zusammenhang eine Gelegenheit ge.ben. 
Da .aber der Herr Prälat Meixner heute morgen 
einige grundsätzliche Bemerkungen zur Lehrer­
bildung gemacht hat, möchte ich nicht versäumen 
zu sagen, daß auch die SPD an diese Fragen mit 
Grundsätzen herantritt, die aufzugeben sie nicht 
gewillt ist. 

Beim Kapitel Volksschulen war der Wille, der 
Volksschule als der entscheidenden Bildungsgrund­
lage des gesamten Volkes zu geben, was nur im­
mer möglich ist, offenkundig. Vielleicht ist die 
~eute früh vom Herrn· Minister hinsichtlich des 
Durchschnittsstands der Klassenstärke genannte 
Zahl von 42,8 Schülern pro Klasse zu sehr auf den 
Umstand zurückzuführen, daß die Statistik doch 
nicht' alle Verhältnisse erfaßt; denn dieser Zahl 
stehen ganz erstaunliche Überleistungen gegen­
über. 

Der finanziellen Bedrücktheit der ins Lehramt 
Tretenden wird der nächste Etat weitere Erleich·· 
terungen bringen. Auffallen mußte, daß trotz der 
verhältnismäßig geringen Vermehrung der durch 
das Schulorganisationsgesetz geforderten Schulen 
wie sie uns heute früh bekanntgegeben worden ist' 
beim Titel 114, Vergütungen an di~ Religions~ 
gemeinschaften auf Grund des § 14 des Schulorga­
nisat~onsgesetzes, eine Erhöhung eingetreten ist, 
soweit ich sehe, die einzige von über 100 Prozent 
im ganzen Etat, nämlich von 900 000 auf 2 Millio­
nen D-Mark. Diese Erhöhung steht im Widerspruch 
zu den Erklärungen, die im Juli 1950 bei der Be­
ratung des Schulorganisationsgesetzes abgegeben 
wurden, als die damalige Opposition vor der Ver­
mehrung der Kosten warnte. Leider hat sich das 
Schulorganisationsgesetz auch sonst schon in einer 
Weise ausgewirkt, die den damals geäußerten Be­
fürchtungen der Opposition recht gibt. So ist es 
in Mittel- und Oberfranken zu nicht zu übersehen­
den Störungen des Schulfriedens gekommen. 

(Oho! bei der CSU - Abg. Dr. Korff: 
Georgensmünd!) 

Noch immer kann es einem Fürsprech der christ­
lichen Gemeinschaftsschule widerfahren, als ver­
kappter Antichrist und Hochverräter hingestellt . 
zu w~rden, w~nn er im Sinne der Verfassung der 
Gemeinschaftsschule das geben will, was der Be­
kenntnisschule recht ist. 

(Abg. Meixner: Wieso Hochverräter?) 

Wir wollen nicht mehr als das, was die Verfassung 
auch ~er Bekenntnisschule zubilligt. Ist die Ge­
meinschaftsschule auch eine Antragsschule so ist 
damit die Bekenntnisschule noch keinesw~gs die 
Regelschule geworden. Der Gesetzgeber kennt we- · 
der in der Verfassung noch im Schulorganisations­
gesetz diesen Ausdruck; er taucht zum erstenmal 
in den ministeriellen Ausführungsbestimmungen 
von Ende November 1950 auf. Die Bezeichnung 
„Regelschule" deckt sich auch nicht mit Konkordat 
und Kirchenverträgen, die für die Bekenntnis­
schule den Status der Antragsschule festgelegt 
haben. 

Diese Überlegungen machen es mir schwer dem 
Titel zuzustimmen, der für die Maßnahme~ zur 
Durchführung des neuen Bildungsplanes in der 
.:Volksschule eine einmaligeAusgabe von 150000DM 
vorsieht. Ich habe bei der letzten Etatberatung im 
November 1950 darauf hingewiesen, daß der Bil­
dungsplan der Verfassung zuwider nur die Be­
kenntnisschule erwähnt und von einer Gemein­
schaftsschule nichts weiß. Es entspricht nicht der 
Koalition, sollte dieser· Bildungsplan unverändert 
zum Definitivum gelangen, was, wenn ich heute 
früh richtig verstanden habe, 1954 eintreten soll. 
Es war von einer Verlängerung um zwei Jahre die 
Rede; das habe ich nicht ganz verstanden, Herr 
Minister. An sich wäre es im August 1952. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Warum? Was haben 
Sie darüber bei der Koalition ausgemacht? 
-:---- Heiterkeit bei den Regierungsparteien -
Abg. Dr. Franke: Sie sind aber neugierig!) 

Ich möchte nebenbei die Anregung wiederholen 
die ich schon seinerzeit ausgesprochen habe: De~ 

8 
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Verkehrsunterricht in der Volksschule zum ordent­
lichen Lehrfach zu machen. 

BezügHch der Rindergärten schließe ich mich 
dem an, was heute früh durch Herrn Prälaten 
Meix~er gesagt worden ist: Auch der Staat sollte 
an der Unterhaltung von Kindergärtnerinnen­
seminaren interessiert sein. 

Aus Vergleichen kann man lernen. Die reinen 
Ausgaben für das Schulwesen, auf den Kopf der 
Bevölkerung umgerechnet, betragen: In 'Hessen 
22,40 DM, in Württemberg 28,40 DM, in Hamburg 
54,50 DM, in Berlin 56,90 DM, in Bayern 20,70 DM. 

(Abg. Meixner: Die Hamburger sind halt 
reicher!) 

Die Schlüsse, die sich aus dieser Berechnung er.:. 
geben, stelle ich dem Hohen Hause anheim. 

In engem Zusammenhang mit dem Erziehungs­
wesen steht die in Bayern noch immer nicht ge­
nügend eingeschätzte Erwachsenenbildung. Daß 
Bayern, auf den Kopf der Bevölkerung umgerech­
net, 0,5 Pfennig für die Erwachsenenbildung aus­
gibt, während der Durchschnittssatz in den west­
deutschen Ländern 7 Pfennig, also das Vierzehn­
fache beträgt, und das arme Schleswig-Holstein 
sogar 21 Pfennig, das über Vierzigfache, für diesen 
Zweck übrig hat, sollte uns zu denken geben; von 
der Ostzone ganz zu schweigen. Der Gedanke der -
Erwachsenenbildung hat sich seit 1946 als ein wah- _ 
rer Akt der Selbsthilfe erwiesen, zu dem sich Ein­
heimische wie Flüchtlinge in gleicher Weise bereit­
fanden. In Bayern gibt es jetzt über ~00 Volks­
hochschulen - der Herr Minister hat heute 64 ge­
nannt; ich weiß von über 200 Volkshochschulen -
mit etwa 800 Außenstellen, bei denen Abend für 
Abend gegen 20 000 Menschen zusammenströmen. 
Das flache Land nimmt also an ihren Bemühungen 
in demselben Maße teil wie die Städte, ein Beitrag 
zur Bekämpfung der Landflucht, um den wir uns 
kümmern sollten. 

Wenn die Erwachsenenbildung in den letzten 
Jahren sich so erfreulich ausgedehnt hat, so dankt 
sie das - und ich möchte den Dank von dieser 
Stelle aus aussprechen - neben den fast ohne Ent­
gelt arbeitenden Dozenten und der Bereitschaft 
der Hörer vor allem den Amerikanern. Sie haben· 
uns mit Geld geholfen und sie haben dieses Geld 
in v_oller Uneigennützigkeit gegeben, 

(Abg. Dr. Korff: Sehr richtig!) 

ohne nach dem bei uns beliebten Grundsatz zu 
handeln: Wer zahlt, schafft an. ·· 

(Abg. Dr.Korff: Sehr richtig!'----- Abg.Dr.Baum-
gartner: Die schaffen schon ;;tn!) 

Ohne sie und ihre selbstlose Großzügigkeit wäre 
die Erwachsenenbildung nicht auf den Stand ge­
langt, den sie heute einnimmt. Nun werden aber 
im Lauf des Sommers diese Zuschüsse aufhören, 
und es muß Sache des Staates sein, über den Arti­
kel 83 der Verfassung hinaus eine so wichtige Insti­
tution aufrecht zu erhalten. 

(Zuruf von der CSU: Erst Kindererziehung!) 

Erwachsenenbildung ist Erziehung zu persön­
lichem Denken und zu sittlicher Stärke und somit 
ein Faktor von ernst zu nehmender staatspolitischer 
Bedeutung, der vom Kulturellen in das Soziale hin-

. -überwirkt. Hat sie doch bereits bewiesen, was sie 
zu leisten vermag in der Heimatpflege, in der Für­
sorge für die Arbeitslosen, in der Fürsorge für die 
berufslose Jugend Und von Anfang an in der Ein­
bürgerung der Heimatvertriebenen. Es ist· heute 
von der Hilfe gesprochen worden, die die Kinder­
gärten im Kampf gegen die Verwahrlosung der 
vorschulpfiichtigen Jugend leisten. Nicht minder 
groß ist die Hilfe, die die Erwachsenenbildung der 
schulentlassenen Jugend zu bringen vermag. Nie­
mand kümmert sich um sie, und die Gefahr, die 
von seiten des Kinos, der Schundromane und der 
Magazine droht, ist zu groß, als daß wir achtlos 
daran vorübergehen dürften, zu groß, weil sie 
geradewegs in politischen Radikalismus münden 
kann. 

(Sehr gut! links) 

Wenn wir immer wieder über die bedauerlich·e Un­
kenntnis unseres Volkes dem Staat und seinen Er­
fordernissen gegenüber klagen - hier haben wir 
ein Mittel, dem entgegenzuwirken. Muß uns nicht 
die Instinktlosigkeit - um nicht ein schärferes 
Wort zu gebrauchen - erschrecken,· die es fertig 
bringt, einen Mann wie Ludwig Volkholz zum 
Landrat vorzuschlagen! 

(Abg. Dr: Korff: Christliche Partei!) 

Von der Medizin her kennen wir das Wort Pro­
phylaxe, und der Gedanke der Vorbeugung ist der 
Erwachsenenbildung ebenso wenig fremd. Tag für 
Tag kosten uns die Strafgefangenen gegen 
40 'ooo DM, so daß wir in zwei Tagen für sie so 
viel Geld ausgeben müssen, als wir bisher im 
ganzen Jahr der Erwachsenenbildung zur Ver­
fügung stellten. Wenn auch die Erwachsenenbildung 
kein Allheilmittel gegen Kriminelle ist, 

(Abg. Meixner: Das glaube ich auch!) 

so zeigt sich doch, daß in den Ländern, die seit 
langem Erwachsenenbildung treiben, die Krimina­
lität unter dem Durchschnittssatz bleibt. 

(Abg. Meixner: Sie müssen aber auch die 
sozialen Verhältnisse berücksichtigen!). 

- Hier können wir schon etwas tun. 

Das äußere Bild eines Schwerpunktes stimmt im 
Etat nicht immer mit seinem wahren Gewicht über­
ein. Die Erwachsenenbildung gehört zu den von 
mir eingangs genannten Schwerpunkten der kul­
turellen Breitenarbeit. Trotzdem kommt das Kapi­
tel 475 mit nur zwei Titeln aus. Das stört mich 
weniger als seine Überschrift: „Sonstige Förderung 
des Volksbildungswesens." Dem Kapitel 475 geht 
Kapitel 474, Staatliche Volksbüchereistellen, vor­
aus, so daß es scheinen mag, als sei die Erwach­
senenbildung eine Nebenabteilung der staatlichen 
Volksbüchereistellen. Das Verhältnis ist aber ge­
rade umgekehrt. Wenn es sich machen läßt, würde 
ich deshalb vorschlagen, die beiden Kapitel unter 
Weglassung des Wortes „Sonstige" miteinander aus­
zutauschen. 
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Erschreckend und betrüblich ist die Summe von 
80 000 DM zur Förderung der Erwachsenenbildung, 
wie sie bisher im Haushalt 1951 gestanden ist. Ich 
gebrauche ausdrücklich das Wort Erwachsenen­
bildung, weil sich mit ihm die von der Verfassung 
beabsichtigte systematisclie Schulung verbindet. 

Ich darf auch sagen: Es hat mir leid getan, daß 
der Herr Minister heute früh aus einem Einzelfall 
eine Konsequenz gezogen hat, die in die Worte 
„diffamierende Tendenz" ausmündete. Die Erwatjl­
senenbildung kann wirklich für sich in Anspruch 
nehmen, daß sie, seit sie besteht, mit allen Kräften 
staatserhaltend gewirkt hat, daß es ihr darum zu 
tun war, in den Menschen den Begriff des Staates 
zu .festigen. Wenn nun, ein Vergleich mit der Ost­
zone angestellt wird - in der Wirkungsweise kön­
nen wir uns mit der Ostzone nicht vergleichen, aber 
im Effekt - und wenn aus besorgtem Herzen 
heraus dem bayerischen Land gesagt wird: Bitte, 
seht, was wir noch alles tun müßten, so kann von 
einer diffamierenden Tendenz wirklich keine Rede 
sein, und ich würde den Herrn Minister nachdrückm 
lieh bitten, in seiner Schlußrede dieses harte Urteil 
zu korrigieren. 

Beim Abschnitt Kunst, dem ich mich nunmehr 
zuwende, fallen die hayerischen · Staatstheater ins 
Auge. Wir haben Verständnis dafür, daß der Tradi­
tion Bayerns und Münchens ein Opfer gebracht 
werden muß, wenn wir im Theaterwesen weiterhin 
Weltgeltung beanspruchen. Allerdings darf das 
Opfer nicht zu sehr in die Lebensrechte jener 
Bühnen eingreifen, die in der Provinz· draußen eine 
wichtige Aufgabe im Sinn der kulturellen Breiten­
arbeit zu erfüllen haben. Hier auf gerechten Aus­
gleich bedacht zu sein, der vor allem die Grenzland­
theater in ihrem Wirken für das gefährdete Volks­
tum stützen soll, ist eine Forderung nicht nur an 
die Kulturpolitik. 

Bei deh Staatstheatern gaben die personellen 
Fragen Gelegenheit zu einer ausführlichen Debatte. 
Ehrlich gesagt, haben sie weder im Falle Salti noch 
in den F-ällen Lippl und Dr. Hartmann eine be­
friedigende Aufklärung gefunden. 

(Sehr richtig!) 

Es wäre doch zu.überlegen, ob in solcher Situation 
von den maßgebenden Instanzen nicht auch inter­
essierte Persönlichkeiten des öffentlichen Kunst­
lebens gehört werden könnten. Die Entscheidung 
darüber, wem die Leltung der das ganze Land 
repräsentierenden Theater anvertraut wird, sollte 
nicht nur auf dem reinen Verwaltungsweg herbei­
geführt werden. 

(Abg. Donsberger: Bayern nehmen wir ganz 
gerne; aber die Berliner sollen da bleiben, wo 

sie hingehören!) 

Bei den sonstigen Ausgaben für die Theater 
möchte ich an jene Bestrebungen erinnern, die sich 
dem zeitgenössischen dramatischen Schaffen wid­
men, wie z. B. den Verein Uraufführungsbühne in 
München und die Studiobühne in ErlangE;n. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich mache darauf aufmerksam, daß Ihre Redezeit 
dem Ende zugeht. 

Ritter von Rudolph (SPD): Ich habe noch minde­
stens 5 Minuten; ich habe um 3 Uhr 10 begonnen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das ist ein Irrtum, 
Herr Abgeordneter. Ich bitte so zu disponieren, daß 
Sie in Bälde zu Ende kommen. 

Ritter von Rudolph ·(SPD): Nach den Worten des 
Herrn Ministerpräsidenten hat der Staat dafür zu 
sorgen, daß sich kulturelles Leben entwickeln und 
entfalten fuann. Das kann es allerdings nicht, wenn 
sich der Versuch einer Vorzensur, wie er vor weni­
gen Wochen gemacht worden ist, 'wiederholen sollte. 

E!:in Besuch in der Hochschule für. Musri.k hat 
einen tiefen Eindruck auf mri.ch gemacht. In halb­
.zerstörten Räumen, die Übungszimmer durch Papp­
wände getrennt, .auf zweri. weit auseinanderlri.e­
gende Unterkünfte verteilt, büßt dieses Institut 
Sünden ab, die es in seiner glanzvollen Vergan­
genheit niemals :begangen hat. Ihm zu ihelfen, ist 
ed.ne vordningliche Pfid.cht der Tradition. 

Bezüglich der übrigen lebenden Kunst wäre her­
·auszuheben, daß es notwendig ist, an Vorkehrun­
gen zu denken, die einmal auf Überbrückung der 
Notlage der Künstlerschaft abzieien, zum anderen 
aber auf längere Sicht geeignet S!ind, die Künstler­
schaft wieder in den natürlichen Produktionsprozeß 
'hine~n:zustellen. Sofortmaßnahmen wären: Ausrei­
chende Mittel zum Ankauf von Kunstwerken, Sti­
pendien, Förderung des Neubaus von Ateliers und 
andere. Auf die Dauer ist arber eine Besserung nur 
zu erreichen, wenn es geld.ngt, innerhalb der Künst­
lerschaft · wri.eder eine breite tDagfähige Mittel­
schä.cht zu schaffen, wd.e sie zu allen Zeiten echter 
Kultur der Nährboden von Spitzenleistungen ge­
wesen ist. Genies brauchen wir nicht zu züchten, 
die kommen als Geschenk des Himmels oder sie 
kommen nicht. Vorbildlä.che Auftragserteilung 
durch den Staat wird auch private Auftraggeber 
anregen. Zum Beispiel gehört die dokumentarische 
Festhraltung von Zuständen und EreU,gnissen noch 
immer zu den Aufgaben des Künstlers. Alte und 
neue Beispä.ele zeigen, daß das durch Künstler ein-· 
prägsamer und selbst ·sachlich genauer geschehen 
kann als durch die Photographie. Auch die baye­
rische Landschaft ·ändert sich unter der Hand des 
Menschen von J1ahr zu Jahr. Auch wir müssen das 
Gesä.cht unserer Zeit im BHd festhalten. 

Bei der 1Vfusfä liegen die Aufgaben im wesent­
lichen darin, di·e Menschen wieder an persönliche 
Musikübung zu gewöhnen, um sie dä.e Kraft spüren 
zu lassen, dd.e gerade dieser Kunst eigen ist. Darum 
die Sorge für das aktive Musizäeren, bis hinein in 
die dörflichen Gesangvereine und die kleinstädti­
schen Musikkapellen, deren Programme einer 
wohlwollenden Auffrischung bedürfen! 

In der Rubrik darstellende Kunst ist nicht ge­
nannt der Film, als sei er nur ·eiin Kind der Finanz 
und nicht auch der Kultur. 

Allgemein wurde 1bedauert, daß dem Kultus­
minister keine größere .Summe ·zur Verfügung 
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steht, die es d.hm erlaubt, schnell zuzugreifen, wenn 
sich e!i.ne günstQge Gelegenheit bietet. Ich denke 
hier an den Nachlaß von Ludwig 'I1homa. Es 
schmerzt, daß so manches Kunstwerk schon in un­
geeignete Hände gelangt ist. 

Beim Kapitel 473, Landesamt für Denkmals­
pflege, ist di1e Erhöhung der einschlägigen Td.tel auf 
900 000 DM dann erfreulich, wenn neben GebäUJden 
fürstlicher Repräsentanz .auch bürgerliche Profan­
bauten bedacht werden, konkret ausgedrückt: nicht 
nur Alte Pinakothek, die Glyptothek nd.cht zu ver­
gessen, sondern ·auch Mauthalle in Nürnberg und 
Sted.nerne Brücke dn Regensburg! 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich muß darauf aufmerksam machen, daß die Rede­
.zeit wirklich abgelaufen ist. 

schönen Worte in den Mund gelegt haben. Es geht 
j.a bei der Kultur nicht, bei uns jedenfalls nicht, um 
eine politische Auffassung. Wd.r stimmen nicht zu, 
wed.l wir Föderalisten sind und· weil man uns den 
weißblauen StaketenZJaun immer vorantragen soll, 

- sondern weil wir glauben und wd.ssen, daß eine· 
echte Kultur geboren wird aus der Kraft des Stam­
mesbewußtseins und aus der Stammeseigenart. 
Hi.er sind die Grundlagen ed.ner KultuT. Was uns 
eine politische Konzeption und eine politische Kon­
struktion zu bieten vermag, ist besten:fialls Asphalt­
kultur, die jeder Wind wegfegen und die verdorren 
wird, bevor sie zu blühen begonnen hat. Wir sind 
gegen dieses Nivellieren, wiir sind gegen das Aus­
höihlen des Charakters eines Volkes, ed.nes Landes, 
·eines Staates schlechthin und sehen gerade in der 
Differenzierung des Wollens, des Willens der ein­
zelnen Stämme des deutschen Volkes die beste 
Grundlage einer gesunden Harmonie. Wir haben 
Verständnd.s für den E1rnst des Menschen an der 

Ritter von Rudolph (SPD): Darf ich noch kurz Wasserkante und wir freuen uns des Frohsd.nns und 
·etwas sagen? Es ist nicht mehr lange, Herr Präsi- der Unbeschwertheit der Rheinländer. Wir erken-' 
dent. - Wenn ·erst ed.nmal über dem ganzen dicken nen die Härte des Westfalen und den Dickischädel 
Buch des Etats der lebendige Mensch steht, dann deir Württemberger an, man lasse uns a:ber unsere 
ist es die brauchbare Zusammenfassung jener Bes'innlkhkeit, man lasse uns unsere Gemütstiefe 
Kräfte, mit denen wir von der Kulturpold.tik aus und lasse uns unser Heimatbewußtsed.n, in dem wir 
auf die Gesamtpolitik Eä.nfiuß nehmen wollen. Wir die Tragfläche und Quelle aller Kulturen sehen. 
sind ein Teil Europas, des vom Christentum - wie (Abg. Dr. Ham;;: Kultusetat! _ Abg. Dr. Korff: 
heute .~rüh gesagt w011den list -, Antike und von Der kommt scho · id, · K lt f) 

. Ub fü'll l't' eh . 1 d t eh . eh n wie er zur u ur. einer • er . e po 1 [S ·er, sozia er un e n1s er . 
Ideen geformten A:ben;dlandes. Wenn-Wir--mit-re~~ITas biayeTfsche Kulturgebiet, die bayerische Kul-
nem Gewissen von der Bewahrung der Kultur des turgestaltung hat ja längst in der Welt ii.!hr Gesicht 
Abendlandes sprechen wollen, dann muß sie· uns gefunden und es ist eine edle P:a1Jina, die dieses 
äußerste Anstrengung wert sein. bayerische Kulturgesicht :überzieht. Wir brauchen 

(Beifall be!i. SPD un!d BiHE) nicht von ande!'lswo her noch Pinselstl'liche, um uns 
irgendwie schöner izu machen. 

Präsident Dr.Hundhammer: Füir dti.1e Fraktion der 
Bayernpartei nimmt das Wort der Herr Albgeord­
nete Bantele. 

Bantele (BP): Hochverehrter Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Bayernpartei wird dem Haushalt in seinem Zahlen­
werk und in sed.n:er Summe die Zustimmung geben, 
weil diese Gelder füir 'eine Arbeit verwenidet wer­
den, die der Herr Minister heute früh .als die be­
deutendste 'LU:lid · umfassendste eines Ministeriums 
überhaupt bez·eichnet hat, und weil wir meinen, 
daß sie auch die schönste Arbeit !ist, die eä.nem 
Mann gegeben werden kann. Wir we:rden ihm diese 
Zustimmung auch des,wegen geben, weil uns eine 
gemeinsame Tragfläch·e in der Zielsetzung dieser 
Arbeit trägt. Diese Tragfläche ist die christl!i.che 
Weltauffassung, zu der wir uns bekennen, und das 
Bekenntnris zur 1abendländisch·-christlichen Kultur. 
Wir werden ihm ddese Zustimmung auch geben we-
1gen der guten und kräftigen Worte, die er heute 
früh in seinem Bekenntnis zum Kampf um die 
kulturelle Hoheit Bayerns gefunden hat. 

{Beifall 1berl. CSU und BP) 

Wir s!ind der Hoffnung, daß es nicht Ressort- und 
Kompetenzsorgen sind, die den Herrn Minister zu 
seinem, von uns gut 1aufgenommenen Bekenntnis 
.gedrängt haben, sondern daß es andere tiefe Sor­
gen sind, dä.e i!hm diese, ich sage es noch einmal, 

(Albg. Stock: WiT s!i.nd schön genug!) 

- Wir sind schön genug! A:uch „Ascheberg" wird 
sich dagegen verwahren, daß man von auswärts 
her irgend etwas an den „Aschebergern" zurecht 
stutzt. - Beispiele hier anzuführen, wäre genau 
so dumm, wie wenn ich heute nachmittag Dort­
munder Btier auf 'den N ockhe!'lberg tragen wollte. 

(Hed.terkeit) 

Die Verschiedenheit ··der kulturellen Betätigung 
gibt erst die Harmonie des Ganzen. Die deutsche 
Kultur ist immer nur die Zusammenfassung der 
Kulturen einzelner Länider gewesen und ist da­
durch groß, bedeutend und bekannt geworden. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr riichtig!) 

Ich sage noch einmal, die Kultur kommt von unten. 
Siie ist Sache des Volkes, der Länder und nicht 
einer politischen Konzeption. Deswegen, Herr Mi­
nister, danken wir Ihnen für Ihre guten Worte, die 
Sie heute gefunden haben. 

Wie gut sich das in unserem Bayern gemacht hat, 
sehen wir ja an der Harmond.e, die föe bayerische 
Kultur gefunden hat. Sie werden doch sagen, daß 
Nürnberg ganz andere Formen geprägt hat als med.-: 
netwegen Augsburg, daß Rothenburg ein anderes 
Gesicht hat als Aschaffenburg, Würzburg und Mün­
chen usw. Und trotzdem ist die bayerische Kultur 
schlechthi:r;i. in der Welt auch ein Begriff geworden, 
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und zwar ein anerkannter, ;in gutem Leumund 
stehender Begriff. Das hochkünstlerdsche Kultur­
schaffen des bayerischen Volkes ist weit über die 
Grenzen des deutschen und des abendländischen 
Bereichs hinaus in 1alle Welt gedrungen. Ich möchte 
die FreuTIJde der CSU nur bitten, sich auch !in Bonn 
an dieses Bekenntnis zu halten und dort das Wol­
len des Herrn Ministers tatkräftig zu unterstützen. 

Unsere Zustimmung zum Etat ist aber doch ge­
bunden· an geiwisse Einschränkungen, Vorbehalte 
und Forderungen. Ich darf auf eri.nes der wichtig­
sten Probleme, das •augen1blicklich alle bewegt, ein­
gehen, auf die Frag.e der Volksbildung und die mit 
:für zusammenhängende Frage der Lehreribil:dung, 
auf die Frage der Lehrpläne, der Lehrplangestal­
tung und ähnliches. Ich glaube, man übertreibt 
nicht, wenn man sagt, <laß man augenblicklich in 
einem Unterrichts-, wenn nicht gar in einem Er­
ziehungschaos lebt. Ein Lehrplan jagt den and:eren. 
Kaum :ist etl.ne Unterriichtsform ·angelaufen, wird sie 
wieder durch irgendwelche Novellen und Veror4-
nungen überiholt. Ein Beispiel: An _den höheren 
Schulen, sie heißen jetzt Oberrealschulen, für Mäd­
chen ist vor zwei Jahren eine Gl>i:ederung einge­
treten, daß es eine Kl•asse für Kinder gfüt, die sich 
mehr dem sprachlichen Sektor rz:uwenden, und eine 
Klasse für Kinder mit mehr naturwri.ssenschaftlich­
mathematischer Begabung. Nach zwei J1a>hren ist 
das wieder vollkommen umgeändert worden. Heute 
sind Mädchen, deren Stärke in den Sprachen, eng­
lisch, lateinisch und meinetwegen: auch fran:zös!i.sch, 
ld.egt, plötzlich vor die Tatsache gestellt, lauter ma­
thematische Fächer zu haben. Dabei verkümmern . 
diese Kinder. Das li.st das ed.ne. Das andere ist min 
das Schlimmere: ein Lehrplan jagt den anderen, 
eine Stoffhäufung überihäuft und überrollt die an­
•dere, so· daß Lehrer und Kinder rnicht mehr wissen, 
was sie lehren oder lernen, was sie verdauen und 
veriaribe!i.ten können. Ich könnte über diese Dinge 
noch etwas näher sprechen. Ich möchte an dieser 
SteJle den Lehrern aller Schultypen meinen Dank. 
aussprechen, daß sie trotz dieses Ohaos in der Lage 
waren, rdas V:olksbil:dungswesen, das B:ildungs•wesen 
überhaupt, auf eine höhere Ebene zu bringen, und 
diaß wir Fortschritte sehen, über dri.e wir nur stau­
nen können und die wir dankbar anerkennen müs­
sen. Das ist nur möglich. gewesen •auf Grund der 
hervorragenden Pflichterfüllung aller Lehrer und 
auf Grund der Uneigennützigkeit und de;r Unver­
drossenheit, diie seit eih und je den Lehrerstand 
·aller Gattungen ibeseelt und getragen hat. Die Leh­
rerbildung, meine Damen und Herren, ist.dringlich. 
Sie darf keinen Aufschub mehr eril.eiden. Unsere 
Frakmon hat den Antriag gestellt, die Reg.ierung 
möge baldigst ein Gesetz vorlegen. Auch wir sind 
für die akademische Lehrerbil!dung, um den Lehrer 
endlich aus der materiellen und geismgen Not zu 
'befreien. Der Volksschullehrer und der akademisch 
gebildete Lehrer an den höheren Schulen werden 
ja gelhailtlich durchaus verschieden bewertet: Der 
Volksschullehrer fängt mit 2800 Mark an, seine 
Grenze liegt bei 5000 bez,iehungsweise 5800 DM, 
wenn er Oberlehrer oder Rektor werden kann. 
Gleiche Arbeit, gleiches Essen, das war eiin Spruch 

~--~·--------

aus dem ersten Weltkrieg. Die Fortsetzung wissen 
die alten Landser noch gut. 

(Abg. Haas: Deshalb haiben dile Offiziere 
besser gegessen!) 

Sri.e waren auch Zahlmeister in dri.esem Krieg, 
habe ich gehört. - Meine Damen und Herren, die 
Arbeit in einer Volksschule - ich weiß nicht, ob sie 
rang- und wertmäßig so sehr tief unter der Arbeit 
der Lehrer an den hölheren Schuilen steht! Man 
muß sefüer in der Volksschule und auch in der 
Schule der Erwachsenen tätig gewesen sed.n, um 
zu wi•sseri, welche unendliche Mühe es kostet, Tag 
für Tag an den Kindern wileder neu mit der Un­
terrichts- und Erzri.ehungsaribeit zu beginnen, Tag 
für Tag und Stunde für Stunde sich vorzubereiten 
für Kinder, die, jeden:flaHs roh gesprochen, nicht 
eine geist1ge Auslese darstellen, wie wir sie an den 
Mittelschulen haben, für Fürsor.gerz:öglinge und 
Hrlfäschüler genau so wie für den geistig hoch­
stehenden Teil ·der Teilnehmer am Unterricht. Die-, 
ser ga111Ze Unterricht ste1lt den Volksschullehrer vor· 
schwerste Aufgaben, und er kann sie niur ibewäl­
tigen durch sein päda:gog!i.sches Geschri.ck und die 
Kunst, die ihm in der Ausbildung V1ermittelt wird. 
Ich bin auch nicht der Meinung, daß in Zukunft 
noch große gelhaltliche Unterschiede tragbar sind; 
denn gleiche Arbeit - g'leicher Lohn! 

Das andere ist die Befreiung des Lehrers aus 
seiner geistigen Not .. Der Lehrer ist ja der Träger 
der Volksbildung schlechthin. Jeder geht durph 
seine Hand, durch seine Schule, jeder wird von ihm 
mehr oder minder geformt und empfängt für sein 
ganzes Leben die ·Formung, die er dann später als 
Mann, als Mensch, als Charakter trägt. Es ist not­
wendig, daß man diesem Mann, der diese For­
mungsarbeit aU:f sich nehmen muß, auch die Mittel 
dazu in die Hand gibt, indem man ihn auf eine 
geistige Ebene stellt und· ihn nicht in einer nur 
fachlichen Bildung sitzen läßt, in einer engen fach­
lichen Bildung, sondern ihm die Weite des geistigen 
Lebens überhaupt aufschließt und ihn teilhaben 
läßt an den Gütern des· universellen Wissens. Nur 
so kann er draußen im Volk der Lehrer des Volkes 
schlechthin werden! Dan:n kann er auch mit dem 
Geistlichen am Ort in gesunder Konkurrenz sich 
um die Fortbildung und die Höherbildung des gan­
zen Volkes mühen. Die Zeiten müßten vorbei sein· 
- leider hängt das dem Lehrer immer noch an -, 
wo man von dem armen Dorfschulmeisterlein nicht 
nur in bezug auf das Geld, sondern auch in bezug 
auf die geistige Kapazität sprach. Deshalb fordern 
wir die akademische Lehrerbildung. Wir verkennen 
nicht die Gefahren, die diese akademische Lehrer­
bildung in sich schließt, die Gefahr vor allem, daß 
der akademisch gebildete Lehrer nicht mehr die 
Kraft und die Kunst findet, in das Leben.des klei­
nen Kindes hinunterzusteigen, 

(Sehr richtig!) 

und daß gar mancher es unter seiner Würde hält, 
den Anfängern, den Sechs-, Sieben- und Achtjähri­
gen die Grundlagen des Lesens, Schreibens und 
Rechnens beizubringen, Dinge, über die man heute 
so leicht hinweggeht und die trotzdem da sind und 
die der Mensch auch in Zukunft allewege brauchen 
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wird. Ich bin kein Verfechter der heiligen Trias 
und bin .der Letzte, der nicht zugibt, man müsse 
dem Kinde den gesamten Horizont, das gesamte 
Wissen, die gesamte Welt aufschließen, ·aber ich 
bin der Meinung, man muß dem Kinde zunächst 
die Grundlage geben, mit der es bestehen kann für 
und für. 

In diesem Zusammenhang eines: Warum diese 
Selbstentäußerung, warum begeben wir uns unse­
rer schönen deutschen Schrift, warum verleugnen 
wir dieses althergebrachte Kulturgut? 

(Sehr gut!) 

Schauen wir nur die jetzigen Schrifttypen an, die 
wir heute in den Klassen finden, diese verwischten 
Schlangenlinien, diesen Niederschlag und Ausdruck 
der ganzen Verwaschenheit der gesamten Begriffe 
von Kultur und Arbeit, den Sie im Volk und im 
Lande finden. So schaue ich die Dinge nüchtern an. 

Darüber hinaus soll das Kind die Weite des 
Lebens kennenlernen, und wir sind auch dafür, daß 
zum Beispiel Soziologie als Bildungs- und Lehr­
prinzip, vielleicht als Bildungsfach an den Volks­
schulen eingeführt wird. Die Halbbildung, die dem 
Lehrer anhaftet, war immer der Makel, weshalb 
man ihn als Menschen zweiter Klasse hingestellt 
hat. Daraus resultiert seine geringe Schätzung, und 
das machte ihn innerlich unfrei und machte ihn 
automatisch zU:m Revolutionär gegen a1Ie cHejeni­
gen, die ihm die höhere Bildung versagten, 

Man komme uns nicht damit, daß die fiskalischen 
Auswirkungen usw. so groß seien, daß sie der Staat 
nicht zu tragen vermöchte. Uns sind Lehrer, die 
unsere Kinder zu sauberen Menschen erziehen, 
lieber als Steuerfahnder, denen man Millionen 
nachwirft für ihre etwas sonderbare Tätigkeit. 

(Abg. Kiene: Die aber leider notwendig sind, 
damit man die Lehrer bezahlen kann!) 

- Wenn wir ordentliche Menschen erziehen, Herr 
Kollege Kiene, dann brauchen wir sie vielleicht 
nicht mehr. 

In diesem Zusammenhang wäre. vielieicht noch 
etwas zu sa:gen. Es wäre gar nicht uneben, wenn 
in Zukunft jeder akademische Lehrer - bei den 
Lehrerbildungsanstalten ist das sowieso der Fall -
einige Zeit an der Volksschule tätig sein müßte, 
wenn also auch der Lehrer am Gymnasium usw. ein 
oder zwei Jahre .gezwungen Wäre, an einer Volks­
schule Dienst zu tun, um zu sehen, was Arbeit am 
primitiven Kinde eigentlich ist. 

(Sehr richtig!) 

Damit würde das Verständnis für die schwere und 
verantwortungsvolle Aufgabe unserer Lehrer sicher 
wachsen. 

Die Lehrpläne stellen, ich habe das schon gesagt, 
ein Chaos dar, und es ist Zeit, daß aus diesem 
Chaos allmählich ein Kosmos wird. 

Nun zu unseren Lehrbüchern! Ich bin selbst Vater 
einer hoffnungsvollen Tochter, die in der 5. Klasse 
einer Oberrealschule für Mädchen sich mit Ge­
schichte und Geographie abmüht, auch einer in der 

2. Klasse. Es ist ein Treppenwitz, daß dieses Lehr­
buch an der Oberrealschule für Mädchen das Lehr­
buch der Heeresfachschule für Verwaltung und 
Wirtschaft vom Jahre 1930 ist. Ich habe das Buch 
zu Hause, und mein Fräulein Tochter, 15 Jahre alt, 
ibenützt es. Ich habe nichts dagegen. Warum nicht! 
Aber die Formulierungen und die gesamte Struktur 
dieses Buches, aus Wilhelminischem Geiste geschrie­
ben~ nichts gegen ihn! -, ist doch wirklich nicht 
mehr die Grundlage, um ein 15jähriges Mädchen, 
das einmal die Mutter ihrer Kinder·· werden soll, 
für ihr Leben vorzubereiten. Das Erdkundebuch der 
·2. Klasse, also für 10- und lljährige Mädchen, er­
geht sich in Formulierungen, die zu lösen selbst 
de!'. Lehrerin unmöglich ist, so daß sie sich mit 
Unterstreichungen des Wesentlichen behelfen muß, 
das dann die Schülerinnen auswendig lernen müs­
sen. Wir sind der Meinung, daß beim Schulbuch 
endlich zu etwas ganz anderem übergegangen wer­
den muß, daß wir wegkommen :tnüssen von diesen 
Schulbüchern der Genealogie, der Kriegsgeschichte 
oder der politischen Geschichte. Es interessiert kein 
~ind mehr, wie viele Ludwige, Friedriche und Hein­
riche es gegeben hat. Es wäre viel besser und 
schöner, die Kinder in das Kulturleben der Völker 
einzuführen, anstatt sie lernen zu lassen, wann der 
1. und 2. Dekeleische Krieg, wann die drei Puni­
schen Kriege waren, wann Hannibal über die Alpen 
zog und Cäsar etwas anderes gemacht hat. Das 
müssen sie aber lernen! Das aber, was die Völker 

- formt, die Kulturgeschichte, kommt bestenfalls ein­
mal in einem Lichtbildvortrag zum Ausdruck. Da 
werden Bilder in Diapositiven vorgeführt oder auch 
in anderer Form von Rembrandt oder anderen be­
deutenden Malern und Künstlern, von Architek­
turen und Denkmälern, und das ist dann der Ge­
schichtsunterricht über Kulturgeschichte. Welch 
dankbare Aufgabe eröffnet sich hier! Zeigen Sie 
doch den Kindern die Kulturgüter, die wir in Augs­
burg, in Nürnberg, Salzburg und Straßburg, aber 
auch in Schlesien, in Breslau, im Rheinland und 
droben mit den Ordenskirchen geschaffen haben, 
1zeigen Sie den Kindern endlich auch1 was das 
Handwerk an Kunstwerken geschaffen hat, und 
zeigen Sie ihnen, wie der Mittelmeer-Kulturkreis 
entstanden ist, wie von Osten her allmählich eine 
Flut und eine Welle der Kultur über Hellas nach 
Rom ging, und zeigen Sie ihnen aber auch die Kul­
tur der Leute drüben um Hannibal, und wie sich 
das alles auswirkte auf das Mittelmeer und dann 
weiter nach dem Westen. 

(Zuruf) 
- Das verstehen Sie nicht! Daniit schaffen Sie die 
Grundlage zu einer Verständigung unter den Völ­
kern. Ziehen Sie einen Kulturquerschnitt und zei­
gen Sie, was in der gleichen Zeit sich in Frankreich 
und in Deutschland und in Italien getan hat! 

(Abg. Stock: Wenn der Kollege das niCht 
versteht, dann ist er eben auch ein Opfer 

der falschen Erziehung.) 

- Richtig! Wo finden die Werte, die das Handwerk 
geschaffen hat, überhaupt noch eine Würdigung, 
wo werden sie gelehrt? Höchstens kümmerlich in 
den Berufsschulen! 

(Abg. Kiene: Nationalmuseum!) 
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- Wie heißt es da vom Münchner? Waren Sie 
schon drin? - Nein, wir haben es ja sowieso: 

(Abg. Kiene: Halten Sie die Münchner nicht 
für so dumm, sonst kommen Sie auf falschen 

Boden!) 

Ein Volk wächst, lebt und wirkt in seiner Kultur 
und in seiner Kulturgeschichte, nicht nur in seiner 
politischen und seiner Kriegsgeschichte. Aus die­
sem Wissen um das kulturelle Ringen der Völker 
heraus wäre die Verständigung unter den Völkern 
leichter al$ über den Schuman- und Pleven-Plan. 

(Sehr richtig!) 

Unter· dem Fachlehrerprinzip ertrinken allmäh­
lich unsere Kinder. Der Stoff wächst ins Ungemes­
sene. Jeden -Tag kommen neue "Forderungen der 
obersten Schulbehörden, jeden Tag kommen neue 
Aufgaben. Vor nicht langer Zeit wurde im kultm'­
politischen Ausschuß bekanntgegeben, daß 70 bis 
80 Prozent der Kinder Nachhilfeunterricht nehmen 
müssen, weil die Lehrer nicht mehr in der Lage 
sind, den Stoff zu bewältigen, und kein Kind die­
sen Stoff in sich aufnehmen kann. "Beide kommen 
in Bedrängnis. Beiden ist nur zu helfen durch eine 
Vereinfachung der Stoffpläne und durch ordent­
liche Schulbücher. Non multa, sed multum -
Weniges, das aber gründlich, nur dann kommen 
wir weiter. 

Über die Berufsschulen ist bei Beratung des 
letzten Haushalts schon ausführlich gesprochen 
worden. Wir billigen und unterstützen alles und 
jedes, was der beruflichen Ausbildung sowohl der 
landwirtschaftlichen wie der gewerblichen Jugend 
dient. Wir sind dafür, daß der Staat größtmögliche 
finanzielle Mittel zur Verfügung stellt, um das Ge­
werbe zu ·erhalten; denn von ihm bezieht der 
gleiche Staat ja auch die Steuern. Wir wünschen, 
daß die landwirtschaftlichen Berufsschulen in das 
Ressort des Herrn Kultusministers übergehen. 

(Abg. Kiene: Tatsächlich?) 
- Gewiß! 

(Abg. Kiene: Da möchte ich nicht Ihre Bauern 
hören!) 

- Das hat mit den Bauern nichts zu tun. 

Und nun zum Junglehrer~Elend! Wollen wir die 
Junglehrer, die im Kriege waren und in der Kriegs­
gefangenschaft gehungert haben, weiterhin mit 
ärmlichen Unterstützungen hungern lassen? Wir 
sind der Meinung, daß hier großzügig verfahren 
werden muß. Geben Sie also gerne, reichlich und 
schnell! 

Was die Universitäten anlangt, so sind auch wir 
der Meinung, daß man die besten Kräfte an un­
sere deutschen und vor allem unsere bayerischen 
Universitäten wieder heranziehen muß. 

(Dr. Schier: Regensburg!) 

- Regensburg ist noch keine Universität, und über 
ihre Schaffung und Berechtigung kann man zweier­
lei Meinung sein. Es geht aber unserer Auffassung 
nach nicht an, daß nun jeder Prominente aus der 

Wissenschaft eine Schar von Assistenten mit sich 
ziehen muß. 

(Beifall) 

Wir sind vielmehr der Meinung, daß auch unter 
den heimischen Kräften gute Leute zu finden wä­
ren. Wir sind für die Zuziehung der besten Kräfte 
deshalb, weil unsere Universitäten auch wieder 
einmal Stätten werden müssen, in denen die Aus­
länder ihre Bildung suchen. Seit dem Dritten Reich 
ist der Austausch und der freiwillige Besuch der 
deutschen Universitäten unmöglich geworden. Ich 
weiß nicht, wie der augenblickliche Stand in dieser 
Beziehung ist. Die Bedeutung dieses Austausches 
liegt nicht nur auf dem Gebiete· der Kultur, son­
dern auch auf dem Gebiete der nackten Wirtschaft. 
Das Ausland wird ja nur die geistige Elite schicken, 
um sich nicht zu blamieren, und wenn dann diese 
jungen Studenten eines Tages wieder heimkehren, 
dann werden sie künden, was sie in Bayern ge­
sehen und erlebt haben. Nur durch solche persön­
lichen Bindungen werden dann wirtschaftliche 
Verhandlungen ermöglicht und erfolgreich gestal­
tet werden. Auch deshalb brauchen wir also die 
besten Kräfte an unseren Universitäten. 

Auch wir unterstützen den Gedanken der Volks­
. hochschulen, zumal gerade sie die Träger, und 

zwar die besten Träger echter Volksbildung, sein 
können. 

Den Ausfall des Herrn Kollegen von Rudolph 
bezüglich des Herrn Volkholz möchte ich nicht quit­
tieren mit ein paar anderen Beispielen, die sich 
aµs Naila anbieten. 

(Abg. von Rudolph: Ich habe nicht gewußt, 
daß Sie sich mit Volkholz solidarisch er­
klären; er geht Sie doch nichts mehr an!) 

- Ich bin nicht solidarisch mit Volkholz; ich habe 
ihn ja kaum kennengelernt. Jedenfalls sind wir 
der Meinung, daß dem Volkshochschulgedanken, 
wie es in Schweden der Fall ist, ein volles Maß von 
Unterstützung zukommen soll. bas Lehrgut dieser 
Volkshochschulen soll aber auch jedenfalls volks­
tümlich sein. Die Lehrweise und der Lehrinhalt 
soll sich in der Atmosphäre und nicht in der Stra­
tosphäre bewegen; denn von ihr hat der kleine 
Mann, der in die Volksschule geht, nichts. Mit 
hochwissenschaftlichen Ausführungen kann er 
nichts anfangen, ·weil ~hm die Grundlagen für 
die Erkenntnis dieser Dinge überhaupt. fehlen. · 

Für die Jugendpflege sind 450 000 DM ausge­
worfen worden. ·Das für die gesunden Kinder! Ich 
weiß nicht,· wie hoch der Etat des Herrn Innen­
ministers war. Die Summe, die er für ähnliche 
Zwecke ge"Qen wollte, balanciert um 18 Millionen 
herum. Nicht minder hoch sind aber die Ausgaben, 
die er für gefährdete, kriminelle, gefallene Jugend­
l~che benötigt. Ich gehe einig mit Herrn Ritter von 
Rudolph, daß hier die Prophylaxe besser ist als 
späteres Experimentieren am kranken Körper. Es 
wäre besser, diese Mittel, ausreichende Mittel, 
großzügig für die Pflege der gesunden Kinder zu 
verwenden, anstatt sie für geistig, charakterlich 
und sonst anfällige oder gefährdete Kinder ver­
wenden zu müssen. 
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Ein Mittel hierzu dünkt mich der gute Film und 
beste Büchereien und vielleicht die Ausgestaltung 
der Lichtbildstelle Bayern-Süd in München1 und 
Bayern-Nord in Bayreuth. Neue Filme müssen 
her! Mit den alten Schinken locken Sie auch die 
Schulkinder nicht mehr hinter dem Ofen hervor. 

In bezug auf die verschiedenartige Wertung der 
kulturellen Forderungen und Wünsche der Provinz 
und der Landeshauptstadt München bin ich auch 
Ihrer Meinung. Im außerordentlichen Haushalt 
sind 20 Millionen D-Mark für kulturelle Einrich­
tungen usw. ausgeworfen worden. Davon treffen 
allein 14,5 Millionen D-Mark auf die Stadt Mün­
chen und die nähere Umgebung. Ich weiß nicht, ob 
es nicht auch Nürnberg, Coburg, Bayreuth und 
Würzburg verdienen würden, in ähnlich großzügi­
ger We.ise bedacht zu werden. Wir wollen uns doch 
darüber klar sein: Würzburg war ein Kultur­
zentrum je und je. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Wir haben gar nichts dagegen, daß München den 
Primat in der kulturellen Führung des Landes hat. 
Wir sind aber des Glaubens, daß es gut anstünde, 
wenn auch in Nordbayern ein Kulturzentrum in 
Nürnberg Stätte, Pflege und Unterstützung fände; 
denn Nürnberg ist es wert. Das hat es in der Ge­
schichte bewiesen. 

Wir sind aber ~uch der Meinung, daßdem -küI~--· 
turellen Bedürfnis der Provinz nach wahrer, ech­
ter, guter und großer Kunst Rechnung getragen 
werden muß. Ich bin dankbar als Bayreuther, daß 
Bayreuth eine Unterstützung findet. Ich bin dank­
bar, daß die Festspiele in der Luisenburg bei Wun­
siede~ wieder aufgeführt werden dürfen. Ich wäre 
aber dem Herrn Minister dankbar, wenn er aus 
der Ausfallbürgschaft für diese Festspiele in Wun­
siedel einen festen Zuschuß machen könnte; denn 
diese Festspiele sind mehr als bloßes Theater. Sie 
sind tatsächlich Bildungsstätte von höchstem Wert 
geworden. Die Festspiele in der Luisenburg be­
suchten früher meist nur Leute des mittelständi­
schen Lebens aus Wunsiedel. Jeder, der es mit­
erleben konnte, wie im vorigen Jahre Tausende 
und aber Tausende von Arbeitern mit Begeisterung 
und Ergriffenheit den Schauspielen Shakespeares, 
Goethes und Schillers gelauscht haben, wie ein 

·Fluidum vom Staatsschauspiel, das . dort wirkte, 
auf das breite Land ausging -=- ganze Betriebe 
haben ihre Menschen gesc;hlossen dorthin ge:­
führt -, weiß, daß der Hunger nach Kultur dort 
groß ist. ·Es besteht die Verpflichtung, diesen 
Hunger zu stillen, und nicht nur für die Fremden 
zu sorgen, die auch in anderer Weise ihr Geld los­
bringen können. 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren! Man 'hat von den 
internationalen Erfolgen der Festspiele in Ans­
bach, in Würzburg, im Sommer in München und 
auch in Bayreuth gesprochen. Sie sind auch ein 
innerdeutscher Erfolg gewesen. Gerade Bayreuth, 
Wunsiedel und Ansbach haben Deutschland auf 
der Ebene der Kultur zusammengeführt zu ge­
meinsamem Schaffen. 

Do, ut des! Herr Minister! Wir Oberfranken, 
Mittel- und Unterfranken zahlen aus den nörd­
lichen Gebieten Bayerns reichlich Steuern. Lassen 
Sie von dem reichen Geldstrodi ein dünnes Wäs­
serlein zurücklaufen· in die fränkischen Gebietet 
Sie werden imseren Dank gewinnen. 

(Abg. Dr. Korff! Der Zahlen sind es genug!) 

Jch komme noch zu einer Zahl, die der Herr 
Minister heute vormittag erwähnt hat. Nur noch 
213 Lehrer sind noch nicht wieder in ihr Amt ge­
kommen. Nach den Ausführungen des Herrn 
Staatssekretärs im Finanzministerium vor vier 
Wochen waren es noch 446. Wir sind dankbar, 
wenn sich in dieser kurzen Zeit eine solche Auf­
lockerung ergeben hat. 

(Zuruf von der SPD: Donnerwetter!) 
- Donnerwetter! Richtig. Ich habe aber eine 
Bitte an Sie, Herr Minister: Lassen Sie sich nicht 
verhärten von einem Mann Ihres Ministeriums, der 
seine Arbeit darin sieht, noch in diesen Tagen oder 
vor ein paar Wochen oder Monaten aus Berlin 
Dokumente herbeizuschaffen, um einem armen 
Teufel, der einmal einen politischen Irrtum be­
gangen hat, das Leben unmöglich zu machen und 
ihn mit Frau und Kind zu erledigen. Setzen Sie 
diesen Mann ein gegen jene, die uns viel verderb­
licher erscheinen, und von deneh wir in den letz­
ten Tagen ein erschreckendes Beispiel in der Zei-

-~tung gelesen haben. Ich meine -jenen Dozenten an 
der Hochschule in Erlangen und Bamberg, der sich 
als Zentralverbreiter von pornographischen Zeit­
schriften entpuppt hat, ein Dozent, der über roma­
nische Philologie liest und nebenbei die „Fioretti 
di San Francesco", die „Blümlein des Heiligen 
Franziskus" interpretiert. Setzen Sie Ihren Mann 
gegen diese Leute an, dann wird unser' Volk bald 
wieder gesunden! 

(Bravo!) 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß! Wir stimmen dem Haushalt zu, weil hier 
Gelder gegeben werden für die schönste und, wie 
uns dünkt, die fruchtbarste Arbeit, die ein Minister 
überhaupt tätigen kann. Um eines aber, Herr Mini­
ster, möchte ich Sie ·bit.ten: Kommen Sie endlich 
aus dem Status des Improvisierens heraus zu For­
men klarer organischer Planung, damit endlich 
Ruhe in die Schule und in den gesamten Lehr­
körper hineinkommt. Lassen Sie endlich die hek­
tischen Züge, die das Ganze noch trägt, einmal 
weg! 

Eine Bitte habe ich. noch an Sie, Herr Minister: 
Raffen Sie sich auf zu der Größe, die innere Frei·­
heit gibt, die der wahre große Mann zeigt: zur 
Größe ehrlicher und guter Toleranz! 

(Lebhafter Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu einer außerhalb 
der laufenden Debatte liegenden Angelegenheit 
nimmt der Herr Ministerpräsident das Wort. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Herr Präsident, 
meine Damen, meine Herren! Ich bitte, die Debatte 
über den Kultusetat für einige Minuten unterbre­
chen zu dürfen und rhir für kurze Zeit Ihre Auf-
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tnerksamkeit zu schenken. Mir wurde aber eine 
Nachricht auf den Tisch gelegt, die ich nicht un­
widersprochen lassen möchte, weil auch der Land­
tag an ihr erheblich interessiert ist. Ich möchte in 
diesem Kreise zu dieser Nachricht eine kurze Er­
klärung abgeben. 

In der heutigen Nummer der „Mainpost" steht 
in Fettdruck an erster Stelle: 

Ehard droht mit Rücktritt. 
Bayerns Ministerpräsident Dr. Ehard drohte 

in einer Koalitionsbesprechung mit seinem 
Rücktritt als Regierungschef, falls die Vollver­
sammlung des Landtags den Antrag des Auer­
bach-Ausschusses, beim Bundesverfassungs­
gerichtshof gegen die Staatsregierung wegen 
Nichtvorführung Auerbachs zu klagen, waht­
mache. Dieser Beschluß war von allen im Aus­
schuß vertretenen Parteien gefaßt worden. 

Es ist denkbar, daß vor allem die Sozial­
demokraten unter dem Druck dieser Drohung, 
die eine Neubildung der Regierung - evtl. 
mit der Bayernpartei an Stelle der SPD - zur 
Folge hätte, von ihrer Haltung im Ausschuß 
abgehen. 

(Abg. Dr. Korff: Deshalb diese so sanfte 
Opposition!) 

Meine Damen und Herren! Ich kann Sie versichern, 
daß diese Nachricht von Anfang an bis zum Ende 
frei erfunden ist, möchte aber dazu doch meine 
Meinung ganz deutlich zum Ausdruck bringen. 

Es besteht nun einmal eine Meinungsverschie­
denheit über die Rechtsauffassung „ zwischen dem 
Gericht auf der einen Seite und dem Auerbach­
Ausschuß auf der anderen Seite. Diese Rechtsauf­
fassung· wird, ·soweit ich es sehe, vom Ausschuß 
einstimmig vertreten. Da gibt es keine andere 
Möglichkeit als eine Entscheidung des Verfassungs­
gerichtshofs herbeizuführen, sei es nun die des 
Bundesverfassungsgerichtshofs ode.r des bayeri­
schen Verfassungsgerichtshofs. Ich kann. Sie ver­
sichern, daß ich der allerletzte bin, der das etwa 
verhindern wollte. Ich bin im Gegenteil der Mei­
nung, daß es notwendig und richtig ist, eine solche 
Streitfrage schiedlich und friedlich vor einem Ge­
richt auszutragen, das letzten Endes eine Autorität 
hat, der man sich auf allen Seiten fügen muß. 

Ich kann Sie versichern, daß diese Nachricht ganz 
und gar erfunden ist, möchte dazu aber keine Be­
merkung machen, aus welchem Grund und woher 
sie gekommen ist. 

Ich darf aber beifügen, daß diese Meinung von 
mir nicht für meine Person allein vertreten wird, 
sondern daß sie das Kabinett, und zwar einstim­
mig, vertreten hat und noch vertritt. 

(Beifall - Abg. Dr. Baumgartner: Das ist 
ein Blatt der CSU!) . 

- Das ist mir gleich, welches Blatt das ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Im Rahmen der 
.Aussprache zum Etat des . Kultusministeriums 
spricht der Vertreter der Fraktion des BHE, Herr 
.Abgeordneter Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (BHE): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Auch dieses Mal besteht meines 
Erachtens infolge der knapp bemessenen Zeit und 
infolge ·der Tatsache, daß die eingeplanten Geld­
mittel bereits ausgegeben sind, und wir uns über­
dies in der nächsten Zukunft über kulturpolitische 
Fragen bei der Vorlage des neuen Haushalts zwei­
fellos werden unterhalten müssen, keine dringliche 
Veranlassung und keine ausreichende Möglichkeit, 
zu a 11 e n kulturpolitischen Grundsatzfragen ein­
gehend Stellung zu nehmen. Ich halte es daher 
nicht für richtig, etwa die Frage der Unterhöhlung 
der Kulturhoheit der Länder, die Frage der Be­
kenntnis- oder Simultanschule, der Lehrerbildung, 
des Schulorganisationsgesetzes usw. eingehend zu 
besprechen. 

Ich möchte mich auf die Fragen beschränken, die 
uns, der Partei der Heimatvertriebenen und Ent­
rechteten, besonders am Herzen liegen, und möchte 
vor allem die sich daraus ergebenden Wünsche, 
Bitten und Anregungen verlautbaren, und zwar im 
Anschluß an das Referat des Herrn Staatsmini­
sters und an die Debatte, die in ausgedehnter und 
eindringlicher Weise im Haushaltsausschuß geführt 
wurde. 

Wir sind uns dabei vollkommen bewußt, daß die 
Finanzdecke des Landes im allgemeinen und so­
mit auch, als Spiegelbild des Ganz.en, im einzelnen 
beim Haushalt des Staatsministeriums für Unter­
richt und Kultus kurz und eng ist, so daß die Not­
wendigkeit besteht, im Sinne eines Schwerpunkt­
programms, einer Art Prioritätsskala, alle Kräfte 
nach den wichtigsten und notwendigsten Punkten 
hinzulenken. 

Vorweg möchte ich all denen Dank und An­
erkennung aussprechen, die sich in einem uns ver­
wandten Sinne im kulturpolitischen Felde der . 
Folgeerscheinungen unserer größten völkischen 
Katastrophe, nämlich der Heimatvertreibung von 
nahezu 16 Millionen deutscher Menschen und des 
Zusammenbruchs des deutsch - abendländischen 
Kulturdamms im Osten, bewußt waren und diese 
Katastrophe richtig bewertet haben, und die auch 
die kulturellen Folgeerscheinungen dieser Kata­
strophe in Bayern zu mildern versuchten. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren, 
vorweg eine ein1eitende, ich möchte ·sagen: gvund­
sätzliche Feststellung! Wir halten d!ie Heimatver­
treibung und die damit zwangsfäufig verbundene 
Entrechtung von Millionen deutscher Menschen im 
Zuge unserer größten geschichtJichen Katastrophe 
- ddes ist eine Erkenntnis nicht nur a1ler Einsich­
tigen des Inlandes, sondern auch eine langsam im­
mer größer werdende Erkenntnis des Auslandes! -
für mitbedingt durch einen - auch kulturpoliti­
schen - satanischen Plan des Kfemls von unge„ 
heurem und ibedeutungsschwerem · Ausmaß. Wir 
sind der Meinung, daß man ibewußt rdi:e Zerstörung 
sozialer und wirtschaftlicher, durch Jahrhunderte 
hindurch gewachsener Leibensräume ·von Millionen 
deutscher Menschen mit der Vernichtung ihrer kul­
turellen, ·ebenso nahezu ein Ja'hrtausend a'lten Le­
bensräume · verbinden wollte. Man hat dies ge­
macht, um als Folgeerscheinung dieser politischen 
Handlung tödEche Gefahren für unser gesamtes 
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Volk heraufzubeschwören. Es sollte ein sozialer 
Niveauabrutsch, verbunden mit Vermassung, Ver­
proietarisierung, Radd.J:salisierung und damit Ent­
stehung des Nährbodens jedes bolschewistischen 
Welteroberungspl1anes auch mit einem geistigen, 
seeÜschen und kulturellen Niveauverlust von Mil­
lionen deutscher Menschen verknüpft werden -
dadurch, daß man siie nicht nur aus ihrem sozialen, 
wirtschaftlichen und materieHen Gefüge herausriß, 
sondern auch aus kulturell organisch gewachsenen 
Lebens.räumen. Auch hinsichtlich der Erziehung, 
der Kunst und Wissenschaft, der VolksibHdung und 
des Schulwesens entwurzelt, wollte man sie hinein­
pressen in ein ausgebombtes,- wirtsch•aftlich ausge-
1Mutetes und die tiefste Katastrophe seiner Ge­
schichte durchlebendes Deiutschland und sie so auch 
seelisch-geistig zur Vermassung bringen, zur Los­
lösung vom christlich-abe:g.cj.ländischen Kulturbe­
reich zwingen. Man wollte Millionen, auch kultu­
reH, zum Unruheelement im Sinne der materia­
listischen Doktrinen der weltbolsch·ewistischen Ziel­
setzungen maChen. Wir Heimatvertriebene - das 
möchte ich auch hier von dieser Stelle aus betonen 
- wollen aber nicht kultureller Flugsand, geistig­
seelisches Strandgut im Sinne von Emigranten und 
Exulanten sein. Wir wollen kein Zersetzungsele­
ment bilden, geschweige denn Totengräber der 
deutsch -abendländischen K ul turmi:ich te_ s_ein, j en.e.r 
Kiulturmächte, die gerade wir im Osten Aug in Aug 
mit dem nationalen Gegner durch J•ahrhunderte 
hindurch von Generation zu Generation verteidigt 
haben, indem wir um unsere Sprache, Schule und 
deutsch·e Art gerungen und mit unserer Sprache 
un;d uns·erer Schule d!ie christlich-abendländische 
Welt verteidigt haben, die wir immerdar zu vertei­
digen bereit sind. Wir wollen auch im kulturpolitd.­
schen Bereich diesen ibolsch·ewistischen Plan zu­
nichte machen. Diesem W!i.llen, verbunden mit einer 
Eingliederungsbereitschaft auch im kulturellen 
F1eld, wollen wir dienen. Es ist notwendig, zu sagen, 
daß uns die Realisd.erung dieses Willens nicht im­
mer leicht gemacht wurde. Denn es muß bekannt 
werden, um der Wahrheit die Ehre zu geben: Hiezu 
ist immer auch seitens der Menschen, die nicht von 
gleichem, auch kultureUem Katastrophenschicks1al 
betroffen sind, die also nicht hundertprozentig ein 
Gleiches wie wir durchlebt haben, ein ehrlicher 
Wille zu einem - wie ich es immer nenne -
kulturellen Lastenausgleich nq.twendig, der den 
Schwerpunkt der kulturpolitischen Tat in kulturel-. 
ler Hilfe und W!i.ediergutmachung für all die Men­
schen sieht, die aus fürer ost- und südostdeutschen 
Kulturwelt herausgerissen wurden. 

(Abg. Dr. K;eller: Sehr gut!) 

Dies aber erfordert nicht nur eine neuartige, eigen­
artige, zeit- und umständebedd.ngte kulturpolitische 
Einsicht, sondern auch einen auf einer - so möchte 
ich es nennen - Revolution der Herzen gegründe­
ten Willen, welcher nicht einfach dort einsetzen 
darf, wo man vor 1933 aufgehört hat. Es ist ein 
Wandel im Denken notwendig, der immer auch un­
sere Katastrophenjahre bedenkt, der immer darauf 
ausgeht, neuartige Wege zu gehen und in frucht-

ibarstem E1inklang mit ;allem Guten von gestern und 
vorgestern und mit allen bewahrungswürdigen For­
men !kulturellen Lebens im besten Sinne des Wor­
tes fortschre!i.ten muß. Anstatt rückwärtsgewandter 
Restauration _:._ wenn man es so nennen darf -
und einem sturen Festhalten am Einst und Früher 
treten wir gerade auf Grund des Vorhandenseins 
ganz anderer wirtschaftlicher, sozialer und damit· 
auch kultureller Voriaussetzungen für eine Kultur­
politi.!k erl.n, die diesen Voraussetzungen merk- und 
fühlbar ·zu dienen hat. Daraus ergibt sich unsere 
erste Forderung nach einer stärkeren Betonung der 
ost- und südostdeutschen Kulturmächte, verbunden 
mit einem stärkeren Einsatz noch brachliegender 
Kulturkräfte der heimatvertriebenen Intelligenz. 

Es ist ein wenig beschämend ul1Jd erschreckend 
gewesen, 1als wir a.-us dem Munde des Herrn Staats­
ministers bei den Verihandlungen im Ausschuß ver­
nahmen, daß d:Ue Dozentenschaft nur mit einem 
siebenprozentigen Anteil heimatv·ertrie1bener Do­
zenten erfüllt :i:st. Wenn Sie bedenken, wieviel 
wertvollste Kräfte hier noch 1brach l!i.egen, wenn 
Sie daran denken, wieviele Hochschullehrer und 
Dozenten der ostd!eutschen Universitäten - von 
Köi:;tigsberg über Breslau, Prag und Brünn hinun­
ter nach dem 1Südosten! - noch 1zum Teil ohne 
jegliche AI"beit und Brot sich kümmerl!i.ch durcp­
schlagen· und in ihrer kulturellen Wirkungsmög­
lich!keit gehemmt sind, so meinen wir, daß ihier ein 

--Kiapita.l brach liegt, das zweHelilos !"eiche Zinsen 
für die gesamte Kulturkraft tragen könnte. 

(Abg. Dr. Keller: Seihr richtig!) · 

Wir begrüßen daher die Bereitschaft des Ministe­
riums, bei der. Auswahl der von den Fakultäten 
vorgeschiagenen Dozenten gerade den Gesichts­
punkt, den ich ·eben skiz:z;ierte, in Zukunft stärk­
stens mitsprechen zu lassen, ebenso die Bereitschaft 
des Ministeriums, die Fakultäten auch bei der Auf­
stellung ihrer VorschLags1isten 'auf dd!esen staats­
politisch wichtigen Grundsatz hinzuw1e:i:sen. Wir be­
grüßen ebenso die in Aussicht genommenen 50 
neuen Dä.ätendozenturen, woibe!i. wir betonen möch­
ten, daß diese Leihrstüthle nicht ad personas gratas 
und :gratissima's geschaffen werden sollen, sondern 
immerdar 'ausschließlich nach der FäMgkeit der 
einzelnen lehrenden Persönlichkeit und auch nach 
den von mir eben aufgezeigten kulturpolitisch not­
wendigen Gesichtspunkten zu besetzen sind. Ich 
möchte in aller Klarheit und Deutlichkeit erklären, 
daß in einer Zeit, da man - wir haben es heute 
.gesehen - von der Errichtung einer vierten Lan­
desuniversität spricht - im übrigen ist es noch 
nicht so lange her, da sprach man sogar von der 
Errichtung einer ostdeutschen Univ1ersität ü.n Bay­
ern -, dieser von uns vorgetragene Standpunkt 
nicht nur ausgesprochen, sondern auch respektiert 
werden muß. 

(Abg. Dr. Keller: Sehr richtig!) 

Unser Ja zu einer solchen Universität bleibt an die 
Erfüllung der eben skizzierten diesbezüglichen be­
rechtigten Wünsche gebunden. 

Weniger entzückt sind wir von der Absicht, im 
nächsten Jahr im Titel 103 A f, Betreuung von 
außerbayerischenHochschullehrern, statt 100 000 DM 
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nur mehr 30 000 DM auszuwerfen. Wir wissen wohl, 
Herr Staatsminister, daß da gewisse Folgen des 
Gesetzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes herein­
spielen. Wir wissen auch, daß der Personenkreis 
zum Teil Personen nicht-deutscher Herkunft um­
faßt. Wir sind aber doch mit der allzu starken Re­
striktion dieses Betrages nicht einverstanden. Eben­
sowenig freut uns - auch das sei nicht verhehlt-, 
daß der Zuschuß zur Abhaltung von Ferienkursen 
für deutsche wie ausländische Studierende den 
lächerlich geringen Betrag von nur 5000 DM auf­
weist. Auch den Ausfall des Titels 300, Darlehens­
gewährung an bedürftige Letztsemester-Studenten, 
halten wir für sehr betrüblich. Zum mindesten 
wäre es notwendig, gewisse Übergangshilfen im 
Interesse gerade dieser Studenten zu treffen. 

Die kulturelle Hilfe für die Heimatvertriebenen 
außerhalb und innerhalb der Lager .ist - ich deu­
tete das schon an - unseres Erachtens eine staats­
und kulturpolitische Aufgabe ersten Ranges. Ge­
rade im Sektor des Volksbildungswesens, der -
wie gesagt wurde - so nötigen kulturellen Breiten­
arbeit der Erwachsenenbildung, ist vieles in Rich­
tung auf die kulturelle Arbeit der Heimatvertrie­
benen anhängig. Ich möchte darauf hinweisen, daß 
bislang die Heimatvertriebenen ihre kulturelle 
Arbeit eigentlich fast allein durch Selbsthilfe auf­
rechterhalten haben, außerhalb der schulischen und 
staatlichen Instanzen. Ich möchte daran erinnern, 
daß die ost- und südostdeutschen Landsmannschaf­
ten, der „Bund ·der vertriebenen Deutschen", aus 
-Selbsthilfe heraus - mühsamst bis zu den klein­
sten Ortsverbänden hinab! - das kulturelle Erbe 
der verlorenen Heimat zu erhalten bestrebt sind, 
und daß hier sehr oft· ein Unter-die-Arme-greifen 
des Staates notwendig wäre, um dieser Aufgabe 
nachkommen zu können. Die Bedeutung dieser Be­
mühungen, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, brauche ich Ihnen nicht vor .Augen führen: Es 
geht hier um die Erhaltung der kulturellen Eigen­
substanz deutscher Volksgruppen. Wir halten die 
Erhaltung dieser Eigensubstanz für eine Voraus­
setzung des von uns ebenso gewünschten Brücken­
schlags zur Volkskultur der heimatverbliebenen 
Binnendeutschen auf der Basis der gesamtdeutschen 
Kultur. 

(Abg. Dr. Keller: Sehr richtig!) 

Eine systematische Erwachsenen- und Jugend­
bildung darf nicht allein - so meine ich - den 
kommunalen Gremien und dem privatorganisatori­
schen Kulturwillen überlassen werden, im Falle 
der Heimatvertriebenen nicht den überparteilichen 
Bünden, die sowieso finanziell schwer ringen. Wir 
begrüßen in diesem Zusammenhang die Erhöhung 
der Ansätze der Titel 217 und 218 des Kapitels 475. 

Ich möchte in diesem Zusammenhange nochmals 
auf eines hinweisen, was ich schon im Haushalts­
ausschuß ausgesprochen habe: daß der .geistige, der 
kulturelle Hunger ganz besonders der Heimatver­
jagten auf dem flachen Lande sehr groß ist. Be­
denken Sie doch, daß die sinnlose Zerstreuung und 
Verstreuung der Heimatverjagten diese Mens_phen 
nicht nur aus ihren kulturellen Lebensräumen her-

ausgerissen hat, sondern ihnen, wie ich' schon ein­
mal sagte, gar nicht mehr die Möglichkeit gibt, die 
kulturellen Kräfte des bayerisclien Kulturraums 
voll auszuschöpfen. Wenn zum Beispiel ein Mensch, 
der daheim eine gute Bibliothek hatte, in einer 
mittleren Stadt lebte, gewohnt war, im Volks­
bildungsverein mitzuwirken, bzw. als Zuhörer teil­
zunehmen und Theater zu besuchen, nun etwa in 
einem kleinen entlegenen Dorf im Bayerischen 
Wald sitzt, so ist er nicht nur aus seiner kulturellen 
heimatlichen Welt herausgerissen, sondern es ist 
ihm auch fast jede Möglichkeit genommen, an den 
Kulturkräften dieses so kulturstarken Landes -
nehmen wir einmal an: an Theater- und Sym­
phoniekonzertbesuchen in München oder in einer 
anderen Großstadt - jemals teilzunehmen. Hier 
ist also dieser kulturelle, dieser geistige Hunger 
begreiflicherweise noch größer, als es im Durch­
schnitt üblich ist; ihn zu stillen, ist unserer Auf­
fassung nach nicht bloß eine Aufgabe kommunaler 
Instanzen, sondern auch eine Aufgabe des Staates. 
Ihn zu stillen ist darüber hinaus meiner Meinung 
nach ein wichtiger Beitrag zur Sicherung der 
abendländischen freiheitlichen Welt christlicher 
Prägung im Zeichen der von uns allen gewünsch­
ten moralischen Aufrüstung dieses Erdteils, einer 
Aufrüstung, die vielleicht sinnvoller und · notwen­
diger ist, als Aufrüstungen militärisch.er und mate­
rieller Art. 

(Abg. Dr. Keller: S_ehr richtig!) 

Ich habe mich daher gefreut, als es aus dem Hilfe­
leistungswillen aller Fraktionen heraus im· Haus­
haltsausschuß gelang, gerade im Falle etwa der 
Bamberger Symphoniker die Möglichkeiten einer 
größeren Hilfe zu schaffen, - jener Bamberger 
Symphoniker, die ein Beispiel für unseren Willen 
sind, uns zum Ruhm und zum Segen des ganzen 
bayerischen Landes und des deutschen Vaterlandes 
kulturell einzugliedern. Hier ist aus Selbsthilfe, 
aus Opfersinn und Entbehrung heraus tatsächlich 
ein Klangkörper geschaffen worden, der den Namen 
Bayerns und unseres westdeutschen Bundesstaates 
in alle Welt hinausträgt. Ich darf daher von dieser 
Stelle aus die Staatsregierung nochmals bitten, alle 
Möglichkeiten einer höheren Dotierung gerade die­
ses hervorragenden Klangkörpers, der zu 60 oder 
70 Prozent aus Heimatvertriebenen, aus den Prager 
Symphonikern, besteht, im kommenden Haushalts­
plan wohlwollendst zu prüfen. 

Meine Damen und Herren! Die organisatorische 
Gesamtstruktur d~s bayerischen Schulwesens fin­
den wir nicht besonders glücklich. Bitte, seien Sie 
mir nicht böse, wenn ich· Ihnen ehrlich sage, daß 
wir, die wir aus dem Schulkreis der alten öster­
reichisch-ungarischen Monarchie und der Tschecho­
slowakei kommen, der Organisation des ganzen 
bayerischen Schulwesens ein wenig hilflos, ein 
wenig enttäuscht und manchmal erschrocken gegen­
überstehen. Wir wissen, daß diese Organisation ver­
fassungsgebunden ist. Aber wir haben auch immer 
wieder betont, daß wir viele Schwierigkeiten, die 
im schulischen Sektor erwachsen, gerade auf diese 
nicht ganz glückliche organisatorische Gesamt­
struktur zurückführen: auf die übergroße Dezen­
tralisation, das Neben- und Ineinander von Staat 
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und kommunalen Verbänden. Gerade bei der Be­
handlung des Berufsschulgesetzes sehen wir, wie 
kompliziert die Materie auf Grund dieser Tatsache 
wird. Daher auch die Zuschußmiseren. All das sind 
unseres Erachtens eher hemmende als etwa förder­
liche Erscheinungen. Daraus ergibt sich ja eines 
der Hauptprobleme, nämlich die Zuschüsse für 
nichtstaatliche höhere Schulen und Mittelschulen, 
also für nahezu 70 000 Schüler, im Zusammenhang 
mit der absoluten Schulgeldfreiheit. Sie wissen, daß 
auf diese Weise eine Demontage der kommunalen 
höheren Schulen dröht, wenn wir nicht - und das 
möchte ich betonen - den Mut zu einer Änderung 
des Gesetzes über die Schulgeld- und Lernmittel­

·freiheit finden. Dieses neue Gesetz wird - das 
möchte ich gleich sagen - ein soziales Gesetz sein 
müssen. Ich kann mir vorstellen, daß es möglich 
sein' muß, die begüterten und reichen Eltern für 
die sozial schwachen und schwächsten Kinder mit­
aufkommen zu lassen. 

(Zuruf von der CSU: Der Meinung sind wir 
auch!) 

Ich erinnere mich, daß es in dem Schulsystem, in 
dem ich selbst groß geworden bin, keineswegs eine 
Schande war, ärmer zu sein als die anderen. Es 
war eine Selbstverständlichkeit, daß nahezu drei 
Viertel der Schüler vom Schulgeld befreit waren, 
und eine ebensolche Selbstverständlichkeit war es, 
daß die begüterten und reichen Eltern für ihre 
Kinder Schulgeld zahlten und damit nach dem 
Motto „Einer trage des anderen Last" auch den 
befähigten ärmeren, sozial schwachen und schwäch­
sten Kindern hilfreich unter die Arme griffen. In 
dieser Hinsicht kann man meines Erachtens einmal 
einen etwas anders gearteten Lastenausgleich im 
Zeichen einer dringlichen Neuordnung durchführen. 
Daß sie dringlich ist, das zeigen die Folgeerschei­
nungen, die sich aus dem Gesetz über die absolute 
Schulgeldfreiheit ergeben haben. Man sollte in 
unseren Zeiten nicht einer an sich begrüßenswerten 
und richtigen Ide~ halber so 'stur sein, daß man die 
unangenehmen Folgeerscheinungen wegen des Fest­
haltens an dieser Idee einfach in Kauf 'nimmt. 

Eine Fülie allgemeiner Probleme bedrückt auch 
uns, zum Beispiel die Schulraumnot, die mangel­
hafte Besoldung der Lehramtsanwärter, die unge­
nügende Besoldung der Handarbeitslehrerinnen, 
die Kindergartenfrage und ebenso die Probleme 
der Jugendpflege. Besonders möchten wir die Mit­
teilung des Herrn Staatsministers begrüßen und 
dankbarst unterstreichen, daß der Anteil der hei­
matvertriebenen Volksschullehrer 24 Prozent be­
trägt, also dem Landesdurchschnitt entspricht. Wir 
möchten ihm ebenso für die uns zugesagte groß­
zügige und rascheste Verbeamtung der Flüchtlings­
lehrer danken. Ebenso positiv möchten wir den im 
kommenden Haushalt für Kapitel 436 Titel 104 vor­
gesehenen Ansatz voh 3,1 Millionen D-Mark be­
werten sowie die Absicht, irrt kommenden Etatjahr 
mindestens eine Million D-Mark für Jugendpflege 
im weitesten Sinn des Wortes auszuwerfen; denn 
auch wir sind der Auffassung, daß eine Abhängig­
keit dieser Jugendpflege von der Mittelauswerfuhg 

des immerhin labilen Fußballtotos ein herabwürdi­
gender und auch letztlich ein ebenso unsicherer 
wie unmöglicher Zustand ist. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Zusätzlich möchte ich noch um einen verstärkten 
Einbau der kulturellen Schätze, Mächte und Kräfte 
des deutschen Ostens und Südostens in unser Bil­
dungs- und Erziehungswesen bitten, und zwar hin­
sichtlich der Schulbücher, des Lehrstoffes und der 
Lehrpläne. Wir halten es für notwendig, daß der· 
reine Unterricht durch Ausstellungen, Lichtbilder­
vorträge und die Ausschöpfung aller weiterbilden­
den Möglichkeiten unterstützt und geweitet wird. 
Es soll ja nicht nur den heimatvertriebenen Kin­
dern ihre Heimat in Ergänzung des Elternhauses 
auch durch die Schule nahegebracht werden; es 
soll vor allem, im Sinne eines Brückenschlags, den 
heimatverbliebenen Kindern gezeigt werden, welche 
kulturellen Kräfte und Schätze dem gesamtdeut­
schen Volke verlorengegangen sind. Ich möchte bit­
ten, daß man mehr als bisher die bereits bestehen­
den Kulturgemeinschaften der Heimatvertriebenen 
zur Unterrichts- und Bildungsgestaltung und zur 
Unterric:hts- und Bildungsverwaltung heranziehen 
sollte. Daran möchte ich ferner die Bitte schließen, 
daß man eine großzügige Handhabung der ein­
schlägigen Bestimmungen beim Einbau der heimat­
vertriebenen Erzieher- und Lehrerschaft sowie der 
nichtbinnend~utschen Intelligenz walten lassen 
sollte. Es ist wichtiger, ein Zeichen einer in unse­
rem Sinne notwendigen Haltung an den Tag zu 
legen, als auf dem i-Pünktchen irgendeines Zeug­
nisses oder irgendwelcher Fristen herumzureiten. 

Heute ist schon sehr oft von der Schwerpunkt­
frage im Rahmen der Gestaltung dieses und jenes 
Haushalts gesprochen worden. Wir halten die Bil­
dung von Schwerpunkten für ;richtig und sind der 
Meinung, daß einer davon der von mir soeben ge­
streifte kulturelle Lastenausgleich ist - und dies .. 
im Sinne eines gerechten und zukunftsträchtigen 
Einbaues der Kulturkräfte der Heimatverjagten in 
die Erziehung, die Wissenschaft, die Volksbildung 
und die Kunst. Dabei darf der Akzent nicht so sehr 
auf der äußeren Ehrung liegen. Wir freuen uns zum 
Beispiel zweifellos darüber, daß Adalbert Stifter 
Einzug in die Walhalla bei Regensburg halten soll. 
Dabei darf es nicht nur bei ehrenden Wortenblei­
ben, sondern die kulturpolitischen Taten sind hier 
das Notwendige, die vom Kleinen ausgehen und im 
Größeren und Größten enden müssen. Im Kleinen 
wäre zum Beispiel die Fürsorge für heimatvertrie­
bene alte Künstler und die Förderung des Heimat-. 
schrifttums des deutschen Ostens und Südostens zu 
nennen; im Größeren und im Großen wäre in dem 
von mir skizzierten Sinn zu handeln, damit wir 
einem kulturellen Niveauverlust ganzer deutscher 
Volksgruppen auch vom Staat, vom zuständigen 
Ministerium her entgegenzuwirken versuchen, um 
eine erschreckend drohende Vermassung von an 
und für sich schon sozial und wirtschaftlich Ent­
wurzelten aufzuhalten. 

Bewußt ausgerichtet nach der abendländisch­
christlichen Kulturtradition deutscher Art, stehen 
wir im Dienst dieser kulturellen Sendung. Wir 
behaupten, daß diese Sendung im sinnvollen Ein-
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klang mit der Pflege und der Stärkung der stamm­
lichen Kulturva1·ianten der einzelnen Länder steht, 
wobei wir auch der Kulturhoheit der einzelnen 
Bundesländer bis zu derjenigen Grenzlinie das 
Wort reden, wo allenfalls durch föderalistische 
Überspitzung gesamtdeutsche Kulturkräfte und 
-ziele gemindert und geschwächt werden können. 
Diese Haltung lehnt jeden kulturellen· Separatis­
mus auch in unserem Interessenbereich der Hei­
matvertriebenen ab. Sie ist also keineswegs ein 
kulturpolitisches Symptom eines kulturellen Ab·· 
sonderungswillens. Ich möchte im Gegenteil hier 
einmal ganz deutlich sagen: Wir bewundern und 
lieben den höchstentfalteten bayerischen Kultur­
raum als einen der fruchtbringendsten und präch­
tigsten Zweige am Baume gesamtdeutscher Kultur. 
Wir wollen uns also, ebenso wie im Felde der 
Wirtschaft und in den materiellen Bereichen·, auch 
im Kulturellen sinnvoll eingliedern. Sinnvoll ein·· 
gliedern aber heißt, in dieser Zeit der Nac.l;l.wirkun­
gen unserer größten geschichtlichen Katastrophe 
eine bestmögliche Synthese zwischen dem Streben 
nach Erhaltung und Mehrung unserer eigentlichen 
Kultursubstanz und der Mitwirkung am kulturel­
len Wiederaufbau unseres Landes herstellen. Vor­
aussetzung für diese sinnvolle kulturelle Einglie­
derung ist eine verstärkte Konzentration und 
Schwerpunktverlagerung nach den von mir um­
rissenen Notwendigkeiten. Wenn diese Wirklich­
keit wird - wir wünschen und hoffen dies -, so 
werden wir zum Haushaltsplan des bayerischen 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus dem­
nächst vielleicht noch freudigeren Herzens als heute 
ja sagen können; vor allem aber wird sich unseres. 
Erachtens die Erfüllung unserer hier und heute 
vornebrachten Bitten, Anregungen und Wünsche 
zum Segen dieses unseres so kulturstarken bayeri­
schen Landes und· zum Heil unserer gesamtdeut­
schen Kultur auswirken. Zu dieser gesamtdeut­
schen Kultur stehen wir Heimatverjagten heißen, 
liebevollen Herzens, zu ihr bekennen wir uns ge­
rade jetzt, in dieser unserer tiefsten Schicksalsnot, 
mehr denn je! 

(Beifall bei BHE und SPD) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Dr. Brücher. 

Dr. Brücher (FDP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Es ist ein Zufall, daß die Haushalts­
beratungen des Kultusetats in die Woche der Brü­
derlichkeit fallen. Aber trotzdem möchte ich zu 
Beginn meiner Ausführungen an diesen Gedanken 
erinnern und Ihnen versichern, daß wir, die Frak­
tion der Freien Demokratischen Partei, uns sehr 
wohl bewußt sind, daß die Opposition in einem 
demokratischen Staat eine große Verantwortung 
trägt und die Mitverantwortung am Gedeihen und 
Wachstum unserer jungen Demokratie. Daß uns 
das nicht hindern kann, über den Kultusetat einige 
kritische Bemerkungen zu machen, ist unser gutes 
Recht, und das werden Sie uns nicht übelnehmen. 

Ich möchte sagen, ·daß unser·e Kritik .sich zwi­
;schen dem Finanzministerium, das gerade nicht 

vertreten ist, und dem Kultusministerium teilen 
muß. Zunächst einmal halten wir es einfach für 
katastrophal, daß der Kultusetat unter allen Haus­
haltsplänen an letzter Stelle rangiert ·und wir hier 
nur noch 'Z!U AusgaJben J•a und Amen sagen können, 
die schon längst g.etätigt worden sind. Unse:ve Haus­
haltsber·atungen haben an sich ·eine Farce darge­
stellt; das haben wir alle von l:inJks biis nach rechts 
bedauert. Wrl.r hoffen, diaß das in Zukunft nicht 
mehr der Fall sein wird, sondern daß unser·e Haus­
haltsberatungen womöglich mit dem Kultusetat be-
gonnen we:vden können. · 

Des weiteren möchte ich ·eine Bemerkung machen 
über· die E1nste1J.iung des Finanzmini•stel'iums zu 
Kunst- und Erzieihungsaufgiaben im allgemeinen. 
Es ist dem Vertreter des Frl.nanzministeriums ein­
mal eine Bemerkung entschlüpft, d1e seihr charak­
teristisch war; er hat nämlich gesagt, das 
Kultusministerium sei ein konservatives Ministe­
rium, damit lägen d1e Ausga•ben für dieses Ressort 
•ein- für allemal fest und an ihnen könne nicht ge­
rüttelt und gedeutelt werden. 

{Atbg. Dr. Korff: Hört, hört!) 

Ich möchte den Herren vom Finanzministerium 
vorschlagen, von ihrem komfortablen Elfenbeiner­
nen Turm in der Ludwigstraße einmarl in die rauhe 
Wirklichkeit herunternusteigen und fest.zustellen, 
daß das Kultusministerium in ked.ner Weise ein 
konservati;ves Ministerium ist 

{Abg~ Dr. Kor:frf: Sein darf!) 

- sein soll und daß seine Auf.giarben ti.n keiner 
Weise mi.t den alten Methoden und E1nstellungen 
zu Kunst- und Erziehiungrsfragen be·wältigt werden 
rkönnen. Ich glau1be, im Finanzministerium müssen 
g·ewJsse Ansichten revidiert werden, so zum Bei­
.spiel die Einstellung zu Ausg·aben für die Lehrer­
besoldung, zu den Zuschüssen für den 6chu1geld­
ausf.all, für unsere Universitäten und vieles andere 
meihr. 

Der Herr Kultusminister hat .zu Beginn seiner 
Ausführungen das Verhältnis der Länder zum 
Bund vor allem d.n der Frage der Kulturhoheit be­
rührt. Vie[leicht ·ergibt sich •anläßlich der Beihand­
lung der Interpellation der CSU die Möglichkeit, 
darauf noch ausführlicher einzugehen. Ich möchte 
hier nur ·e:ines feststellen: Die Bundestagsfraktion 
der FDP hat keineswegs einen Bundeskultusmini­
ster gefordert; sie !hat vielmehr durch ihren Spre­
cher, Herrn Dr. Luchtenberg, sagen lassen: „Daher 
ist weder die Einrichtung eines Bundeskultusmini­
steriums noch auch ·eine Eundesreg.elung durch 
Rahmenvorschriften im Erziehungs- und BHdungs­
wesen nrach Artike[ 75 des Grundgesetzes möglich." 
Das ~st ganz klar und deutlich. 

Was den Bundesbeirat für kulturelle Fragen an• 
geht, so darf ich sagen: Was der Exekutive recht 
:ist, nämlich eine Konferenz der Kultusminister zu 
sch.affen, das sollte auch der LegisLative ibillig sein. 
Es soll ein Gremium von Atbgeovdneten geschaffen 
werden, um auch auf dieser Eibene eine Unterhal­
tung über Fragen, die ja die rein technische Ab­
stimmung betreffen, zu ermöglichen und gewisse 
unnötige Schwierigrkeiten und Unterschiede der 
Handhabung . in den v·erschiedenen Ländern zu 
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üiberwinden. Gera!de in Anbetracht unserer schwie­
rigen fill!anziellen Verhältnisse könnte sich ein 
solcher Beirat für uns nur segensreich auswirken. 
Ich darf vielleiclit noch ein wenig boshaft hinzu­
fügen, daß dieser Gedanke· vor allem auch von den 
CDU-Ministern des Bundes unterstützt und geför­
dert wird, die dieser lidee besonders ·aufgeschlossen 
gegenüberstehen. Wir als bayerisch·e FDP aber ~ 
das darf ich versichern - werden uns an Verfas­
sungstreue von den anderen Parteien des Land­
tags in dieser Frage dn keiner Weise übertreffen 
lassen. 

(Albg. Dr. Korff: Die haiben das Grundgesetz 
ahgeleihnt!) 

Nun darf ich zum Etat selbst kommen. Hierbei 
muß ich feststellen, Herr Minister, daß ein Miß­
verhältnis - ich möchte sogiar sagen, ein starkes 
Mißverhältnis - zwischen dem Zahlenwerk und 
Ihrer Rede besteht. Wir bedauern, daß wir Ihren 
Optimismus, Herr Minister, den Sie in Ihrer Rede 
~mmer wieder haben durchblicken lassen, nicht tei­
len können. Bei der Bemerkung, die Sie in einem 
größeren Zus.ammenhall!g machten: „Zu einer pessi­
mistischen Beurteifong ist kein Grund", sind mir 
Bilder vor Augen gekommen, die mich sehr wohl 
zu einer außerordentlich pessimistischen Beurtei­
lung unserer Situation gerade auf dem Schul- und 
Erziehungsseiktor veranlaßt haben. Jeder 'von Ihnen, 
meine sehr verehrten Kollegen, der in einer Schul­
pflegschaft, in eJ.nem Elternbeirat oder sonstwie in 
der Praxis etwas mit der Schule zu tun hat, wird 
mir wohl bestätigen müssen, daß es im Augenblick 
nicht sehr rosig aussieht. 

(Sehr r~chti!g!) 

Wir sehen selhr woihl •ein, daß die ungeheuren Zer­
störungen nicht von heute auf morgen beseitigt 
werden können; a•ber zu einem Optimismus besteht 
keinerlei Grund und Anlaß. Ich erinnere Sie nur 
an die äußere Situation Ull!Serer Voilksschulen. 
Wenn Sie nicht aus eigener Anschauung Bescheid 
wissen, so haben Sie doch eine Unzaihl von Briefen, 
Denkschriften und Druckschriften !bekommen, die 
in oft sehr er.greifenden Worten die Lage unserer 
Volksschulen schildern. Der !Herr Minister hat ge­
sagt; rund 50 Prozent a'ner Kinder seien in fast 
ausgebauten Schulen untergebr·acht. Ich kann diese 
Feststellung auch umkehren und sagen: 50 Prozent 
aller Kinder müssen in ein- oder zweiklassigen 
Schulen unterrichtet werden. Dann sieiht diese Zaihl 
gleich ganz anders aus. 

(Abg. Bantele: Das ist ja zwangsläufig!) 

In ganz Bayern fohlen uns 6000 Schulzimmer. In 
München sind es nur 40 Prozent aller Kinder, die 
ein eigenes Klaßzimmer haben. 

{Zuruf von der CSU: Auch in Nürnberg!) 

- In ·anderen Städten wird es nicht besser sein. 
(Abg. Stock: Statt Kasernen sollten wir eben 

Schulen bauen!) 

- Auch ich persönlich bin dafür, Herr Kollege 
Stock. .---; Wenn die Berechnung unseres Rechen­
künstlers, des Herrn Kollegen Wimmer, richtig ist, 

werden wir in frühestens 30 Jaihren einigermaßen 
zu ·einer Staibilisierung und N ormalisierun.g unseres 
VolJksschul·wesens kommen. Wenn ich das höre, 
meine Damen und Herren, so kann ich die Ansicht 
des Herrn Ministers nicht teil.en, daß zu einer pes­
simistischen Beurteilung kein Grund vorhanden sei. 

Als zweites Beispiel möchte !ich die Not der Jung­
lehrer nennen. DarÜJber ist heute im Verlauf der 
Debatte schon sehr viel gesprochen worden. Das 
Finanzministerium jongliert hier mit Zaihlen in 
einer Akrobatik, 'bei der selbst ein Abgeordneter 
gelegentlich nicht meihr mitkommt. Nach dem An­
satz für Unterhaltsbeihilfen kann man errechnen, 
daß im Durchschnitt jedem Lehramtsanwärter im 
Jaihr 1714 iDM zustehen würden. Während der 
Ferien müssen aber viele Junglehrer, die einen Be­
schäftigungsauftrag erhalten h:aiben, auch noch aus. 
diesem Topf mit bezuschußt werden. Daraus ergeben 
sich große Schwierigkeiten, und in Wirldichkeit ent­
spricht der Zuschuß an Junglehrer noch keineswegs 
dem Bundesrichtsatz von 150 DM für unverhei­
ratete und von 210 DM für verheiratete Junglehrer. 
Auch wird die Verteilung der Mittel außerordent­
lich unzuverlässig durchgeführt. Es ist uns mitge­
teilt worden, daß die verschiedenen Regierungs­
bezirke die Mittel jedes Viertelj·ahr pauschal zuge­
teilt bekommen. Wie kann es dann a•ber passieren, 
daß im Regierung:sbezirk Schwwben die Unterhalts­
zuschüsse auf einmal von 120 auf 80 DM gekürzt 
wurden, wenn die Regierung den Überblick hat 
und weiß, wie viel für das Vierteljaihr zur Ver­
fügung steht und wieviel !infolgedessen jedem ein­
zelnen gewährt werden foann? Stellen Sie sich doch 
vor, was es für einen Junglehrer bedeutet, wenn 
er plötzlich statt der ohnehin schon kärglichen 
120 DM nur noch. 80 DM nach Hause bringt und 
davon seinen Lebensunterhalt bestreiten soll! Es ist 
-doch eine unmögliche Situation, daß Lehrer. mit 
knurrendem Magen und ohne die Möglichkeit, ihre 
eigenen leiibUchen Bedürfnisse zu stillen, die Ver­
antwortung für unsere heranwachsende Jugend 
tragen sollen. Hier muß dringend Wandel geschaf­
fen werden, und iich möchte das Ministerium er­
suchen, sicherzustellen, daß dann, wenn einem 
Junglehrer einmal ein gewisser Untel'lhaltszuschuß 
zugebilligt worden ist, keinesfalls immer wieder 
Änderungen in der Zuweisung der Mittel eintreten, 
wenn sich die soziale Lage des Junglehrers nicht 
ändert. Wenn Sie mit einem Junglehrer sprechen,. 
wenn Sie die ÄußeruRgen der Junglehrer in Zeit­
schriften lesen, wenn Sie nur einen gering.en Ein­
blick in die tatsächliche Lage dieser Menschen und 
ein Gefühl für ihre Not haben, dann können Sie 
auch in dieser Hinsicht nicht sagen, daß zu einer 
pessimistischen Beurteilung kein Grund bestehe. 

Die katastrpphalste Situation besteht unserer 
Ansicht nach auf dem Gebiet des höheren nicht­
staatlichen Schulwesens in Bayern. Hier droht, 
meine sehr verehrten Kollegen, •an entscheidender 
Stelle ein Zusammenlbruch. Was ist in den letzten 
Jahren geschehen? Weshalb werden wir von Bitten 
der gemeindlichen und privaten höheren Schulen 
überschwemmt? Im letzten Jahr ist auch noch das 
letzte Viertel des Schulgeldes gefallen. Für diesen 
Ausfall ist im Etat kein Pfennig Ersatz vorgesehen; 
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es werden also trotz des Wegfalls dieses letzten 
Viertels keine erhöhten Zuwendungen gemacht. 
Hinzu kommt, daß ja auch die Gemeinden und die 
privaten Schulen verpflichtet sind, ihren Lehr­
kräften Teuerungszulagen zu zahlen, und daß auch 

' dieser Umstand bei den Staatszuschüssen nicht be­
rücksichtigt wird. Auch die Schülerz.a:hl ihat sich be­
trächtlich erhöht, worauf wiederum bei den Aus­
gleichszahlungen keineRücksicht genommen wurde. 
Hier geschieht tatsächlich ein großes Unrecht, das 
verheerende Auswirkungen auf die Zukunft unse­
res Schulsystems haben wird, wenn nicht im näch­
sten Haushalt energisch Wandel geschaffen wird; 
und wir, meine verehrten Herren Kollegen, tragen 
letzten Endes dafür die Verantwortung. 

Wenn Sie .mir d1ese Darstellung nicht .glauben 
wollen, dann bemühen föe sich einmal in der 
Mittagspause in das Wifüelmsgymnasium, das fünf 
Minuten von hier entfernt ist, und ein Beispiel für 
die Lag·e unserer höheren Schulen bietet! Dort sind 
Klassen aus drei verschiedenen Schulen zusammen­
gepfercht; der Unterricht wird in drei Schichten 
erteilt; die Wände der Klaßzimmer sind grau; der 
Oberstudiendirektor und seine drei engsten Mit­
aribeiter müssen an zwei Schreibtischen arbeiten; 
für ungefähr 1800 Menschen ibestehen 12 Toiletten, 
und wo früther noch mehr Toiletten waren, ist jetzt 
die naturwissenschaftliche'8ammlung untergebracht. 
Wenn Sie sich das alles einmal ansehen, dann wer­
den auch Sie 'endlich zu der Überzeugung kommen, 
daß wir hier nicht länger zuschauen können. 

(Abg. Bantele: Das ist aiber unappetitlich!) 

A:ber es würde· vielleicht unseren Zweckopti­
mismus ein wenig heilen, daß keine Befürchtungen 
und keine pessimistischen Beurteilungen notwendig 
wären. 

Verehrte Kollegen! Ich könnte noch viele Bei­
spiele dafür nennen, daß unser Schulwesen sich in 
schwerer und schwerster Not befindet. Schauen Sie 
uns1ere Universitäten und Hochschulen an! Ein be-

. kannter Hochschullehrer hat neulich einmal gesagt, 
der Wiederaufbau der Hochschulen vollziehe sich 
beschleunigt verzögert. Ich glaube, das ist der rich­
tige Ausdruck dafür. Wenn Sie durch die Institute, 
die Seminal'e, das Klinikviertel gehen, wenn Sie 
die Ausstattung der einzelnen Seminare und die 
Mittel betrachten, die für wissenschaftliche Exikur­
sionen und Experimente bereitgestellt sind, dann 
werden Sie einsehen: Es besteht die Gefahr, daß 
die deutschen Universitäten ithren Rang in der Welt 
ein- für allemal verlieren werden. 

An den Schwierigkeiten, die das Ministerium bei 
der dringend notwendig·en Erhöhung der Dozenten­
und Assistentenz;ahlen macht, sieht man das ganze· 
Unverständnis für die Notwendigkeit einer Reform 
unseres Hochschulwesens. Wenn wir rechnen, daß 
ein Professor im Monat 250 Arbeitsstunden hat, 
so hat dieser Professor bei 250 Studierenden im 
Seminar gerade Zeit, sich jedem Studenten eine 
Stunde zu widmen; das ist bei der dringend er­
forderlichen Intensivierung des Studiums eine viel 
zu kl:lrze Zeit. Di!e wissenschaftliche Ausbildung 

unseres Nachwuchses bleibt zurück, weil die we­
nigen Assistenten mit Seminar- und Praktikums­
hilfe :bereits weit über ihre Kräfte hinaus bean­
sprucht sind. Die Folge davon ist, daß die Kinder 
begaibter junger Menschen sich nicht mehr der 
wissenschaftlichen und der Hochschullaufbahn zu­
wenden, sondern in die Wirtschaft, in das freie Be­
rufsleben hinausgehen. Das kann •auch nicht im 
Sinne der Planung und einer Förderung unseres 
akademischen Nach wuchs es He.gen. 

Die Verhältnisse bei unseren Theatern und 
Bibliotheken, der Zustand der Kindergärten, die 
geriingen Zuweisungen an Mitteln für die Jugend­
pflege, all das v·eran1aßt uns, im Gegensatz zur 
Auffassung des Herrn Ministers zu stehen, daß wir 
nicht pessimistisch zu sein bräuchten. In einem 
Punkt allerdings glauiben wir tatsächl!i.ch, daß kein 
Grund zum P1essimismus vorhanden ist, und das 
darf ich hier doch einmal aussprechen. Obgleich 
wir zu allererst der Ansicht sind, daß das Unrecht, 
das der Nationalsozialismus Menschen und Gruppen 
zugefügt hat, wieder.gutgemacht werden muß, so 
glauben wir doch, daß in dieser Wiedergutmachung 
maß.gehalten werden und daß diese Wiedergut­
machung auf allen Gebieten in einem gleichen 
Schrittmaß erfolgen muß. Wiir glauben, daß die 
Wiedergutmachung an die Kirchen doch etwas be­
vorzugt wird. 

(Zuruf von der ·CSU: ·Da sind wir anderer 
Meinung!) 

Es ist immer wieder gesagt worden, daß es im Kul­
tusetat um nichts anderes gehe, als darum, die Not 
gerecht zu verteilen. Auch wir sind dieser Ansicht. 
Wenn man aber die Beträge an dieKirchen in einem 
derartig schnellen Tempo heraufsetzt, steht das wohl 
nicht im rechten Verhältnis zu dieser Aussage, die 
Not gerecht verteilen zu wollen. Sehen wir auf der 
anderen Seite doch, daß wir für unsere Kindergärten 
fast nichts tun können, daß unsere Erwachsenen­
bildung dringend einer Unterstützung bedarf, daß 
die Zuschüsse an unsere Schülerbücherieien auf ein 
Minimum gekürzt sind, daß die Jugendpflege an 
die Ergebnisse des Fußballtotos gebunden ist, daß 
die Erziehungs·beihilfen wie alles andere global ge­
kürzt werden, so daß viele Jugendliche ihre· Aus­
bildung plötzlich unterbrechen müssen, weil nicht 
einmal mehr die 100 000 DM zur Verfügung ge­
stellt werden können, um die Ausbildungsbeihilfen 
pünktlich und reg~Jmäßig auszubezahlen. Ich spreche 
nicht von den Stipendien, ich spreche nicht von all 
den anderen notwendigen Hilfsmaßnahmen, deren 
geringe Ausstattung uns zu der Ansicht kommen 
läßt, daß die Not keineswegs gerecht verteilt wor­
den ist. 

Auch wir stimmen mit der Ansicht des Herrn Prä­
laten Meixner überein, daß es notwendig ist, einen 
geistigen Schutzwall zu ·errichten, und zwar einen 
geistigen Schutzwall gegen Diktatur in jeder Prä­
gung und in jeder Färbung, und daß es deshalb gilt, 
dieTradition des christlichenAbendlandes amLeben 
zu erhalten.Aber wir glauben und möchten es an die­
ser Stelle ausdrücklich sagen, daß diese Tradition 
des christlichen Abendlandes ebenso gut in einer 
christlichen Gemeinschaftsschule am Leben erhal-
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ten werden kann wie in einer Konfessionsschule. 
Wir haben die Bitte und vielleicht auch die Forde­
rung, daß in Zukunft Äußerungen zugunsten der 
Gemeinschaftsschule, die ja gar nicht gegen die 
Konfessionsschulen gerichtet sind, in der Öffent­
lichkeit oder von bestimmten Gruppen nicht bei­
nahe ·als ein krimineller Tatbestand hingestellt 
werden. Die Menschen, die sich zu ihrer verfas­
sungsmäßig garantierten Schule bekennen, haben 
doch das gleiche Recht, ihre Meinung zu äußern, 
wie die Anhänger der Konfessionsschule auch. Wir 
wären die letzten, die das Elternrecht beschneiden 
und in diesen Dingen einen Wandel herbeiführen 
wollten. 

Von diesen Fragen der Gemeinschafts- und der 
Konfessionsschule ist zur Lehrerbildung nur ein 
Schritt. Und hier, meine Damen und Herren; haben 
wir die große Verantwortung, schnellstens eine 
Entscheidung herbeizuführen. Der gesetzlose Zu­

. stand, wie er jetzt seit Jahren herrscht, ist unhalt-
bar geworden. Ich darf Ihnen vielleicht die Worte 
unseres Herrn Ministerpräsidenten in seiner Re­
gierungserklärung ins Gedächtnis zurückrufen. Er 
sagte damals: 

In der rechten Auslese und Ausbildung der 
Lehrerschaft aller Schulgattungen erblickt die 
Staatsregierung die Kernfrage jeder Schulreform. 
Ein Gesetzentwurf über die künftige Ausbildung 
der Volksschullehrer liegt bereits dem Minister­
rat vor .. 

(Abg. Dr. Korff: Wo ist er?) 

Meine sehr geehrten Herren Kollegen, welche 
Schneckenpost ist benutzt worden, daß dieser Ge­
setzentwurf nach 14 Monaten noch nicht vom Ka­
binett bis zum Landtag gelangt ist? Ich glaube, . 
daß es keinen Sinn hat - uin vielleicht gewisse 
Koalitionswehen nicht zum Ausbruch kommen zu 
lassen -, einer weiteren Verschleppung dieser 
Wichtigen Frage zuzustimmen. Ich darf Sie nur 
daran erinnern, in welchem Ausmaß von der Leh­
rerschaft auf jeder Seite ihrer Fachzeitschriften 
eine endgültige Entscheidung, und zwar eine Ent­
scheidung zugunsten der akademischen Lehrer­
bildung gefordert wird. 

Nun darf ich, weil ich als Frau vor Ihnen zum 
Kultusetat ·sprechen darf, einige spezielle Fragen 
behandeln, die in diesem Jahr aufgetaucht sind 
und bei denen die Schwierigkeiten zum Teil besei­
tigt werden konnten. Ich erinnere an die Kämpfe, 
die wir um die finanzielle Besserstellung unserer 
Handarbeitslehrerinnen geführt haben. Ich erinnere 
an unseren Antrag, daß die Studienassessorinnen, 
die schon längst hätten verbeamtet werden müssen, 
auch endlich zum Zuge kommen, nachdem ihre 
männlichen Kollegeri. bereits ins Beamtenverhält­
nis überführt worden waren. Ich möchte daran· 
erinnern, daß sich unter 180 Schulräten in Bayern 
nur vier Frauen befinden, obgleich doch eine große 
Zahl der '.Lehrer auch Frauen sind 

(Abg. Meixner: Ungefähr das gleiche 
Verhältnis wie im Landtag!) 

(Abg. Eberhard: Im Landtag sind auch 
nicht mehr!) 

- Das ist etwas anderes, Herr Kollege; das wird 
auch noch anders mit der Zeit! 

Auf eine Tatsache darf ich vielleicht noch hin­
weisen: Es ist natürlich ausgeschlossen, wie es im 
letzten September geschehen ist, die Bestimmun­
gen für schwangere Lehrerinnen dahin zu ver­
schärfen, daß man ihnen für den Urlaub, den sie 
antreten müssen, nicht mehr die volle Besoldung aus­
zahlt, sondern nur für eine gewisse Wochenzahl den 
vollen Betrag ihres Gehalts, dann nur noch die 
Hälfte und schließlich überhaupt nichts mehr. -Das 
ist gesetzwidrig und steht in keinem Fall im Ein­
klang mit unseren Gesetzen. 

Zum Schluß darf ich darauf eingehen, daß ich 
in der Etatrede unseres Ministers einige Gedanken 
und Äußerungen über die heute heranwachsenden 

_ jungen Menschen vermißt habe. Wir alle wissen, 
daß sie ihre Hoffnungen und Wünsche hegen, daß 
sie Erwartungen und Ansichten haben, die vielfach 
enttäuscht werden von dem, was wir ältere Men­
schen ihnen an Demokratie vorexerzieren. Es ist eine 
große Aufgabe gerad~ des Kultusministeriums, 
diese Dinge aufmerksam zu verfolgen und gewisse 
Hilfestellungen - mehr kann es in dieser Frage 
ja nicht sein - zu leisten. Ich glaube, daß das 
Ministerium und der Landtag all'en jungen Men­
schen einen schlechten Dienst erwiesen, als ·die 
Schulpflicht um ein Vierteljahr verkürzt wurde,. 
was zur Folge hat, daß in das letzte Schuljahr schon 
von vornherein Unruhe gebracht wird. Mit diesem 
Beschluß sind wir in unseren Auffassungen und 
Fortschritten über Bildung und Erziehung des 
Staatsbürgers um Jahrzehnte zurückgefallen. 

Alles in allem ist es für mich zu einer erschüt­
ternden Tatsache geworden, daß ich zwar, wenn 
ich in unsere Behörden, in unsere Kaufhäuser und 
in die Versicherungsgebäude gehe, feststelle, daß. 
die Erwachsenen den Krieg sehr wohl überstanden 
haben, daß aber die ganze Last des verlorenen 
Krieges auf unsere Kinder und, wenn es mit dem 
Wiederaufbau so langsam weitergeht, auch auf 
unsere Kindeskinder abgeschoben wird. Das, meine 
verehrten Kollegen, ist die Wirklichkeit! Und keine 
Ministerrede wird draußen die Eltern und Lehrer 
davon überzeugen, daß es bei uns in Bayern auf 
dem Schul- und Erziehungssektor rosig aussieht. 
Aus diesen Gründen muß ich mit der Bemerkung 
schließen, daß die Fraktion der FDP den Kultus­
haushalt nicht annehmen wird. 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der CSU: 
Wieso nicht? - Abg. Meixner: Jetzt haben 
wir gedacht, gerade für Sie haben wir so viel 
getan. Das ist aber nicht schön, Frau Kollegin!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Für die Fraktion 
der Deutschen Gemeinschaft erhält das Wort der 
Abgeordnete Dr. Becher. 
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Dr. Becher (DG): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Umfang des Einzelplans V und 
seine Wohlbeleibtheit stehen in einem gewissen 
Gegensatz zu dem Motto „und ferner liefen", unter 
dem am Schluß der Etatberatungen die Fragen ·der 
Kultur abgehandelt werden. Das ist bedauerlich, 
erstens deshalb, weil, wie der Herr Minister heute 
Vormittag mit Nachdruck ausführte, die Dinge der 
Kultur ja zur ureigenen Kompetenz der Länder 
gehören. Es ist aber auch deshalb bedauerlich, weil 
gerade in der geistigen und materiellen Notzeit, 
in der wir leben, den Fragen der Kultur und der 
Erziehung besonderes Gewicht zukommt oder zu­
kommen sollte. Denn gerade die Schichten des 
deutschen Volkes, die von den Kriegsfolgen am 
meisten getroffen wurden, konnten in den letzten 
Jahren erleben, daß dann, wenn man nur mit einem 
Brotbeutel bewaffnet in die Welt hinausgeschickt 
wird, nichts anderes verbleibt als das, was man 
einmal gelernt hat und was man an Kultur und 
Geistesgütern im Herzen trägt. Ich gf~mbe, daß die 
zentrale Stellung der Kultur auch im Kultusetat 
und in seinem Umfang zum Ausdruck kommen 
sollte. Wir sollten uns alle daran gewöhnen, die 
Kultur genau so als eine existenzbegründende An­
gelegenheit zu betrachten wie etwa die Dinge der 
Wirtschaft, der Finanzen und andere Zweige des 
öffentlichen Lebens. 

Wenn man die· vielfache Verflochtenheit gerade 
der Gebiete ins Auge faßt, die im Kultusetat er­
wähnt werden, kann man dem Herrn Kultusmini­
ster nur zustimmen, wenn er sich, wie das, glaube 
ich, ·in den Etatverhandlungen geschehen ist, dar­
über beklagt, daß er in seinem Ministerium mit 
einem verhältnismäßig geringen Stab von Män­
nern ein Riesenarbeitsgebiet betreuen muß. Man 
kann zu der von ihm entwickelten Kulturpolitik 
stehen wie man will, das eine muß man anerken­
nen, daß das Kultusministerium rein arbeitsmäßig 
sehr viel geleistet hat. Aufgabe des Landtags wäre 
es, ihn gerade auf diesem Gebiet zu unterstützen 
und ihm die Stellen zu bewilligen, die er künftig­
hin für seine Arbeit benötigt. 

Wenn behauptet wird, daß das Kultusministe­
rium bezüglich des Personalstandes noch in den 
früheren Zeiten zurückgeblieben ist, so ist dies 
wohl auch in sachlicher Beziehung in vieler Hin.­
sieht der Fall. Mir scheint dies schon - fassen Sie 
das bitte nicht als eine Anmaßung auf! - im Titel .. 
des Ministeriums zum Ausdruck zu kommen, das 
meiner Meinung nach richtiger heißen sollte: Mini­
sterium für Erziehung und Kultus. Denn die Er­
ziehung ist der weitergehende, der aktivere Be­
griff, der den Aufgaben des Ministeriums heute 
gerechter wird. Ich glaube, daß schon jene auffal­
lende Position zu Beginn des Etats im Kapitel 401 B, 
nämlich die mangelhafte Dotierung der Jugend­
pflege mit ein Ausdruck dafür ist, daß das Haupt­
gewicht eben nicht auf den Begriff Erziehung ge­
legt wird. Denn sonst könnte es nicht vorkommen, 
daß ein so wichtiges Gebiet des öffentlichen Le­
be;ns, wie es eben die Jugenderziehung im allge­
meinen ist, von den Ergebnissen des Fußballtotos 
abhängig gemacht wird. 

Ähnlich steht es, wie ja von fast allen Rednern 
erwähnt wurde, mit dem Begriff der Volksbildung. 
Auch hier möchte ich sagen, daß sie schon im Etat 
falsch rubriziert ist. Sie steht unter der Sparte 
Kunst und Volksbildung. Ich glaube, daß die Er­
wachsenenbildung genau so zur Sparte Erziehung 
gehört wie etwa das höhere Schulwesen und die 
übrigen Erziehungsgebiete. Die Zuschüsse an die 
Volkshochschulen mit 80 000 DM kann man wohl 
ohne Übertreibung als einen Schandfleck dieses 
Kulturetats bezeichnen. Wenn wir wirklich vom 
Nachtwächterstaat zum Kulturstaat übergegangen 
sind, dann müßten wir im Wesen des Staates schon 
an sich das Erzieherische-sehen. Dann kommen wir 
auch um eine Erweiterung unserer Fürsorge für 
die Erwachsenenbildung nicht herum. Deshalb muß 
man nicht gleich ins andere Extrem fallen und etwa 
die Volksbildung rein als Propagandaaktion auf­
ziehen. 

Ein sehr wesentlicher Gesichtspunkt scheint mir 
in den Ausführungen des Herrn Ministers nicht 
genügend berührt worden zu sein: die Frage der 
Volksbüchereien. Ich glaube, daß es nötig sein wird, 
ein Volksbüchereigesetz zu schaffen, das das Büche­
reiwesen in Bayern den Ländern angleicht, die, wie 
etwa Österreich oder sogar die Staaten des Balkans, 
auf diesem Gebiet viel weiter sind. 

Wenn wir in dieser Weise die Fragen der Volks­
bildung und auch der Volksbüchereien betrachten 
und eine Schwerpunktbildung, wie so oft gesagt 
wurde, verlangen, dann vor allem deshalb, weil 
damit ein Grundgesetz befolgt werden kann, das 
mir für jede Kulturpolitik von entscheidender Be­
deutung erscheint, nämlich die Schaffung lmlturel­
ler Mittelpunkte auf dem breiten Lande. Wenn wir 
vom rein ökonomischen her der Landflucht ent­
gegentreten wollen, dann können wir dies nur, 
wenn wir der Bevölkerung auf dem Lande auch 
eine kulturelle Nahrung geben. Es wurde von 
einem der Herren Vorredner sehr richtig betont, 
daß dies eine ·Frage ist, die sehr konsequent mit 
dem Landesentwicklungsplan zusammenhängt. Ich 
bin darüber hinaus der Meinung, daß jede Mark, 
die wir den kulturellen Vereinen draußen in den 
Dörfern, den Trachtenvereinen und Musikkapellen, 
zukommen lassen, besser verwendet ist, als wenn 
wir sie etwa auswerfen zum Ausbau des Bildfunks, 
der zwar als eine technische Neuerung auch bei uns 
eingeführt wird, aber nichts zur seelischen Be­
reicherung unserer Menschen in den Städten. und -
draußen auf dem Lande beitragen dürfte. 

Ein weiterer Gesichtspunkt erscheint mir sehr 
wesentlich: daß man nämlich angesichts der knap­
pen Mittel, die uns für die kulturellen Gebiete zur . 
Verfügung stehen, unter allen Umständen den 
Grundsatz beachtet, zuerst und zuförderst die 
schöpferischen Künste zu fördern und erst dann 
die Afterkünste, wenn ich mich so ausdrücken darf. 
Ich will damit sagen, daß der S ä ·n g e r wichtiger 
ist als die S c h a 11 p 1 a t t e , das 0 r c h e s t e r 
wichtiger als der Rund f u ri k und das Th e a t e r 
wichtiger als der F i 1 m. Unter diesem Blickpunkt 
müssen auch unsere Mittel verausgabt werden. 
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Ich glaube, der Grundsatz der Schaffung kul­
tureller Mittelpunkte müßte auch maßgebend sein 
für unsere Tfieaterpolitik. Ich bin ganz entschieden 
auf der Seite derer, die sich dagegen wenden, daß 
eine Zentralisierung der Dotationen in der Haupt-' 
stadt stattfindet. Wenn man schon von einer 
Schwerpunktbildung spricht, so mag sie au~ dem 
Gebiet der Oper richtig sein. Sie soll aber, beson­
ders was das Residenztheater betrifft, nicht nur 
eine Schwerpunktbildung be~üglich der Dotation 
sein, sondern auch eine Schwerpunktbildung kul­
tureller Art hervorrufen. ··Da bin ich der Meinung, 
daß wir beim Residenztheater nicht nur von einem 
Bauskandal sprechen können, sondern auch von 
einer sehr starken kulturellen Krise, die meiner 
Überzeugung nacli nur überwunden werden kann, 
wenn man an die Spitze dieses Theaters eine Per­
sönlichkeit stellt, die das Zeug hat, aus dem Re­
sidenztheater eine führende Schauspielbühne 
Bayerns und Deutschlands zu machen. 

Wenn man von der Überzeugung ausgeht, daß 
das Religiöse die Grundlage des kulturellen Schaf­
fens und der Erziehung ist, dann kann man nur 
damit einverstanden sein, daß auch die Arbeit der 
Kirchen im Kulturetat auf eine sichere Basis ge­
stellt wurde. 

Bezüglich des Schulwesens sollte, wie mir scheint, 
noch mehr, als das bisher schon geschehen ist, Be­
dacht genommen werden auf die Relation zwischen 
der Schulorganisation und dem Aufbau und Wan­
del unserer sozialen Struktur. Gerade durch das 
Einströmen von 2 Millionen Heimatvertriebenen, 
die im wesentlichen aus gewerblich bestimmten 
Schichten kommen, ist jene Schulgattung besonders 
wichtig geworden, die in den Heimatgebieten die­
ser Heimatvertriebenen vorherrschend war: die 
Berufsschule, die Fachschule und die Mittelschule. 
Ich möchte den Herrn Kultusminister bitten, mit 
dem Ausbau der Mittelschule fortzufahren tind 
gerade hier nicht mit Geld zu sparen; denn da­
durch wird man erreichen, was in der Debatte so 
oft herausklang, nämlich in der Ebene der Mittel­
schule und der Fach- und Gewerbeschule einen 
großen Teil der Schüler aufzufangen, die sonst zur 
höheren Schule drängen und dort das akademische 
Proletariat schaffen, das wir heute alle ablehnen. 

Ich bin auch der Meinung, daß die entscheidende 
Frage bei den Universitäten augenblicklich nicht 
die ist, ob wir eine vierte Universität errichten 
oder nicht, sondern ob es den Universitäten selbst 
gelingt, sich von der weitgehenden Spezialisierung, 
die sie im Laufe der letzten Jahrzehnte mitgemacht 
haben, wieder zurückzubilden zur wahren uni­
versitas literarum, das heißt :z;u einer Hochschule, 
in der die philosophischen Mittelpunkte wieder in 
einerrr Sinne gepflegt werden, wie das Schelling 
gerade hier in Bayern schon vor hundert Jahren 
gefordert hat. 

Zum Schluß noch eir+ Wort zu den Ausführungen 
des Herrn Ministers bezüglich der Beziehungen 
Bayerns zum Bund auf kulturellem Gebiete. Ich bin 
auch hier der Meinung, daß nirgends eine Zentra.li­
sierung, eine Kollektivierung und Gleichschaltung 

so sehr schadet wie auf dem kulturellen Sektor. 
Die deutsche Kultur war, wie Herr Kollege Ban­
tele schon ausführte, Jahrhunderte hindurch durch 
ihre Vielfalt gekennzeichnet und hat gerade da­
durch ihre besten Leistungen hervorgebracht. Ich 
glaube aber doch, daß diese Einstellung gegenüber 
den gesamtdeutschen Kulturmaßnahmen eine ge­
wisse Grenze haben muß, nämlich dort, wo wir 
uns sagen müssen: noch sprechen wir alle gemein,.. 
sam eine deutsche Sprache, noch leben wir alle 
gemeinsam von der deutschen Kulturtradition und 
noch sind wir nicht gewillt, uns etwa in der 
Richtung Hollands oder der Schweiz zu bewegen, 
die einst, kulturell gesehen, auch einmal zum deut­
s.chen Lebensbereich gehörten. Ich weiß nicht, ob 
die Konferenz der Kultusminister alle Vorbedin­
gungen liefert, tim diese gesamtdeutschen Belange 
zu wahren. Wenn dies nicht der Fall ist, müßte 
gerade von Bayern aus in dieser Hinsicht mehr" 
getan werden als bisher, sonst geraten wir in ein 
Dilemma, daS" den Menschen draußen einfach nicht 
klarzumachen ist. Wenn wir auf der einen Seite 
die Dotierung der Jugendpflege und der Jugend­
bewegung in Bayern von den Erträgnissen des 
Totos abhängig machen, können wir·uns nicht da­
gegen wehren, wenn auf irgendeinem anderen 
Wege vom Bunde - etwa über den Bundesjugend­
plan - Gelder kommen, und es wird schwer fallen, 
irgendeinen Kulturverein in Mi,inchen, Augsburg 
oder Nürnberg davon abzuhalten, sich außer an das 
Kultusministerium oder an den Landtag auch an 
das Ministerium in Bonn mit einer Bitte um Geld 
zu wenden. Wenn sie es bekommen, sollen sie es 
haben! Ich glaube, man sollte nicht so weit gehen, 
dies abzuschneiden. 

Ich darf im übrigen darauf verweisen, daß man 
nicht nur von einer starken Einwirkung des Bun­
des auf die bayerische Kulturhoheit sprechen 
konnte und kann, sondern daß auch die Besatzungs­
macht in den letzten Jahren unsere Kulturhoheit 
einschneidend begrenzte. Der Komplex der Lehrer­
bildung und die bittere Pille, die wir mit dem Ge­
setz über die Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 
schlucken mußten, besagen zur Genüge, welcher 
Schaden mindestens teilweise auf diesem Wege an­
gerichtet wurde. Ich darf außerdem darauf ver­
weisen, daß die Zeit der Lizenzoffiziere zum min­
desten in ihrer Nachwirkung auf verschiedenen Ge­
bieten des kulturellen Lebens immer noch nicht 
überwunden ist, wenn wir etwa den Film, das 
Schrifttum oder auch den Rundfunk betrachten. 

Was den Rundfunk betrifft, so glaube ich, daß 
man bei einer·zentralen Schau auch am Rundfunk­
etat nicht vorbeigehen kann. Der Kulturetat des 
Ministeriums und der Rundfunketat sind in ge­
wisser Hinsicht kommunizierende Gefäße, und 
wenn man die einzelnen Posten des Theateretats 
durchgeht, hat man manchmal das Empfinden, daß 
der Rundfunk es als große Gnade ansieht, wenn 
er hie und da einen Beitrag für diese Kulturstätten 
stiftet. 

Im ganzen darf icli sagen, daß mir an der vom 
Herrn Minister vorgetragenen Kulturpolitik, was 
auch schon von einem der Herren Vorredner er­
wähnt wurde, eine gewisse Gesamtplanung zu feh-
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len scheint, daß sie in vieler Hinsicht nur das rein 
restaurative Element hervorhebt und daß man 
nicht den Mut zu Reformen auf vielen Ge.bieten hat, 
mit denen man im Zeitalter des 20. Jahrhunderts 
endlich ernst machen müßte, wenn man die Not 
auf geistigem und materiellem Gebiet meistern 
will. Diese Mängel µiüssen beseitigt werden, wenn 
wir erreichen wollen, was schließlich und endlich 
unser aller Wille ist: die geistige und kulturelle 
Sicherung des deutschen und damit auch des baye­
rischen Kulturraums. 

(Beifall bei der DG) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als weiterer Red­
ner folgt der Herr Abgeordnete von Feury. 

von Feury (CSU): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Meine Aufgabe ist es, über den Haushalt 
der schönen Künste zu sprechen. Er beläuft skh 
auf rund 13 Millionen D-Mark, eine stattliche An­
zahl von Millionen, die aber doch nicht einmal 
dreiviertel Prozent des bayerischen Gesamthaus­
halts ausmachen. Die Christlich-Soziale Union ist 
sich bewußt, daß in unseren Tagen die Aufgaben, 
die dem Staat in sozialer Hinsicht und im Woh­
nungsbau erwachsen, denen der schönen Künste 
vorzugehen haben. Aber sieben Jahre nach Kriegs­
ende hat der Staat auch im geistigen und kulturel­
len Leben des Landes wieder Wertvolles und Dring­
liches zu leisten. Es ist eine irrige Annahme, daß 
Kunst, Theater und Musik eine Domäne der Rei­
chen wären. Nein im Gegenteil, gerade der Ärmste 
gibt in seinem Bildungsdrang und in seinem Ver­
langen nach Kunst sein Letztes dafür aus. Wenn 
auch die goldenen Zeiten der Jahrhundertwende, 
die Zeiten von Lenbach und Seid! vorüber sind, so 
will die Christlich-Soziale Union doch die Tradi­
tion weiterführen, die Bayern seit jeher, sicher aber 
seit Ludwig I., auf dem Gebiet der schönen Künste 
eingenommen hat. Bayern ist und bleibt in der 
ganzen Welt bekannt und berühmt als ein Land, 
das nicht nur wegen seiner Naturschönheiten, son- · 
dern gerade wegen des hohen Standes seiner Kün­
ste, seiner Theater, seiner Musik und der Förde­
rung aller Künstler besucht wird. Auf diesen Ge­
bieten sind wir in Bayern von niemand abhängig, 
und auch Bonn hat uns hier nichts dreinzureden. 

Ich glaube, daß der organisatorische Aufbau un­
serer Staatstheater wieder von den Weisungen be­
freit werden muß, die im Jahre 1947 von ·amerika­
nischer Seite beeinflußt worden sind und di~ das 
Kultusministerium in dieser Hinsicht ausschalten. 
Möge es dem neuen . Staatsintendanten Professor 
Rudolf Hartmann gelingen, die außerordentlich 
komplizierte Maschine der Staatstheater wieder 
reibungslos ins Gehen zu bringen. Der General­
intendant hat künstlerisches und wirtschaftliches 
Können zu vereinigen und sich eine Autorität zu 

· verschaffen, so daß man im bayerischen Staats­
theaterwesen wieder zu klaren Konzeptionen 
kommt. Auf die große ausstrahlende· Wirkung auf 
das ganze Land, die ein Landestheater nun einmal 
zu erfüllen hat, hat der bekannte Kulturphilosoph 
Wilhelm Heinrich Riehl des öfteren in Wort und 

Schrift hingewiesen. Deshalb verfolgt die CSU mit 
aufbauender Kritik die Arbeiten in den Staats­
theatern. 

Mit großer Genugtuung kann ich feststellen, daß 
die Staatsoper im Prinzregententheater in München 
als die beste Oper im ganzen Bundesgebiet ange­
sehen werden kann. Ihr Auslandsgastspiel in Rom 
vor ein paar Wochen fand weit über die Grenzen 
des Bundesgebiets und Italiens hinaus in ganz 
Europa größte.Beachtung. Es wäre daher dringend 
notwendig, daß die Oper nun bald wieder in ihre 
Arbeitsstätte, das Nationaltheater, übersiedeln 
kann. Hoffentlich folgen weitere so gute und erst­
klassige Neueinstudierungen im Prinzregenten­
theater wie der „Ring", „Antigone" und „Elektra". 
Die in München so gern gesehenen Mozart-Opern 
werden wohl auch bald wieder zu ihrem Recht 
kommen. 

München sieht den Generalmusikdirektor Solti 
nur ungern nach Frankfurt ziehen. Mögen die 
Gründe für seinen Weggang so oder so liegen, auf 
alle Fälle müssen die verantwo:rt.lichen Stellen in 
Bayern alles daransetzen, erstklassige Dirigenten, 
Schauspieler, Sänger, Musiker· und Künstler für 
München zu gewinnen und auch. in München zu 
halten. 

Wir haben erst vor ein paar Tagen ein Konzert 
gehört, das der Nachfolger Soltis aus Dresden, Ru­
dolf Kempe, dirigiert hat. Kempe hat sich mit der 
„Pathetique" von Tschaikowsky außerordentlich 
gut in München eingeführt. Er wurde von den 
Musikkennern Münchens stürmisch gefeiert. Wir 
hoffen, daß er sich mit Fleiß und Können würdig 
in die Reihen der großen Dirigenten stellt, die 
Münchens Musikleben in den vergangenen Jahr­
zehnten berühmt gemacht.haben. Möge es vor allem 
zwischen ihm und dem neuen Staatsintendanten, 
Professor Rudolf Hartmann, ein gutes und ersprieß­
liches Zusammenarbeiten geben. 

Das Staatsschauspiel, das Residenztehater, wird 
seit dem Tage seiner Eröffnung aus den verschie­
densten Gründen kritisiert. Ich möchte aber einmal 
vor allem feststellen, daß wir i;n Bayern glücklich 
sein können, nunmehr wieder eine große Stätte, 
eine große moderne Bühne zu besitze.n, an der das 
Staatsschauspiel gepflegt wird. 

(Abg. Bezold: Groß in bezug auf den Raum!) 

Wir sind der Meinung, daß im neuen Haus - oder 
im neuen Theater in der Residenz, wie ich dieses 
Theater fast lieber nennen möchte - eisern gespart 
werden muß, wenn wir auch Verständnis haben, 
daß das Anlaufen eines großen Theaters erhöhte 
Mittel erfordert. Es ist nicht .leicht, einen Spielplan 
für alle Theaterfreunde gut und richtig zusammen­
zustellen. Klassische Stücke, moderne in- und aus­
ländische· Autoren kamen zu Wort. 

Auch wir stehen dem R~denztheater nicht kri­
tiklos gegenüber. Doch darf ich es einmal auch so 
ausdrücken: Wenn im Spielplan und im Zusammen­
spiel yielleicht nicht alle WÜnsche erfüllt worden 
sind, so sind doch auf der anderen Seite krasse 
Fehlschläge vermiei:len worden und ungewünschte 
Stücke dem Spielplan ferngeblieben. 

(Widerspruch - Zurufe: Pfingstorgel!) 
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Ich glaube, daß das Ensemble noch homogene;r zu­
sammenzustellen und zusammenzubringen ist. Die 
Aufführung vom „Misanthrop" von Moliere ist hier 
mit seinen herrlichen Zwiegesprächen - ich er­
innere nur an Frau Fink und Frau Kersten - ein 
beachtlicher Erfolg. Es muß darauf geachtet . wer­
den, daß nicht zu viele Gäste als Schauspieler und 
Regisseure nach München reisen, während ver­
schiedene Mitglieder des Ensembles wochenlang oft 
ohne Betätigung sind .. Es wäre auch zu wünschen, 
daß mit einem der großen Regisseure unserer Tage 
ein günstiger Vertrag abgeschlosesn wird. Alle 
Kritik am Residenztheater muß dazu führen, daß 
das Staatsschauspiel Bayerns auf das gleiche hohe 
Niveau kommt wie die Staatsoper. 

Möge die Staatsoperette im Gärtnerplatz-Theater 
bei der Neuorganisation, die Professor Rudolf Hart­
mann durchzuführen hat, und die durch einen enge­
ren Kontakt eine gegenseitige Leistungssteigerung 
hervorrufen soll, im Singspiel, in der Spieloper, in 
der Kammeroper ·oder in der modernen' Studio­
Oper genau so wie bei den Operetten Erstklassiges 
leisten. !1 

Wenn ich auch zuerst auf die starke Wirkung, 
die die. Landestheater ausstrahlen sollen, hingewie­
sen habe, so ist die CSU trotzdem der Meinung, 
daß die Nicht-Staatstheater in ganz Bayern staat­
liche mat~rielle Unterstützung erhalten sollen. Das 
Verhältnis 3: 1 schefot uns angemessen zu sein. 
Gerade yon dem guten Schwerpunkttheater muß 
eine gute Theaterkunst auf das ganze umliegende 
Gebiet ausstrahlen. Da der Südosten von Bayern 
in dieser Hinsicht stark vernachlässigt ist, könnte 
durch ein Aufleben neuer Theater oder solcher, 
die von München aus in dieser Gegend Einfluß 
nehmen, Abhilfe geschaffen werden. 

Mit Freuden habe ich vermerkt, daß der Herr 
Kultusminister dem Filmwesen in Bayern tatkräf­
tige Unterstützung zusagte. Das Filmwesen ist für 
diese Unterstützung in jeder Hinsicht dankbar. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein paar Worte 
über die Museen sagen, die München ebenfalls so 
berühmt gemacht haben. Ihnen hat der Bomben­
krieg riesige Verluste zugefügt, die noch nicht be­
hoben sind. Fast alle Museen sind heute, sieben 
Jahre nach Beendigung des Krieges, noch zerntö;:t, 
und wertvollste Bilder, Graphiken, Münzen und 
andere Kunstgegenstände stehen außerhalb Mün­
chens, in Kisten verpackt, überall herum. Dabei 
sind Verluste, Beschädigungen und Verfall kost­
barster Stücke nicht aufzuhalten. 

Es wäre notwendig, daß zur Erhaltung der Be­
stände die nötigen Unterkunftsräume gefunden oder 
geschaffen werden. Bauten wie die Alte Pinakothek, 
die Glyptothek, die Residenz, um nur einige zu 
nennen, müßten nach den alten Vorbildern wieder 
erstehen. Sie sind in der ganzen Welt genau so be­
kannt wie die Uffizien in Florenz, der Prado in 
Madrid oder der Louvre ilJ. Paris. Auch das weit 
über Bayerns Grenzen hinaus bekannte Völker­
kundemuseum müßte wieder seiner alten Bestim­
mung übergeben werden. Sollten unsere bayeri­
schen Sammlungen und Museen auf internationaler 

Höhe weiter gehalten werden, so ist es notwendig, 
daß der bayerische Staat Mittel bereitstellt, um 
Neuerwerbungen und Anschaffungen zu machen, 
die bei der heutigen Marktlage oft billig zu er­
reichen wären. Werden diese Kunstgegenstände 
aber für unsere Museen nicht angekauft, so gehen 
sie ins Ausland, ja von Europa weg nach Amerika. 

bie Aufgaben, die dem Landesamt für Denkmals­
pflege in der Nachkriegszeit erwachsen, sind bei 
den großen Verlusten und Beschädigungen von 
Kunstgegenständen nicht nur in München Nürn­
berg, Würzburg, Augsburg und Rege~sbu~g, son- · 
dern im ganzen Lande Bayern von besonderer Be-
deutung. · 

Besonders hervorheben möchte ich noch die Ar­
beiten der Hochschule der Bildenden Künste unter 
Professor Henselmann in München und der Aka-. 
demie in Nürnberg unter Professor Griebel. Beide 
Hochschulen leiden noch unter den Bombenzerstö­
rungen ihrer Geqäude. Es ist auch unser dringen­
der Wunsch, daß besonders in Nürnberg ein neues 
Gebäude für die Akademie ersteht. 

Auch die Staatliche Hochschule für Musik braucht 
wieder eine Unterkunft in München. Ein Konzert­
saal ist für München geradezu eine gebieterische 
Notwendigkeit. Es ist erfreulich, daß die Akademie 
der Schönen Künste in München mit ihrer Arbeit 
bereits internationalen Ruf erreicht· und ihr zum 
erstenmal herausgegebenes Jahrbuch „Gestalt und 
Gedanke" so hervorragend eingeschlagen hat. 

Die Christlich-Soziale Union ist der Meinung, daß, 
die Zuschüsse für den Haushalt der Schönen Künste, 
die sich, wie gesagt, auf ungefähr 13 Millionen be­
laufen, gegeben werden müssen, damit das Land 
Bayern den hohen Stand seiner Künste, seiner 
Theater, seiner Museen und seiner Musik erhält 
und noch erhöht. Es geht um den hohen Ruf unse­
rer Kunststädte· und des kunstliebenden Bayerns, 
es geht um die Erhaltung einer von den Königen 
übernommenen Tradition. Daher stimmt die Christ­
lich-Soziale Union ~uch diesem Teil des Haushalts 
des Kultusministeriums zu. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Präsident .Dr. Hundhammer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Seibert. 

Seibert (BP): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich habe im August vorigen Jahres zwei 
Anträge eingereicht, die den Haushalt des Kultus.,. 
ministeriums betreffen, und daher leider jetzt erst 
behandelt werden konnten. 

Der eine Antrag auf Beilage 1270 betrifft die 
Verstaatlichung der Karlsoberrealschule in Bad 
Reichenhall, der andere Antrag auf Beilage 1200 
die Gewährung eines Zuschusses an das staatlich­
städtische Symphonieorchester in Bad Reichenhall .. 

Erlauben Sie mir, daß ich vor der Abstimmmung 
über den Etat des Kultusministeriums hierzu einige 
Ausführungen mache. Die städtische Karlsoberreal-· 
schule in Bad Reichenhall ist die einzige zentrale 
Vollanstalt mit angegliederter Gymnasialabteilung 
im Südostraum. Die nächste zentrale Schule ist in 
Ti:aunstein. In Bad Reichenhall kommen die Sch.ü-
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ler aus dem Landkreis Laufen und Berchtesgaden; 
selbst aus dem Landkreis Traunstein zusammen. 
Die Schule hat mit 60 Prozent Anteil von auswär­
tigen Schülern bestimmt das Anrecht auf eine grö­
ßere staatliche Hilfe, wenn nicht sogar auf Durch­
führung der Verstaatlichung selbst. 

Durch die Abschaffung des Schulgelds ist die 
Stadt Reichenhall mit ihrer Realschule in ganz 
große Zahlungsschwierigkeiten gekommen. Es ist 
ihr nicht mehr möglich, die au~wärtigen Schüler 
anzunehmen. Dagegen muß aber festgestellt wer­
den, daß dieser Raum mit seinen 110 000 Einwoh­
nern ebenfalls ein Anrecht auf eine staatliche 
höhere Lehranstalt hat. Die Zuschüsse, die die Stadt 
Bad Reichenhall geben soll, betragen über 100 000 
D-Mark jährlich und wachsen an, da die Neu­
zugänge die Abgänge überwiegen. Ich bitte daher 
das Hohe Haus, diesem meinem Antrag vom 
21. August 1951 die Zustimmung zu erteilen. 

Der nächste Antrag betrifft einen Zuschuß an 
das staatlich-städtische Symphonieorchester in Bad 
Reichenhall. Dieses Orchester hat sich nach dem 
Zusammenbruch 1945 verhältnismäßig schnell zu­
sammengefunden. Es hat zur Zeit 37 Mitglieder, 
davon über 50 Prozent Heimatvertriebene beschäf­
tigt. Die Leistungen des Orchesters in Bad Reichen­
hall sind von der Presse, von den. Zuhörern und 
auch vor allem von den Musikfachleuten anerkannt 
worden. Das Orchester ist lediglich in der Zeit vom 
Juli bis Oktober, also in der Saison voll beschäf­
tigt. In der Zeit von Mitte Mai bis zum Beginn der 
Saison am 15. Juli wird es durch die Stadt finan­
ziert. Für den übrigen Teil des Jahres müssen die 
Leute, auf deutsch gesagt, stempeln gehen. Hätte 
dieser Körper einen Zuschuß von 30 000 DM jähr­
lich, dann könnte das Orchester das ganze Jahr 
über spielen. Es könnte vor allem in den Winter­
monaten, wie mir der Leiter des Orchesters, Herr 
Dr. Barth, versichert hat, nicht nur in Bad Reichen­
hall, sondern auch in Berchtesgaden, Freilassing, 
Tittmoning, Laufen, Traunstein, Neuötting, Burg­
hausen usw„ kurz im gesamten Südostraum Kon­
zerte geben, deren Eintrittspreise lediglich zur 
Deckung der Fahrtkosten dienen müßten. 

Sehr verehrte Mitglieder des Hohen Hauses! Ich 
glaube, daß wir im Südostraum von Bayern auch 
einen Anspruch auf gute Musik haben. Ich möchte 
feststellen, daß die Aufnahmefähigkeit der· Land­
bevölkerung für gute deutsche Musik bestimmt 
ebenso groß ist wie die des Städters. Gerade wir 
Deutschen, die wir derartige hervorragende Musi­
ker hervorgebracht haben, haben allen Grund, dtese 
Musik zu pflegen, zu hegen und Mittel bereitzu­
stellen, daß sie auch an unsere Jugend weitergetra­
gen wird, die, Gott sei Dank, zum größten Teil die 
importierten Urwaldklänge noch ablehnt. 

Ich bitte daher das Hohe Haus, diesem Antrag, 
der einen Zuschuß für das Orchester in Höhe von 
30 000 DM vorsieht, die Genehmigung zu erteilen. 

Einen ähnlichen Antrag hat auch der Herr Kol­
lege Euerl bezüglich des fränkischen Landesorche­
sters eingereicht. Auch dem Bad Kissinger Sym-

phonieorchester möge auf diese Weise geholfen 
werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Red­
ner ist noch gemeldet der Herr Abgeordnete 
Dr. Korff. Ich bemerke, daß seiner Fraktion nur 
noch eine Redezeit von 3 Minuten zur Verfügung 
steht. 

Dr. Korff (FDP): 6 Minuten, Herr Präsident. Ich 
bitte, da wir die ganze Last der Opposition bekom­
men haben, weil sich die Bayernpartei als „Re­
gierungspartei in Reserve" gezeigt hat, um etwas 
Nachsicht des Herrn Präsidenten. 

Präsident Dr. Hundhammer: - Herr Abgeord­
neter, erstens wird die Redezeit nicht vom Präsi­
denten gemessen, sondern von den beiden Schrift­
führern - und die haben mir errechnet, daß Ihnen 
noch 3 Minuten zur Verfügung stehen. Für mich 
sind die Schriftführer maßgebend. 

(Verschiedene gleichzeitige Zurufe) 

Zweitens muß ich zu Ihrer Begründung, daß Sie 
die Last der Opposition zu tragen hätten, bemerken: 
Die Entscheidung darüber, was Opposition ist, tref­
fen nicht Sie, sondern die Repräsentanten der ver­
schiedenen Fraktionen. 

(Beifall) 

Dr. Korff (FDP): - Ich bitte um Nachsicht, Herr 
Präsident. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich bitte, Ihre 3 Mi; 
nuten auszunützen. 

Dr. Korff (FDP): Meine Damen und Herren, 
Hohes Haus! Im „tausendjährigen Reich" ihat der 
Abgeordnete Ü!berihaupt keine Redezeit gehabt. Da 
-durfte ·er nur Ja sagen. 

(Erregte Zurufe) 

Wir ha1ben es dmmeJ:ihin soweit gebracht, daß man 
. einer Frnktion 30 Minuten zubilligt, 

'(Zuruf: Viel ·zu viel) 

die der Regierung zu sagen hat, was sie über i'hre 
Poliiti!k den-kt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie drin­
gendst bitten, etwas Nachsicht zu haiben, 'um sich 
nicht den Vorwurf zuzuziehen, daß Sie die Oppo­
sition mundtot machen wollen. 

(Zurufe des Wiiderspruch:s, darunter: So geht 
es nicht!) 

Meine Damen und Herren! Es ist dem Kultus­
ministerium wieder einmal das Kompliment ge­
macht worden, daß es sehr bescheiden sei und im 
Haushalt des bayeriischen Staates die letzte Stelle 
einnehme. Ich habe - der Herr Prälat wird sich 
entsinnen - an dieser Stelle schon öfter darauf 
aufmerks-am gemacht, daß dieses Kompliment ein 
seihr zweischneid:i!ges Schwert ist. 

(Abg. Meixner: Eine Feststellung!) 
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Wenn ~an im Finanzministerium der Ansicht ist, 
daß das Kultusministerium das konservative Mini­
sterium sei, so hat di'e Etatrede des Herrn Ministers 
das bestätigt. Denn diese Etatrede hatte - das muß 
hier festgestellt werden - keinerlei grundlegende 
Konzeption. · 

{Oho!) 

Indem der Herr Minister von sich selbst als dem 
„Verwalter" der bay1erischen Kultur und nicht dem 
Gestalter" der bayerischen Kultur spricht, hat er 

~ich und seine Rolle gekennzeichnet. 

(Zurufe) 

Die Gegnerschaft gegen eine Einmischung des Bun­
des in die Kulturhoheit der Länder ist kein Ersatz 
für eine kulturpolitische Konzeption. Was der Herr 
Kultusminister uns dargeiboten hat, war ein Mosaik, 
das nicht einmal ein Gesamtibild ergibt. Er hat uns 
Einzelheiten 'VOVg,etragen. Wenn er von „Reform" 
gesproch!en und in seinem !Bericht das Wort „orga­
nd:sch" gebraucht !hat: er sollte sich von seinen Refe­
renten einmal von dem vielen Nebeneinander und 
Durch,einander auf dem Gebiete des Schulwesens 
berichten lassen. Er sollte sich einmal vergegen­
wärtigen, wieviel Sackgassen der Bildung es heute 
in Bayern gfüt. Ich weiß nicht, ob er dann noch das 
Wort „organisch" auf die ibayedsche Kulturpolitik 
von iheute anwenden würde. E's geht nicht an, wie 
es der Herr Minister angekündigt !hat, erst Einzel­
gesetze und dann eine Art Überbau il'ber dii:e Einzel­
gesetze zu machien, etwa übe:r das .Organisations­
gesetz der Volksschtilen und das Berufsschulgesetz. 
Was notwendig ist und was die -Referenten seines 
Ministeriums längst evkannt und ausgearbeitet 
haben, ist der Entwurf eines Schulau:llbaugesetzes, 
das endlich einmal richtunggebend d:üe Grundlage 
für einen gesunden, organischen Auf- und ~usam­
menbau unseres Schulwesens bildet. Warum wird, 
wenn schon die besten Menschen, die die bayeri­
schen Erzieher zur Verfügung stellen können, in 
Kempfenhausen den Grund gelegt haben, von die­
ser Grund1egung eines bayerischen Schulwesens so 
wenig - man kann schon sagen: gar kein - Ge­
brauch gemacht? Wo ibleibt _zum Beispiel, um nun 
die$e Kempfenhausener Zusammenarbeit in eine 
Re11el. ei."nA .c1esetzliche Ordnung zu bring·en, der 
La;d~sschu]lbeirat, der nicht bloß vom Vertrauen 
des Herrn Ministers, sondern auch vom Vertrauen 
der Erzieherver·bände getrag.en wird? In Kempfen­
hausen bestand zum Beispiel eine einzige Meinung: 
nämlich die, daß. die Mittelschulen, wie sie heute 
als dreiklassige Schulen - aufgebaut auf sieben 
Volksschulklassen - bestehen, absolut ungenügend 
sind. Die gesamte Wirtschaft Bay,erns ist der Mei­
nung, daß das, was man in Kempferrhausen die 
Realschule neuer Ordnung nannte, mit vier Klassen 
nach sechs Volksschulklassen die "Mindestforderung 
sei, um die jungen Menschen wirklich zu einem 
Platz in der Wirtschaft zu fü!hr,en und den Zug zur 
Universität üiber die Oberrealschulen und Gymna­
sien endlich einmal anzuzapfen und abzustoppen. 
Wo bleibt diese Schu1e? 

(Abg. Meixner: Sie ist im Aufbau!) 

Herr Minister Dr. 1Schwal!ber hat die Notwendigkeit 
eingesehen; ·er. hat uns im 'kulturpolitischen Aus­
schuß versprochen, sich mit den Referenten zusam·· 
menzusetzen, um einmal herauszufinden, wie dies am 
besten gemacht werden könnte .. In seiner Rede war 
davon nichts. Es ist wieder einmal die Schnecken­
post, wie meine Kollegin Dr: Brücher bereits ge­
sagt hat. Das Kernstück der Schulr.eform - -

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
Sie haiben jetzt bereits die doppelte Redezeit ver~ 
braucht. 

Dr. Korff (F1DP): Herr Präsident, wenn Sie 
glauben, daß das, was ich zu sagen ihaibe, - -

Präsident Dr. Hundhammer: - Der Präsident 
kann sich nicht mit Ihnen in eine Debatte über die 
Redezeit einlassen, - -

Dr. Korff (F1DP): Fra.gen Sie bitte das Haus! 

Präsident Dr. Hundhammer: ......:. Herr Abgeord­
neter, das Wort hat jetzt der Präsident; sonst muß 
ich es Ihnen in aller Form entziehen. 

Dr. Korff (FDP): Fragen Sie bitte das Haus! 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Präsident hat 
Ülber die Redezeit zu wachen, die Ihnen zugeteilt 
ist. Sie haben die Redezeit, die Ihnen zur Ver­
fügung stand, ums Doppelte überschritten. Darum 

, bitte ich, zum Schluß zu kommen. 

Dr, Korff (FDP): Ich beantrage, daß Sie das Haus 
fragen, nb es ein'Verstanden ist, mich zu Ende reden 
zu lassen. „ 

{Abg. Meixner: l])ann hätte Frau Abgeordnete 
Dr. Brücher nicht so lange reden sollen!) 

Meine Damen und Herren! Kernstück der Schul­
reform ist die Lehrerbildung. Wir haben einen Ent­
wurf eingereicht, der ganz und gar den Bestim­
mungen des Konkordats und des Evangelisch­
Lutiherischen Kirchenvertrags entspricht. Soviel wir 
über die Koalitionsvereinbarungen wissen, ent­
spricht er auch der Koalitionsverein!barung der heu­
tigen Regierungspart·eien. Ich sehe nicht ein, wozu 
es notwendig ist, noch weitere Parteientwürfe ein­
zubringen. 

(Abg. Meixner: Das müssen Sie schon uns· 
überlassen, ob wir das tun oder nicht) „ 

Ich möchte nur sagen, der Weg ist frei. Wir können 
an Hand des Entwurfs der FDP über die Lehrer­
;bildung beraten. 

(Abg. Meixner: Wir kommen schon noch dazu!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
Korff, ich entziehe Ihnen hiermit das Wort. 

(Abg. Dr. Korff: Sie haben mich mundtot 
.gemacht, Herr Präsident!) 

Ich bemerke ausdrücklich: Die Geschäftsordnung 
des Landtags bestimmt im § 69 Albsatz 2 folgendes: 
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Wird die Redezeit überschritten, entzieht der 
Präsident dem Redner nach einmaliger Mah­
nung das Wort. 

(Sehr richtig!) 

(Abg. ·Dr. Korff: föe haben juristisch voll­
ständig richtig gehandelt.) 

Nun möchte ich noch mit einem Wort auf eine 
Bemerkung des Abgeordneten Dr. Korff eingehen, 
die ich nicht unwidersprochen lassen kann. Er hat 
zu Beginn seiner Ausführungen auf föe national­
sozialistische ·Zeit Bezug genommen, in der das 
Parlament. und der Abgeordnete nicht haben reden 
können. ·Die Redezeit der einzelnen Fraktionen für 
die Aussprache ist im Ältestenrat festgesetzt wor­
den, und zwar einstimmig. 

(.Aibg. Dr. Korff: Hier im Haus ist sie fest-
gesetzt worden!) · 

Die Frage wurde gestern abend und h:eute früh be­
sprochen. Auch hier im Hause ist der Beschluß ein­
stimmig gefaßt worden. Unter diesen Umständen 
solche Bemerkungen zu machen, wie es hier ge­
schehen ist, ·erscheint mir als eine Ungehörigkeit. 
Ich weise sie zuri,ick. 

(Beifall •bei der CSU) 

Herr Abgeordneter Bantele! 

Bantele (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Uns ist der Vorwurf gemacht worden, daß 
wir die Opposition nicht unte!rstützten. Die Art und 
Weise, wie wir das tun, ist unsere Sache. Wir 
fühlen nicht das Bedürfnis, durch Schreien Oppo­
sition zu machen, sondern durch ibessere Forde­
rungen. 

{Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Mir wird eben vom 
Schriftführer eine Aufstellung übergeben, ·in- der 
die Redezeit der Regierungsparteien und der Oppo­
sitionsparteien zusammengestellt ist. Ich bemerke, 
daß Grundlage für die Festsetzung der Redezeit 
die Stärke der Fraktionen der Regierungsparteien 
und der Opposition gebildet hat. Dabei haben sich 
als Gesamtredezeit der Regierungsparteien 120 Mi­
nuten, der Oppositionsparteien 95 Minuten ergeben. 

(.A!bg. Dr. Korff: Einschließlich der Bayern­
partei!) 

Vergleichen Sie damit bitte die Zahl der Abgeord­
neten, die auf beide Gruppen entfallen. 

Eine weitere Wortmeldung Hegt nicht vor. Es 
spricht der Herr Staatsminister für Unterricht und 
Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Ich 
möchte keine weiteren sachlichen Erklärungen ab­
geben. Ich war darauf gefaßt, daß die Art, wie ich 
das Ministerium geführt habe, nicht die Billigung 
der Fraktion der FDP finden wird. 

(Zuruf von der CSU: Schadet nichts!) 

Aber zu einer Bemerkung darf ich doch ganz kurz 
Stellung nehmen. Ich wäre gerne bereit, auf 

etwaige Unklarheiten noch einzugehen. Da aber 
die Zeit drängt - ich muß morgen nach Bonn fah­
ren -, ist es mir zeitlich kaum mehr möglich, zu 
Anfragen näher Stellung zu nehmen. Aber eines 
möchte ich richtigstellen: Wenn ich bemerkt habe, 
zu pessimistischer Auffassung besteht kein Anlaß, 
so habe ich diese Bemerkung zu einem kleinen 
Ausschnitt gemacht. Ich möchte aber jetzt dazu­
setzen: Ich bin sogar als Kultusminister Optimist, 
und zwar deswegen, weil ich an die Zukunft meines 
Volkes glaube, 

(Bravo!) 

weil ich glaube, daß das deutsche Volk noch soviel 
Kraft in sich hat, daß es diese Zeit der Not über­
winden wird und wir aus dieser Zeit der Not unsere 
Kultur in eine bessere Zeit hinüberretten werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zur A b s t i m m u n g 
entsprechend dem Bericht des Ausschusses für 
den Staatshaushalt, dessen Beschlüsse auf Bei-

. lage 2387 wiedergegeben sind .. 

Ich rufe auf aus dem Haushaltsvoranschlag des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus Ka­
pitel 401, Zentrale· Verwaltung, A. Ministerium. 
Der Ausschuß beantragt die unveränderte An­
nahme der Abschlußziffern mit 132 050 DM in Ein­
nahmen und 1 682 300 DM in Ausgaben, somit 
einem ZusChußbedarf von 1 550 250 DM. - Es er­
hebt sich gegen diese Ziffern kein Widerspruch. 
Ich stelle die Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf das Kapitel 401 B, Sammelansätze 
für den Gesamtbereich des Einzelplans V. Der Aus­
schuß schlägt vor, bei Titel 300, Zuschüsse und 
Darlehen aus Mitteln des Fußballtotos an Turn­
und Sportvereine für die Errichtung, Instand­
setzung und Ausstattung von Turn- und Sporthal­
len und· -anlagen, zur Beschaffung von Turn- und. 
Sportausrüstung sowie für organisatorische Be­
dürfnisse, den Absatz 2 der Bemerkung wie folgt 
zu ändern: 

Die Willigung bemißt sich in der Zeit vom 
1. April 1951 bis zum 30. September 1951 auf 
8 v. H. des Gesamtumsatzes aus den Fußball­
wetten, der in der Staatshaushaltsrechnung bei 
Epl. XIII Kap. 1205 Tit. 10 vermerksweise 
festgestellt wird. 

Kapitel 401 B schließt ab mit Einnahmen von 50 DM, 
Ausgaben von 9 581 550 DM somit einem Zuschuß­
bedarf von 9 581 500 DM. - Es erhebt sich kein 
Widerspruch; ich stelle die Zustimmung des Hauses 
zu Kapitel 401 B fest. 

Ich rufe auf Kapitel 402, Landesuniversitäten, 
A. Universität München, I. Universität im allge­
meinen. Der Ausschuß schlägt die unveränderte 
Annahme folgender Abschlußziffern . vor: Einnah­
men 2 430 600 DM, Ausgaben 9 080 300 DM, Zu­
schußbedarf 6 649 700 DM. - Es erhebt sich kein 
Widerspruch; Kapitel 402 A I ist angenommen. 

Ich rufe auf Kapitel 402 A II, Universitätsklini­
ken. Der Ausschuß beantragt unveränderte An­
nahme folgender · Abschlußziffern: Einnahmen 
5 822 800 DM, Ausgaben 8 652 800 DM, Zuschußbe-
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darf 2 830 000 DM. - Es erfolgt kein Widerspruch; 
ich stelle die Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf Kapitel 402 B. Universität Würzburg, 
I. Universität im allgemeinen. Der Ausschuß schlägt 
die unveränderte Annahme vor. Die Abschlußzif­
fern lauten in Einnahmen 1199 200 DM, in Aus­
gaben 4 012 200 DM; Zuschußbedarf 2 813 000 DM. 
- Es erfolgt kein Widerspruch; Kapitel 402 B I 
ist angenommen. 

Ich komme zu Kapitel 402 B II, Universitätsklini­
ken. Der Ausschuß schlägt unveränderte Annahme 
folgender Abschlußziffern vor: Einnahmensumme 
3 729 350 DM, Ausgaben 5 737 050 DM, Zuschuß­
bedarf 2 007 700 DM. - Da sich kein Widerspruch 
erhebt, stelle ich Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf Kapitel 402, C. Universität Erlan­
gen, I. Universität im allgemeinen. Der Haushalts­
ausschuß beantragt bei Titel 206, Bewirtschaftung 
von Dienstgrundstücken und Diensträumen, den 
Betrag von 205 000 DM um 50 000 DM auf 
255 000 DM zu erhöhen. Unter diesen Umständen 
schließt das Kapitel 402 C I ab mit einer Einnah­
mensumme von 1 273 500 DM, einer Ausgaben­
summe von 3 994 700 DM. Der verbleibende Zu­
schußbedarf beläuft sich auf 2 721 200 DM. - Es 
erfolgt kein Widerspruch; Kapitel 402 C I ist an­
genommen. 

Ich rufe auf Kapitel 402 C II, Universitätsklini­
ken. Der Ausschuß empfiehlt die unveränderte· An­
nahme ·folgender Abschlußziffern: Einnahmen 
3 319 550 DM, Ausgaben 4 929 500 DM, Zuschuß­
bedarf 1 609 950 DM. - Es erfolgt kein Wider­
spruch; ich stelle die Zustimmung des Hauses fest, 

Ich rufe auf Kapitel 403, Technische Hochschule 
München. Der Haushaltsausschuß beantragt die 
unveränderte Annahme des Regierungsvorschlags. 
Die Ziffern lauten: Einnahmensumme 6 214 200 DM, 
Ausgabensumme 11 689 700 DM, Zuschußbedarf 
5 475 500 DM. - Da kein Widerspruch erfolgt, 
stelle ich die Zustimmung des Hauses fest. 

Ich komme zu Kapitel 404, Philosophisch-theo­
logische Hochschulen. Der Ausschuß schlägt vor, 
daß bei Titel 3, Gebühren und Strafen einschl. der 
von Prüflingen für die Abhaltung von Prüfungen 
zu erhebenden Gebühren, die Nummer 3 Buch­
staben c und e der Erläuterungen folgende Fas­
sung erhalten: 

c. Unterrichtsgebühren . 194 300 DM 
e. Ersatzgelder 24 440 DM. 

Das Kapitel 404 schließt somit ab in der Einnah­
mensumme mit 418150 DM, in der Ausgaben­
summe mit 1 814 750 DM, somit einem Zuschuß­
bedarf von 1 396 600 DM. - Es erfolgt kein Wider­
spruch; ich ste!le die Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf Kapitel 406, Sammelansätze für den 
Gesatzbereich der Universitäten und sonstigen wis­
senschaftlichen Hochschulen. Der Haushaltsaus­
schuß beantragt bei Titel 103 a, Bezüge für zu­
sätzliche nichtbeamtete Kräfte, bei der Zweckbe­
stimmung unter dem Buchstaben d das Wort „Aus-

---·----------·-------------~ 

bildung" durch das Wort „Ausübung" zu ersetzen. 
Das Kapitel 406 schließt ohne Einnahmen mit einer 
Ausgabensumme von 2 772 300 DM ab. Dieser Be­
trag stellt den Zuschußbedarf dar. - Ein Wider­
spruch erfolgt nicht; das Kapitel 406 ist ange­
nommen .• 

Ich rufe auf Kapitel 407 A. Bayerische Sport­
akademie in Grünwald. Der Ausschuß empfiehlt die 
unveränderte Annahme mit folgendem Abschluß: 
Einnahmensumme 114 550 DM, Ausgabensumme 
240 200 DM, Zuschußbedarf 125 650 DM. - Es er­
folgt kein Widerspruch; ich stelle die Zustimmung · 
des Hauses fest. 

Es folgt Kapitel 407 B, Hochschulins~itute für 
Leibesübungen. Auch hier schlägt der Ausschuß; 
die unveränderte Annahme der Voranschlagszif­
fern vor: Einnahmen 68 500 DM, Ausgaben 
206 600 DM, Zuschußbedarf 138 100 DM. - Ohne 
Widerspruch ist das Kapitel angenommen. 

Ich komme zu Kapitel 408, Orthopädische Klinik 
in München. Der Ausschuß beantragt unveränderte 
Annahme der Einnahmensumme von 1100 000 DM 
und der Ausgabensumme von 1100 000 DM. Das 
Kapitel 408 schließt also ohne Zuschußbedarf ab. 
- Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf Kapitel 409, Hebamtnenschule, Ent­
bindungsanstalt und Frauenklinik Bamberg. Der 
Ausschuß empfiehlt unveränderte Annahme der· 
Voranschlagsziffern Einnahmensumme 382800 DM, 
Ausgabensumme 481 500 DM, Zuschußbedarf 
98 700 DM. - Ohne Widerspruch angenommen. 

Ich rufe auf Kapitel 420, Akademie der Wissen-; 
schaften. Der Ausschuß empfiehlt unveränderte 
Annahme der Voranschlagsziffern: Einnahme 
4000 DM, Ausgaben 390 550 DM, Zuschußbedarf' 
386 550 DM. - .Ohne Widerspruch so beschlossen. 

Kapitel 421, Staatliche wissenschaftliche Samm­
lungen: Der . Ausschuß schlägt keine Änderungen 
vor. Einnahmensumme · nach Regierungsentwurf 
122 500 DM, Ausgabensumme 1 002 250 DM, Zu­
schußbedarf 879 750 DM. - Ohne Widerspruch SQ; 

beschlossen. 

Ich rufe auf .Kapitel 422, Balneologisches Institut 
bei der Universität München. Der Ausschuß schlägt. 
vor, bei Titel 500 die Zweckbestimmung wie folgt. 
zu ändern: 

Erstausstattung des Instituts mit Apparaten, 
Laboratoriumsgeräten und Einrichtungsgegen-·. 
ständen, wissenschaftlichen Werken für die 
Bücherei sowie Büromobiliar und Materialien, 
1. Rate. 

Abschlußziffern des Kapitels 422: Einnahmen 
6000 DM, Ausgaben 99 750 DM, Zuschuß 93 750 DM. 
- Ohne" Widerspruch so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 423, Bayerische Biologische 
Versuchsanstalt in München. Der Haushaltsaus­
schuß erhebt keine Erinnerungen gegen folgende 

··Abschlußziffern des Regierungsentwurfs: Einnah­
mensumme 7000 DM, Ausgabensumme 105 750 DM, 
Zuschußbedarf 98 750 DM. - Ohne Erinnerung so. 
beschlossen. 



Bayerischer Landtag - 75. Sitzung. Mittwoch, den 12. März 1952 1689 

(Präsident Dr. Hundhammer) 

Ich rufe auf Kapitel 424, Teich.wirtschaftliche 
Versuchsanstalt „Hafer-Institut" in Wielenbach. 
Bei unveränderter Annahme der Entwurfsziffern 
ergibt sich eine Einnahmensumme von 10 250 DM, 
eine Ausgabensumme von 41 200 DM und ein Zu­
schußbedarf von 30 950 DM. - Ohne Erinnerung 
so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 425 A, Staatsbibliothek in 
München. Bei unveränderti=r Annahme der Ent­
wurfsziffern ergibt sich eine Einnahmensumme von 
14 200 DM und eine Ausgabensumme von 1 402 100 
D-Mark, somit ein Zuschußbedarf von 1 387 900 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 425 B, Staatliche Bibliothek 
in Bamberg. Bei unveränderter Annahme der Ent­
wurfsziffern schließt dieses Kapitel ab in Einnah­
men mit 1500 DM, in Ausgaben mit 89 650 DM, 
somit einem Zuschußbedarf von 88 150 DM. - Ohne 
Erinnerung; so beschlossen. 

Es folgt das Kapitel 425 C, Staatliche Bibliothek 
in Regensburg. Der Ausschuß schlägt die unver­
änderte Annahme folgender Entwurfsziffern vor: 
Einnahmen 3250 DM; Ausgaben 32 700 DM; Zu­
schußbedarf 29 450 DM. - Ohne Erinneri,mg; so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 425 D, Staatliche Bibliothek 
in Passau. Die unveränderten Ziffern des Entwurfs 
lauten in . Einnahmen 1000 DM, in Ausgaben 
14: 750 DM; der verbleibende Zuschußbedarf beträgt 
13 750 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 426, Staatliche Archive. Der 
Ausschuß ·schlägt keine Änderung vor; Die Ab­
schlußziffern lauten: Einnahmen 20 .350 DM; Aus-. 
gaben 1 015 950 DM; es verbleibt ein Zuschußbedarf 
von 995 600 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlos­
sen. 

Es folgt Kapitel 427, Zuschüsse an A. Nichtstaat­
liche wissenschaftliche Anst.alten und Unterneh­
mungen, B. Zonale Einrichtungen mit eigener 
Rechtsperson, C. Einrichtungen mit gemeinsamer 
Länderfinanzierung, D. Einrichtung des Bundes 
mit besonderer Beteiligung des Bayerischen Staa­
tes, E. Sonstige gemeinsame Einrichtungen der 
Länder der Deutschen Bundesrepublik. Der Haus­
haltsausschuß schlägt vor, bei Titel 220, Zuschuß 
an die Deuts.che Forschungsanstalt für Lebensmit­
telchemie in München, den Betrag von 42 000 DM 
um 2800 DM auf 44 800 DM zu erhöhen. - Ohne 
8iderspruch; so beschlossen. Ferner schlägt der 
Haushaltsausschuß vor, dem Antrag der Abgeord­
neten Dr. Lippert, Dr. von Prittwitz, Raas, Dr. Eck­
hardt, Dr. Brücher und Haußleiter betreffend Ge­
währung eines Staatszuschusses. an die Hochschule 
für politische Wissenschaften (Beilage 1275): 

Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus wird angewiesen, bei Einzelplan V 
Kap. 427 - Zuschüsse an nichtstaatliche, wis­
senschaftliche Veranstaltungen und Unterneh­
mungen - der Hochschule für politische Wis­
senschaften,. München, Von-der-Tann-Straße 2, 
den Betrag von 50 000 DM zuzuwenden, 

in der Weise die Zustimmung zu erteilen, daß fol­
gender neuer Titel 223 a eingefügt wird: „Zuschuß 

·~-----,.--------~ 

an die Hochschule für politische Wissenschaften 
in München 50 000 DM. - Ohne Erinnerung; so 
beschlossen. Bei Kapitel 427 E, Titel 235, Landes·­
beitrag zum Unterhalt der Zentralstelle für Flücht­
lingslehrer in Hannover, beantragt der Haushalts­
ausschuß, den k.w.-Vermerk anzubringen. Kapi­
te1 427 schließt ab in Einnahmen mit 1912 900 DM, 
in Ausgaben mit 8 189 850 DM, somit mit einem 
Zuschußbedarf von 6 276 950 DM. - Ohne Erinne­
rung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 432, Staatliche höhere Lehr­
anstalten. Der Ausschuß schlägt unveränderte An­
nahme folgender Entwurfsziffern vor: Einnahmen­
summe 1910 000 DM; Ausgabensumme 39 052.300 DM; 
Zuschußbedarf 37 133 300 DM: - Ich glaube, 
bei Beschlüssen über Summen von 30 bis 40 Mil­
lion dürfte ich um Aufmerksamkeit bitten. - Gegen 
den Vorschlag des Ausschusses zu Kapitel 432 er­
hebt sich kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 433, Staatliche Mittelschulen. 
Bei unveränderter Annahme der Entwurfsziffern 
ergeben sich Einnahmen in Höhe von 15 000 DM, 
Ausgaben in Höhe von 1 096 100 DM und ein Zu­
schußbedarf von 1 081100 DM. - Ohne Erinnerung; 
so beschlossen. 

Ich rufe auf das Kapitel. 434, Lehrerbildungs­
anstalten. Nach dem Regierungsentwurf lautet die 
Einnahmensumme 612 300 DM, die Ausgabensumme 
auf 4 934 050 DM; der verl;ileibende Zuschußbedarf 
beträgt 4 321 750 .DM. - Ohne Erinnerung; so be­
schlossen. 

. Es folgt Kapitel 435 A und B, Regierungs- und 
Schulräte. Einnahmen sind bei diesem Kapitel nicht 
vorhanden; die Ausgabensumme von 2 397 950 DM 
stellt zugleich den Zuschußbedarf dar. - Ohne Er­
innerung; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf das Kapitel 436, Volksschulen. Der 
Haushaltsausschuß schlägt vor, bei Titel 100, Be­
soldungen, den Betrag von 130 364 000 DM um 
138 500 DM auf 130 225 500 DM zu kürzen und bei 
Titel 103, Hilfsleistungen durch nichtbeamtete 
Kräfte, den Betrag von 7 544 000 DM um 138 500 DM 
auf 7 682 500 DM zu erhöhen. Der Abschluß lautet: 
Einnahmensumme 183 900 DM; Ausgabensumme 
153 481 850 DM. - Vielleicht darf ich auch die 
Herrschaften in der Ecke bitten, der Abstimmung 
ihre Aufmerksamkeit zu schenken. Das gilt für 
beide Seiten des Hauses. 

Bezold (FDP): Herr Präsident, wir fragen uns 
eben, ob noch die Hälfte des Hauses hier ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Diese Frage, Herr 
Abgeordneter, habe ich mir selbst eben auch ge­
stellt; deswegen hat die Schriftführerin die Klingel 
in Bewegung gesetzt. Es ist ein beschämendes Bild 
für den Landtag, wenn nicht einmal die Hälfte des 
Hauses der Abstimmung über solche Ziffern Auf­
merksamkeit zuwendet. 

(Allgemeine Zustimmung) 

Ich appelliere seit Beginn der Abstimmung an die 
Aufmerksamkeit des Hauses. 

(Sehr rfchtig!) 
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Ein Parlament müßte soviel Selbstdisziplin üben, 
daß es der Aufgabe einer Abstimmung über solche 
Summen Aufmerksamkeit und Anwesenheit schenkt, 
und ich glaube, es wäre beinahe am Platz, eine 
namentliche Abstimmung darüber durchzuführen. 

(Beifall - Abg. Bezold: ~inverstanden!) 

- In der Zwischenzeit hat sich die Zahl der An­
wesenden soweit vermehrt, daß die Beschlußfähig­
keit gegeben sein dürfte. 

Wir fahren in der Abstimmung fort. Der Zu­
schußbedarf zu Kapitel 436, Volksschulen, über das 
abzustimmen ist, beläuft sich auf 153 297 950 DM. 
- Ohne Erinnerung; so be~chlossen. 

Ich komme zu Kapitel 437, Berufsschulen. Der 
• Ausschuß schlägt vor, bei Titel 218, Zuschüsse für 

gewerbliche, kaufmännische, hauswirtschaftliche 
und bergbauliche Berufsschulen die Erläuterungen 
entfallen zu lassen. Das Kapitel 437 schließt, da 
Einnahmen nicht vorhanden sind, mit einer Aus­
gabensumme von 6 234 900 DM ab; diese Summe 
stellt den Zuschußbedarf dar. - Ohne Erinnerung; 
so beschlossen. 

Es folgt Kapitel 438, Staatliches Berufspädagogi­
sches Institut in München. Bei unveränderter An­
nahme der Abschlußziffern des Entwurfs lautet die 
Einnahmensumme auf 41250 DM, die Ausgaben­
summe auf 175 150 DM, der Zuschußbedarf auf 
133 900 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 439; Staatsinstitut für den 
landwirtschaftlichen Unterricht in Munchen. B~i 
unveränderter Annahme der Entwurfszahlen lauten 
die Einnahmen auf 17 600 DM, die Ausgaben auf 
213 400 DM; es verbleibt ein Zuschußbedarf von 
195 800 DM. - Ebenfalls ohne Erinnerung; so be­
schlossen. 

Es folgt das Kapitel 441 A, Staatsbauschulen 
und Staatliche Ingenieurschulen. Der Ausschuß 
schlägt keine Änderungen des Entwurfs vor. Die 
Einnahmensumme beträgt 264 400 DM, die Aus­
gabensumme 1 258 550 DM, der Zuschußbedarf 
994 150 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 441 B, Staatliche Berufs­
fachschulen für Maschinenbau in Landshut. Bei un­
veränderter Annahme der Entwurfsziffern lauten 
die Einnahmen auf 47 700 DM, die Ausgaben auf 
83 300 DM~ es verbleibt ein Zuschußbedarf von 
35 600 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf das Kapitel 442, Staatliche Fach­
schulen. Der Ausschuß schlägt keine Änderung der 
Entwurfsziffern vor. Die Einnahmensumme beläuft 
sich auf 188 550 DM, die Ausgabensumme auf 
1149 150 DM, der Zuschußbedarf auf 960 600 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 444, Staatliche Lehr- und 
Forschungsanstalt für Gartenbau in Weihenstephan. 
Der Ausschuß schlägt keine Änderungen vor. Die 
Einnahmensumme beträgt 246 750 DM, die Aus­
gabensumme 1149 950 DM, der Zuschußbedarf 
903 200 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Es folgt Kapitel 445, Landfrauenschulen. Der 
Ausschuß beantragt unveränderte Annahme folgen-

der Ziffern: Einnahmensumme 132 700 DM, Aus­
ga·bensumme 328 400 DM, Zuschußbedarf 195 700 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 446 A, Landestaubstummen­
anstalt in T0egernsee. Bei unveränderter Annahme 
der En1Jwurfsziffern ergeben sich in Ei:\].nahmen 
49 200 DM, in Ausgaben 317 050 DM und ein Zu­
schußbedarf von 267 850 DM. - Ohne Erinnerung; 
so •beschlossen. 

'Es folgt Kapitel 446 B, Landesiblindenanstalt in 
München. Bei unveränderter Annahme der Ent­
wurfs.ziffern ergeben sich in Einnahmen 87 000 DM, 
in Ausgaben 284 850 DM. Es verrbleibt ein Zuschuß­
bedarf von 197 850 DM. - Ohne Erinnerung; so be­
schlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 446 C, Landesanstalt für 
krüppelthafte Kinder in München. Bei unv·eränder­
ter Annahme errgeben sich in Einnahmen 120 500 DM, 
in Ausgaben 406 400 DM und ein Zuschuß.bedarf 
von 285 900 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 447, Landesbildstellen. Der 
Ausschuß schlägt unveränderte Annahme vor. Die . 
Abschlußziffern betragen in Einnahmen 906 550 DM, 
in Ausgaben 1 075 850 DM. Der Zuschußbedarf, der 
verbleibt, beläuft sich auf 169 300 DM. - Ohne Er­
innerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 448, Kindergärten und son­
stige Förderung des Schulwesens. Der Ausschuß 
schlägt vor, dem Antrag des Abgeordneten Pittroff 
und Fraktion, den Sie auf Beilage 252 vor sich 
hatben, die Zustimmung zu ertei1en und bei Kapi-

. tel 217, Zuschüsse für den Wiederauföau und die 
Errichtung von Kindergärten, den Betrag von 
80 000 DM um 20 000 DM auf 100 000 DM zu er­
höhen. Unter dieser Voraussetzung schließt das 
Kapitel ab mit einemZuschußbedarf von 118 650DM. 
Einnahmen sind nicht vorhanden. - Ohne Erinne­
rung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 450, Zuschüsse an nicht­
staatliche Schulen und Schülerheime. Auch bei die-· 
sem Kapitel sind keine Einnahmen vorhanden. Die 
Ausgabensumme beläuft sich auf 12 072 250 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Es folgt Kapitel 451, Staatliche Schule für Kran­
kengymnastik und Massage 1beim Institut für physi­
kalische Therapie und Röntgenologie der Universi­
tät München. Es ist unveränderteAnna.!hme der Ent­
wurfsziffern vor.geschlagen: Einnahmen 25 800 D.lYr, 
Ausgaben 44 500 DM, Zuschußbedarf 18 700 DM'. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 452, Lehranstalten für medi­
zinisch-technische . Gehilfinnen und medizinisch­
technische Assistentinnen bei den Universitäten. 
Der Ausschuß schlägt unv·eränderte Annahme vor 
mit folgenden Summen: Einna:hmen 99 000 DM, 
Ausga1ben 123 200 DM, Zuschußbedarf 24 200 ·DM. 
-- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 458, Akademie der Schönen 
Künste. Der Ausschuß schlägt vor, bei Titel 2i 7 den 
Zuschuß zu den persönlichen und sächlichen Aus- • 
gaben von 50 000 DM um 10 000 DM auf 60 000. DM 
zu ·erhöhen. Einnahmen sind 1bei diesem Kapitel 
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nicht vorhanden. Die Ausgabensumme in Höhe von 
60 000 DM ist zugleich die Zuschußsumme. - Es er­
hebt sich keine Erinnerung; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 459 A, Verwaltung der baye­
rischen Staatstheater, 1. Gemeinsamer Dienst. Der 
Ausschuß schlägt vor, die Entwurfsziffern unver­
ändert anzunehmen: Einnahmen 1100 DM,. Aus­
gaben 472 950 iOM, Zuschußbedarf 471850 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 459 A 2, Staatsoper. Der 
Ausschuß schlägt vor, bei Titel 12, Zuschuß des 
bayerischen Rundfunks, und bei Titel 301, Für be­
sondere Ausgaben aus dem Zuschuß des bayerischen 
Rundfunks, ~-eweils den Betrag von 500 000 DM 
einzusetzen. Ferner beantragt der Ausschuß, bei 
Titel 300, 'I'heaterbetriebskosten, den Vermerk an­
zubringen: „Die Mittel sind übertragbar." Das 
Kapitel schließt unter diesen Umständen ab mit 
einer Einnahmensumme von 2 298 750 DM, einer 
Summe der Ausgaben von 5 449 150 DM, somit 
einem Zuschußbedarf von 3 150 400 DM. - Ohne 
Erinnerung; so beschlossen. 

. Ich rufe auf das Kapitel 459 A 3, Staatsschau­
spiel. Der Ausschuß beantragt, bei Titel 11, Zu­
schuß des bayerischen Rundfunks, und bei Titel 301, 
Für ibesondere Ausgaben aus dem Zuschuß des 
bayerischen Rundfunks, jeweils den Betrag von 
180 000 DM einzusetzen, ferner bei Titel 2v6, Be­
wirtschaftung von Dienstgrundstücken und Dienst­
räumen, d:en !Betrag von 140 050 DM um 58 400 DM 
auf 198 450 DM und ;bei Titel 208, Haltung der 
Dienstkraftwagen und -krafträder, den Betrag von 
5400 um 9600 DM auf 15 000 DM zu erhöhen und 
den Vermerk anzubringen: „Davon 6600 DM k. w." 
Ferner schlägt der Ausschuß vor, bei Titel 300, 
'Dheater1betriehskosten, den Betrag von 237 000 DM 
um 65 000 •DM auf 302 000 DM zu erhöhen. Auf 
Vorschlag des Ausschusses soll der Vermerk zu 
Kapitel 459 A 3 „Die Ausgabemittel vermindern 
sich um den Betrag der Mindereinnahme bei 
Titel. 10" gestrichen werden. Der Abschluß des Ka­
pitels lautet nach diesen Änderungen wie folgt: 
Summe der Einnahmen 904 350 1DM, Summe der 
Ausgaben 2 210 250 DM, Zuschußbedarf 1305 900 DM. 
- Ohne Erinneqmg; so beschlossen. 

Ich Tufe auf Kapitel 459 A 4, Staatsoperette. Der 
Aus•schuß beantragt, hei Titel 11, Zuschuß des baye­
rischen Rundfu111ks, und bei Titel 301, Für beson­
dere Ausgaben aus dem Zuschuß des bayerisclien 
Rundfunks, jeweils den Betrag von 30 000 DM ein­
zusetzen und bei Titel 300, Theaterbetriebskosten, 
den Vermerk anzubringen: „Die Mittel sind über­
tragbar." Das Kapitel schließt demnach ab mit 
einer Einnahmensumme von 1142 000 DM und 
einer Ausgabensumme von 2 310 950 DM. Der Zu­
schußbedarf beläuft sich auf 1168 950 DM. - Ohne 
Erinnerung; SIJ beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 459 1B, Sonshge Ausgaben 
für die Theater. Der Ausschuß schlägt vor, bei 
Titel 218, Zuschüsse an andere Theater, den Betrag 
von 1 380 000 1DM um 180 000 DM auf 1 560 000 DM 
zu erhöhen, ferner in der Bemerkung auf Seite 223 

des gedruckten Etats vor dem Buchstaben b. das 
Wort „oder" ·einzufügen und in den Erläuterungen 
die Worte „von Theatern in ·der Provinz" durch die 
Worte „von nichtstaatlichen Theatern" zu ersetzen. 
Das KapiteI schließt ab mit einer Ausgabensumme 
- Einnahmen sind nicht vorhanden - von 
2 060 000 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 460, Förderung und Pflege 
der übrigen lebenden Kunst. Der Ausschuß schlägt 
unveränderte Annahme vor. Einnahmen sind nicht 
vorihanden. •DieAusgabensumme beträgt 610000 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. · 

Ich rufe auf das Kapitel 461, Hochschule der Bil­
denden Künste in München. Die unveränderten 
Entwurfsziffern betragen in Einnahmen 43 250 DM, 
in Ausgaben 716 550 DM. Es verblefüt ein Zuschuß­
bedarf von 673 300 DM. - Ohne Erinnerung; so . 
beschlossen. 

Ich rufe auf das Kapitel 462, Akademie der Bil­
denden Künste in Nürnberg. Der Ausschuß schlägt 
keine Veränderungen gegenüber dem Regierungs­
entwurf vor: Einnahmensumme 10 250 DM, Aus­
ga•bensumme 206 050 DM, Zuschuß'bedarf 195 800 DM. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen . 

Ich rufe auf das Kapitel 463, Zentralinstitut für 
Kunstgeschichte mit Abteilung für Archi:iologie in 
München, ohne Einnahmen. Der Ausschuß schlägt 
•keine Änderungen der Ausgabensumme vor: 
123 850 DM. Das ist zugleich der Zuschußibedarf. 
- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Es folgt Kapitel 464, Staatliche Hochschule für 
Musik in München. Der Ausschuß beantragt die 
unveränderte Annahme der Entwurfszifferii., und 
zwar Summe der Einnahmen 53 900 DM, Summe 
der Ausgaben 556 550 DM, Zuschußbedarf 
502 650 DM. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 465, Staatskonservatorium 
für· Musik in Würzburg. Ohne Änderungsvorschlag 
des Ausschusses. Einnahmensumme des Reg~e­
rungsentwurfes 29 800 DM, Ausgabensumme 
267 050 DM, Zuschußbed~rf 237 250 DM. - Ohne 
Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 466 A, Bayerisches National:­
museum in München. Unveränderte Ziffern des 
Regierungsentwurfes in Einnahmen mit 8200 DM, 
Ausgaben 352 200 DM, Zuschußbedarf 344 000 DM. 
-- Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 466 B, _Museum für ange­
wandte Kunst in München. Unveränderte Ent­
wurfsziffern in Einnahmen mit 2400 DM, Ausgaben 
74 150 DM, Zuschußbedarf 71 750 DM. - Ohne Er­
innerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 466 C, Museum für Völker­
kunde in München. Unveränderte Entwurfsziffern, 
Einnahmen 3900 DM, Ausgaben 134 800 DM, Zu­
schußbedarf 130 900 DM. - Ohne Erinnerung; so 
beschlossen. 

Es folgt Kapitel 466 D, Museum für Abgüsse 
klassischer Bildwerke in München. Bei unverän­
derter Annahme der Entwurfsziffern beträgt die 
Ausgabensumme 32 850 DM. Einnahmen sind nicht 
vorhanden. Die Ausgabensumme stellt den Zu-
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schußbedarf dar. - Ohne Erinnerung; so be­
schlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 466 E, Vor- und Früh­
gesc;hichtliche Staatssammlung in München. Der· 
Ausschuß schlägt keine Änderungen vor. Einnah­
men sind nicht vorhanden. Ausgabensumme und 
Zuschußbedarf 42 600 DM. - Ohne Erinnerung; 
so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 467 A, Staatsgemäldesamm­
lungen in München. Unveränderte Entwurfsziffern, 
Einnahmen 42 450 DM, Ausgaben 482 450 DM, Zu­
schußbedarf 440 000 DM. - Ohne Erinnerung; so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 467 B, Doerner-Institut 
(Staatliche Prüf- und Forschungsanstalt für Far­
bentechnik) in München. Unveränderte Entwurfs­
ziffern. Einnahmen 2850 DM, Ausgaben 72 000 DM, 
Zuschußbedarf 69 150 DM. - Ohne Erinnerung; so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 468, Antikensammlungen in 
München. Der Ausschuß schlägt keine Änderungen 
vor. Die Abschlußziffern lauten im Entwurf: Ein­
nahmensumme 2850 DM, Ausgabensumme 
110 100 DM, Zuschußbedarf 107 250 DM. - Ohne 
Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 469, Graphische Sammlung 
in München. Unveränderte Entwurfsziffern: Ein­
nahmen 1500 DM, Ausgaben 85 600 DM, Zuschuß­
bedarf 84 100 DM. - Ohne Widerspruch; so be­
schlossen. 

Ich rufe auf · Kapitel 470, Münzsammlung in 
München. Der Ausschuß schlägt unveränderte An­
nahme des Entwurfes vor. Einnahmen 50 DM, Aus­
gaben 64 550 DM, Zuschußbedarf 64 500 DM. -
Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 471, Walhalla. Der Ausschuß 
schlägt keine Änderungen vor. Einnahmensumme 
15 100 DM, Ausgabensumme 23 500 DM, Zuschuß­
bedarf 8400 DM. - Ohne . Erinnerung; so be­
schlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 472, Feuerwache. für die 
wissenschaftlichen und Kunstsammlungen des 
Staates in München. Einnahmen sind nicht vorhan­
den. Die Ausgabensumme beträgt 42 350 DM, zu­
gleich Zuschußbedarf. - Ohne Erinnerung; so be­
schlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 473, Landesamt für Denk­
malspflege in München. Der Ausschuß schlägt un­
\reränderte Annahme der Entwurfszahlen vor. 
Einnahmensumme 3350 DM, Ausgabensumme 
1 280 100 DM, Zuschußbedarf 1 276 750 DM. -
Ebenfalls ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Es folgt Kapitel 474, Staatliche Volksbücherei­
stellen. Die unveränderten Entwurfsziffern be­
tragen in Einnahmen 172 500 DM, in Ausgaben 
382 800 DM, Zuschußbedarf 210 300 DM. - Ohne 
Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 475, Sonstige Förderung des 
Volksbildungswesens. Der Ausschuß schlägt vor, 
bei Titel 217, Förderung der Erwachsenenbildung, 
den Betrag von 80 000 DM um 40 000 DM auf 

120 000 DM zu erhöhen. Dem Landtag liegt ein 
Antrag der Frau Abgeordneten Dr. l,Y.(alluche vor, 
betreffend Erhöhung des Ansatzes bei Kapitel 475, 
Titel 218 mit folgendem Wortlaut: 

Im Haushalt des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus für das Rechnungsjahr 
1951 (Einzelplan V) wird bei Kapitel 475, Ti­
tel 218, Förderung des Volksbildungswesens 
im allgemeinen, der Ansatz von 40 000 DM auf 
400 000 DM erhöht. 

Diesem Antrag soll nicht stattgegeben werden. 
An sich stimmen wir doch über die Anträge am 
Schluß ab. Warum soll dieser Antrag jetzt hier 
zur Abstimmung gebracht werden? - Ich höre, der 
Haushaltsausschuß habe das vorgeschlagen. 

Das Kapitel weist keine Einnahmen aus. Wer 
dem Antrag. Dr. Malluche die Zustimmung erteilt, 
wolle sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Der Antrag 
ist abgelehnt. Ein Deckungsvorschlag ist mit dem 
Antrag auch nicht verbunden gewesen. 

Kapitel 475 schließt auf Grund des Ausschuß­
vorschlages urid des jetzt gefaßten Beschlusses ab 
mit einer Ausgabensumme von 160 000 DM, die 
zugleich den Zuschußbedarf darstellt. - Ohne Er­
innerung; .so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 476, Zuschüsse an nicht­
staatliche Volksbildungsstätten. Auch dieses Ka­
pitel weist keine Einnahmen auf. Die Ausgaben­
summe von 176 700 DM stellt zugleich den Zuschuß­
bedarf dar. - Ohne Erinnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 481, Katholische Kirche. Der 
Ausschuß beantragt Zustimmung zum Regierungs­
entwurf. Einnahmen sind nicht vorhanden. Die 
Ausgabensumme von 15 642 400 DM stellt den 
Zuschußbedarf dar. - Ohne Erinnerung; so be­
schlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 482, Evangelische '.Kirche 
r. d. Rh. Der Ausschuß beantragt, bei Titel 118, 
Zuschuß zur Besoldung der Seelsorgegeistlichen, 
den Betrag von 3 550 000 DM um 50 000 DM auf 
3 600 000 DM zu ,erhöhen. Das Kapitel weist 
keine Einnahmen auf. Die Ausgabensumme von 
5 302 750 DM stellt zugleich den Zuschußbedarf 
dar. - Ohne Er~nnerung; so beschlossen. 

Ich rufe auf Kapitel 483, Altkatholische Kirche. 
Der Haushaltsausschuß schlägt vor, nach Ziffer 483 
den Buchstaben A, anzufügen. Das Kapitel 483 A 
hat folgenden Abschluß: Da Einnahmen nicht vor­
handen sind, stellen die Ausgaben mit 15 000 DM 
zugleich den Zuschußbedarf dar. - Ohne Erinne­
rung; so beschlossen. 

Der Ausschuß schlägt weiter vot, ein neues Ka­
pitel 483 B, Zuschüsse an sonstige Reli~ionsgemein­
schaften und an Weltanschauungsgemeinschaften, 
einzufügen, und zwar mit einem Titel 217, Zuschuß. 
an die freireligiöse Landesgemeinde in Bayern, 
6000 DM, und einer Erläuterung zu Titel 217: „Der 
freireligiösen Landesgemeinde in Bayern wird pro 
Mitglied ein Betrag von 1,50 DM bewilligt." Der 
Betrag von 6000 DM stellt den Zuschußbedarf des 
Kapitels 483 B dar. - Widerspruch wird nicht er­
\holben. Das Kapitel ist ang·enommen. 
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Ich rufe .auf K!apitel 484, Baupflicht des Staates 
für kirchliche Gebäude auf Grund besonderer 
Rechtsverhältnisse. Der Ausschuß beantragt die 
unveränderte Annahme der Entwurfsziffern mit 
einer Einnahmensumme von 11 200 DM, einer Aus­
gabensumme von 1 273 000 DM und somit einem 
Zuschußbedarf von 1 261 800 DM. - Ohne Er­
innerung; so beschlossen. 

Damit sind alle Einzelkapitel des Einzelplans V 
genehmigt. 

Auf Grund dieser Einzelgenehmigungen ergibt 
sich folgende Abgleichung des Gesamthaushalts 
Einzelplan V: 

Summe der Einnahmen 38 015 200 DM 
Summe der Ausgaben . 345 157 000 DM 
Gesamtzuschußbedarf . 307 141 800 DM. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die dem Einzelplan V mit der von mir bekannt­
gegebenen Gesamtabgleichung zustimmen wollen, 
sich vom Platz zu erheben. - Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß die Gesamtabgleichung gegen die Stimmen der 
FDP und der DG angenommen ist. Stimmenthal­
tungen liegen nicht vor. 

Den Mitgliedern des Hauses sind außerdem die 
Anlag.e A, Ausweis der planmäßigen Beamten, An­
lage B I, Ausweis der außerplanmäßigen Beamten, 
Anlage B II, Ausweis der Privatdozenten und wis­
senschaftlichen Assistenten an den Hochschulen 
usw„ Anlage C, Ausweis der nichtbeamteten Hilfs­
kräfte, Anlage D, Ausweis der Einnahmen und 
Ausgaben der Technischen Hochschule München 
und Anlage E, Nachweisung der Sondervermögen 
unterbreitet worden. 

Der Ausschuß für den Staatshaushalt schlägt die 
aus der Beilage 2387 ersichtlichen Änderungen für 
die Anlagen A, BI und C vor. Hierbei wurden die 
nachfolgend genannten zwei Anträge mit behan­
delt: 

1. Antrag des Abgeordneten Dr. Lippert und 
Fraktion laut Drucksache 2209. Diesem Antrag 
wurde dadurch Rechnung getragen, daß der Aus­
schuß vorschlägt, bei Kapitel 402 A I - Universi­
tät München - Universitätsbetrieb im allgemeinen, 
bei Professoren Besoldungsgruppe H 1 b, ordent­
liche Professoren, die Zahl 102 um 1 auf 103 zu 
erhöhen und bei Besoldungsgruppe H 2, außer­
ordentliche Professoren, die Zahl von 40 um 1 auf 
39 zu vermindern. 

2. Antrag des Abgeordneten Dr. Lippert auf der 
Drucksache 720. Diesem Antrag trug der Ausschuß 
dadurch Rechnung, daß er beantragte, bei Kapi­
tel 435 B - Schulräte - bei Besoldungsgruppe 
A 2 c 2, Schulräte, die Zahl von 149 um 1 auf 150 
zu erhöhen und folgenden Vermerk anzubringen: 

Die zusätzliche Stelle ist für den Landkreis 
Wegscheid bestimmt und ist ab 1. April 1952 
zu besetzen. 

Das Hohe Haus ist mit den in der Beilage 2387. 
vorgetragenen Änderungen in den Anlagen A, B 

und C einverstanden. Ich stelle fest: gegen 1 Stim­
me. Stimmenthaltungen liegen keine vor. 

Auf Seite 2 der Beilage 2387 in der rechten 
Spalte ist folgender Druckfehler zu berichtigen: 
Unter Nr. 19 b lautet die drittletzte Zeile statt 
„BesGr. H 1 b Ordentliche Professoren" nunmehr 
„BesGr. H 2 Außerordentliche Professoren". 

Damit ist die Beratung des Haushalts des baye­
rischen Staatsministeriums für Unterricht und Kul­
tus - Einzelplan V - abgeschlossen. 

Der Ausschuß für den Staatshaushalt hat eine 
ganze Reihe der zu diesem Haushalt vorliegenden 
Anträge angenommen. Ich werde die Anträge hier 
jeweils zitieren und bitte, wo eine Einwendung 
gegen die vom Haushaltsausschuß beschlossene An..: 
nahme vorzubringen ist, diese hier geltend zu ma­
chen. - Die Einzelheiten bitte ich der Druck­
sache 2387 zu entnehmen und der Abstimmung an 
Hand der Drucksache zu folgen. 

1. Antrag des Abgeordneten Franz Haas betref­
fend finanzielle Unterstützung für Zwecke der 
Jugendpflege; 

2. AJ:).trag des Abgeordneten Ortloph betreffend 
VertragsabschlÜß mit dem Landessportverband· 
über Zuwendungen aus dem Fußballtoto; 

3. Antrag des Abgeordneten Beier betreffend Ge­
währung von Unterhaltsbeihilfen an unbesoldete 
Volontärärzte; 

4. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Meix­
ner, Elsen und Fraktion betreffend Erhöhung der 
Haushaltsmittel bei Kapitel 423 für die Biologische 
Versuchsanstalt in München (Beilage 2258); 

5 .. Antrag des Abgeordneten Junker betreffend 
Zuweisung eines Bauplatzes für den Neubau der 
Staatsbauschule. München (Beilage 1494), dessen 
Fassung geändert wurde; 

6. Antrag der Abgeordneten Dr. Baumgartner, 
Knott, Dr. Fischbacher, Lang und Fraktion. 
Dr. Hundhammer, Sebald und Weishäupl betref­
fend Bereitstellung von Haushaltsmitteln für den 
.Ausbau des staatlichen Holztechnikums Rosenheim 
(Beilage 2153); 
. 7. Antrag der Abgeordneten Engel und Bantele 

betreffend Erhöhung der Haushaltsmittel bei Ka­
pitel 432 Titel 100; 

8. Antrag des Abgeordneten Helmerich und Ge­
nossen betreffend Errichtung einer staatlichen Real­
schu~e in Zwiesel; 

9. Antrag der Abgeordneten Schreiner, Pfeffer, 
Dr. Schier, Euerl, Stöhr, Roßmann und Dr. Soen­
ning betreffend Gewährung von Ausbildungsbei­
hilfen an Handarbeitslehrer-Anwärterinnen; 

10. Antrag des Abgeordneten Dr.Korff betreffend 
Beschäftigungsvergütung für Lehramtsanwärter 
während der Ferien; 

11. Antrag des Abgeordneten Ortloph und Ge­
. nossen betreffend Vermehrung der Planstellen für 

landwirtschaftliche Berufssch ullehr kräfte; 

12. Antrag des Abgeordneten Meixner und Ge­
nossen betreffend Erhöhung der Zuschüsse für den 
Wiederaufbau und die Errichtung von Kinder­
gärten. 
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13. Antrag der Abgeordneten Dr. Lacherbauer 
und Beier betreffend Erhöhung der Zuschüsse für 
sonstige nichtstaatliche höhere und mittiere Schu­
len im Haushaltsvoranschlag 1952;, 

14. Antrag des Abgeordneten Meixner betreffend 
Erhöhung der Zuschüsse an nichtstaatliche Lehre­
rinnenbildungsanstalten im Haushaltsvoranschlag 
1952; 

15. Antrag des Abgeordneten Franz Haas betref­
fend Erhöhung der Zuschüsse für Förderung der 
Erwachsenenbildung im Haushaltsvoranschlag 1952; 

16. Antrag des Abgeordneten von Feury betref­
fend Nichtanwendung der Sperrvorschrift bei Kapi­
tel 459 B Einzelplan V; 

17. Antrag des Abgeordneten Stöhr betreffend 
Bereitstellung von Mitteln für die Wiedererrich­
tung des Bergwald..:Theaters in Weißenburg/Bayern; 

18. Antrag des Abgeordneten Franz Haas betref..1 
fend Bildung eines Sammelansatzes für Neuerwer­
bungen der staa,tlichen Sammlungen für den Haus­
haltsvoranschlag 1952; 

19. Antrag des Abgeordneten Ospald betreffend 
Unterstützung des Wiederaufbaus des Roggenbur­
ger Klosters; 

20. Antrag der Abgeordi.1eten Kiene, Frenzel be­
treffend Gewährung eines Staatszuschusses an die 
Freilichtbühne Kempten; 

21. Antrag des Abgeordneten Högn und Genossen 
betreffend Erklärung des Städtebundtheaters Hof 
zur Landesbühne; nunmehr Gewährung eines Zu­
schusses; 

22. Antrag des Abgeordneten Pittroff und Ge­
nossen betreffend Gewährung eines Staatszuschus­
ses :für die Luisenburg-Festspiele in Wunsiedel; 

23. Antrag des Abgeordneten Dr. Lacherbauer be­
treffend Wiedererrichtung einer Landesbühne ins­
besondere zur Betreuung des Südostraums; 

24. Antrag der Abgeordneten Dr. Strosche, Luft 
und Fraktion, Eberhard, Frenzel, Dr. Sturm und 
Dr. Soenning betreffend Subventionierung des 
Bamberger Symphonieorchesters im Haushaltsjahr 
1952; 

25. Antrag des Abgeordneten Euerl betreffend 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln zur Subven­
tionierung des fränkischen Landesorchesters; 

26. Antrag des Abgeordneten Seibert betreffend 
Gewährung eines staatlichen Zuschusses an das 
Symphonieorchester der Stadt Bad Reiche.nhall. 

Die Texte der Ausschuß-Beschlüsse weichen zum 
Teil gegenüber dem ursprünglichen Wortlaut der 
Anträge ab. Die Ausschuß-Beschlüsse sind in der 
von mir bereits mehrfach erwähnten Beilage 2387 
zusammengestellt. 

Zu keinem der eben verlesenen Anträge hat sich 
ein Widerspruch erhoben. Ich stelle damit fest, daß 
das Hohe Haus den Vorschlägen des Ausschusses 
zu den von mir hier genannten einzelnen Anträgen 
beitritt. 

Der Ausschuß schlägt vor, folgende Anträge ab­
zulehnen: 

1. Antrag des Abgeordneten Euer! betreffend 
Änderung des Stellenplans für das Ohm-Polytech­
nikum in Nürnberg (Beilage 479). 

2. Antrag der Abgeordneten von Knoeringen, 
Förster, von Rudolph, Walch und Fraktion betref­
fend Einschaltung der Kreisorganisation des Leh­
rerverbandes bei Neu- und Erweiterungsbauten, 
von Volks- und Berufsschulen (Beilage 1557). 

3. Antrag der Abgeordneten Dr.Brücher, Dr.Bun­
gartz und Fraktion betreffend Entfernung der Mi­
krophon-Abhöranlage im .Residenztheater (Bei­
lage 1070). 

Hierzu hat der Herr Abgeordnete Dr. Bungartz 
das Wort. 

Dr. Bungartz (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich möchte das Hohe Haus doch ersuchen, diesem 
Antrag zuzustimmen. Der Antrag lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die sofor­
tige Abschaffung der Mikrophon-Abhöranlage 
im Residenztheater zu verfügen. 

In der Ausschußsitzung haben der Herr Staats­
intendant und andere Herren des Staatstheaters 
versichert, daß diese Abhöranlage notwendig sei, 
damit der Herr Staatsintendant die Proben abhören 
und mithören könne. Es ist allgemein bekannt, daß 
die Leistungen des Staatsintendanten von der ge­
samten Presse abgelehnt werden. 

(Allgemeiner Widerspruch - Zurufe: 
Beweist noch gar nichts!) 

Auch die Leistungen - -

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
Dr. Bungartz, es steht jetzt nicht die Leistung des 
Intendanten des Staatsschauspiels zur Debatte, son­
dern nur der Antrag der Abgeordneten Dr. Brücher 
bezüglich der Mikrophon-Anlage. Ich bitte Sie, sich 
in Ihren Ausführungen darauf zu beschränken. 

Dr. Bungartz (FDP): - Jawohl! Das hat aber 
etwas damit zu tun. Wenn ein Staatsintendant, der ' 
Theater spielt, sich seine Proben nur anhört und 
mithört, sie aber nicht einmal ansieht, dann sollte 
man sich nicht wundern, daß die Leistungen dieses 
Intendanten s6 schlecht sind. Um diesen Intendan­
ten· dazu zu erziehen, sich Hein eigenes Theater 
auch einmal anzusehen, wäre es wohl zweckmäßig, 
diese etwas merkwürdige technische Einrichtung 
zu entfernen. Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag 
des Ausschusses nicht zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich stelle zunächst 
fest, daß die von niir eiben als Ant:riag Nr. 1 und 2 
genannten Anträge entsprechend dem Vorschlag 
des Ausschusses vom Hause abgelehnt wurden. 

Zu dem unter 3 ·erwähnten Antrag hat der Ab­
geordnete Bungartz vorgeschlagen, dem Ausschuß­
vorschlag nicht beizutreten. - Wer dem Vorschlag 
des Abgeordneten Bungartz entsprechen will, möge 
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sich vom P1atz erheben. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltungen? 

(Abg. Dr. Korff: Namentliche Abstimmung!) 

Ich bitte nochmals diejenigen, sich vom Platz zu 
erheben, die dem Antrag Dr. Bungartz nicht zu­
stimmen wollen. 

(Abg. Dr. Korff: Gibts denn das überhaupt 
nach der Geschäftsordnung? - Abg. Dr. Brü-

cher: Zur Geschäftsordnung!) 

- Das ist die Mehrheit. Damit ist der Vorschlag 
Bungartz nicht angenommen. Der Ausschußvor­
schlag auf Ablehnung des Antrags ist gebilligt. 

Der Ausschuß hat ferner festgestellt, daß die An­
träge auf den Beilagen 252, 720, 1275, 2209 durch 
die Änderungsvorschläge für den Haushaltsplan 
ihre Erledigung gefunden haben. 

Zurückgezogen sind die Anträge auf den Bei­
lagen 359, 472, 545 Ziffer 1 b, 553, 573, 614, 1276, 
1533, 177( 2091, 2111, 2155, 2157 und 2217. Damit 
ist die Beratung des Haushalts des Staatsministe-. 
riums für Unterricht und Kultus abgeschlossen. 

Ich erteile nunmehr das Wort zu einer Mittei­
lung dem Herrn Staatsminister des Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Dem Staatsministerium des Innern ist mit­
geteilt worden, daß Frantisek Kroupa nunmehr in 
Straßburg festgenommen worden ist. 

(Bravo!) 

D~e Bundesbehörden bemühen sich gegenwärtig um 
die Auslieferung. Welch·es Gericht dann endgültig 
für eine etwaige Aburteilung zuständig sein wird, 
ein deutsches Gericht oder ein Gericht der Be-

satzungsbehörde, wird in den Verihandlungen zwi­
schen dem Bund und den Besatzungsmächten fest­
gestellt werden. 

(Le1bihafter Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir werden die 
morgige Sitzung beginnen mit der Berichterstat­
tung zum Haushalt des Staatsministeriums der Fi­
nanzen für das Rechnungsja:hr 1951 (Beilage 2388), 
zum Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung 
für das Rechnungsjahr 1951 (Beilage 2389) und zum 
Außerordentlichen Haushalt für das Rechnungs­
jahr 1951 (Beilage 2391). 

Der Ältestenrat hat sich heute da1hin geeinigt, 
dem Hohen Hause vorzuschlagen, daß die Bericht­
erstattung über diese drei Punkte der T1agesord­
nung unmittelbar hintereinander erfolgt, weiter, 
daß eventuelle Ausführungen der Staatsregierung 
auch iri einem Zuge anschließend erfolgen und die 
Aussprache über diese drei \Haushalte gleichfalls 
miteinander verbunden wird. Das dürfte bei der 
inneren Affinität der drei Haushalte auch geraten 
und zweckmäßig sein und zu einer Beschleunigung 
des Verfahr·ens beitragen. Die Abstimmung erfolgt 
dann natürlich getrennt. 

Die Redezeit soll in dem Falle das volle Maß be­
tragen, das h€ißt für die .großen Fraktionen jeweils 
1 Stunde, für die mittleren jeweils 3/4 Stunden und 
für die DeutsChe Gemeinschaft 1/2 Stunde. 

(Abg. Dr. Korff: Mit Toleranz, nach Möglich­
keit! - Zurufe) 

- Mit Disziplin, Herr Abgeordneter! 
(Lebhafter Beifall) 

Die Sitzung beginnt morgen um 9 Uhr. F~r heute 
sind die Beratungen geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19 Uhr 36 Minuten) 
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